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gewählt werden). Die Redaktion bzw. unser Redaktionsse­
kretär Ralf Krämer ist unter der Nummer 02 31- 40 14 11 zu 
erreichen. Die Fax-Nummer ist für Verlag und Redaktion 
02 31- 40 2416 Die Bankverbindung der spw bleibt unver­
ändert. Die Gesellschaftsversammlung der spw-Verlag/Re­
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der Gesellschaft nach Dortmund zu verlegen. 
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BLZ: 1 1 1 1 1 1 
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Seehofer und die Sozialhilfe 

Seit längerem wird wiederholt von 
verschiedenen Seiten ein angeb­
lich flächendeckender Mißbrauch 

der Sozialhilfe beklagt und behauptet, 
angesichts der großzügigen Unterstüt­
zung durch die Solidargemeinschaft, die 
regelmäßig die Arbeitseinkommen über­
steige, lohne es kaum mehr, noch zu ar­
beiten. Empirische Belege für diese 
Thesen konnten bis heute nicht beige­
bracht werden. Daß die Situation der So­
zialhilfe jedoch nicht unproblematisch 
ist, verdeutlicht bereits ein kurzer Blick 
auf die Entwicklungen in diesem Be­
reich. 

Die offizielle Zahl der Sozialhilfe­
empfänger überschritt 1992 in den alten 
Ländern zum ersten Mal die Viermillio­
nengrenze. Im Vergleich zum Vorjahr 
handelt es sich hier um einen Zuwachs 
von 8 % . Im Osten gar stieg die Zahl der 
Hilfeempfänger im gleichen Zeitraum 
um 40% auf mittlerweile 685.000. Auch 
für 1993 ist ein weiterer Anstieg zu ver­
zeichnen. Besonders nachhaltig nahm 
jeweils die Zahl derjenigen zu, die Sozi­
alhilfe als laufende Hilfe zum Lebensun­
terhalt (HLU) bezogen. Zu ihnen gehör­
ten 1992 in Westdeutschland 3,15 Mil­
lionen und in Ostdeutschland immerhin 
488.100 Menschen. Bei (zumindest im 
Westen) steigenden Verweildauern nah­
men gemäß dieser Entwicklungen im 
Bereich der Klienten auch die Lei­
stungsausgaben der Sozialhilfe zu: Für 
die gesamte BRD beliefen sich die Net­
toausgaben in den Jahren 1992 und 1993 
auf 35 Milliarden DM bzw. 40 Milliar­
den DM. Betroffen von dieser „Kosten­
explosion" sind vor allem die Kommu­
nen, die die Sozialhilfe ganz überwie­
gend finanzieren. 

Aber hierin allein erschöpft sich das 
Problem nicht. Vielmehr ist die Sozial­
hilfe, insbesondere die HLU, die ur­
sprünglich als kurzfristige Überbrük­
kungshilfe in individueUen Notlagen 
konzipiert war, mit der Bewältigung der 
Folgen gesellschaftlicher Massener­
scheinungen (Arbeitslosigkeit, unzurei­
chende Versicherungs- und Versor­
gungsansprüche sowie zu geringe Er­
werbseinkommen) zunehmend struktu­
rell überfordert. 

t....,.··-::-·-~--·~---vOlkar'l:me~nn, o·,. rer. pol., Wissens<:hatttl­
,,. . ,.;·,~Angeslalneram Forschungsinstitut für So­

:.?L!\,;~,~:~-~~~t,,zu Köln 
, ... ;.. .... .,_ ... ,,""·": .. :'':""'·'"'''Ch".,,., 

Die Seehafer-Vorschläge 
Angesichts dieser Ausgangslage hat 

nun Bundesgesundheitsminister Seeho­
fer, der seit Beginn der neuen Legisla­
turperiode für die Sozialhilfe zuständig 
ist, eine große Reform des untersten 
Netzes der sozialen Sicherung angekün­
digt. Die Kernpunkte seines Programms 
sind: 
• die Wiedereingliederung arbeitsloser 
HLU-Bezieher in den · Arbeitsmarkt 
durch befristete Lohnkosten- und Einar­
beitungszuschüsse an Arbeitgeber, 
durch Leiharbeit, durch Qualifizierungs­
und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, 
• eine schärfere Sanktionierung der 
Hilfeempfänger bei Ablehnung einer zu­
mutbaren Arbeit, 
• die Erhöhung des Arbeitsanreizes für 
HLU-Empfänger durch eine befristete 
und gestaffelte Erhöhung der Anrech­
nungsfreibeträge für Arbeitseinkom­
men. 
• die Nettolohnanpassung der Regel­
sätze in den kommenden drei Jahren so­
wie 
• eine Neuregelung des Lohnabstands­
gebotes. 

Neue Beschäftigungs­
. chancen oder Arbeits­

zwang? 

Absolut zutreffend erkennt Seehofer 
die anhaltende Arbeitslosigkeit als eines 
der wesentlichsten Probleme: Fast ein 
Drittel der westdeutschen und mehr als 
die Hälfte. der ostdeutschen Sozialhilfe-

von Volker Offermann• 

empfänger gibt sie als Hauptursache der 
Hilfegewährung an. Die Öffnung der 
Arbeitsmärkte, gerade für Benachteilig­
te (Langzeitarbeitslose, Behinderte, Pers 
sonen mit qualifikatorischen Defiziten), · 
ist insofern richtig und wünschenswert. 
Angesichts der aktuellen Arbeitsinarkt­
situation ist es jedoch mehr als zweifel­
haft, ob dieses Ziel durch Zuschüsse an 
die Arbeitgeber erreicht werden kann. 
Problematisch erscheinen die Vorschlä­
ge aber auch dann, wenn die örtlichen 
Sozialhilfeträger für die Reintegration 
von Sozialhilfeempfängern in das Ar­
beitsgeschehen zuständig sein sollen. Es 
droht die Gefahr einer Doppelstruktur 
von Arbeits- und Sozialämtern. Dane­
ben ist aber auch zu bedenken, daß be­
reits heute eine Vielzahl von Beschäfti­
gungsprojekten besteht, die gemeinsam 
von Arbeitsämtern, Kommunen und 
Wohlfahrtsverbänden getragen werden, 
und die regelmäßig mit hohen finanziel­
len Belastungen für die Gemeinden ver­
bunden sind. Mehrbeschäftigung ist für 
die Kommunen daher oftmals gleichbe­
deutend mit Mehrkosten, weswegen 
auch eine geringe Teilnahmebereitschaft 
an Seehofers Programm zu erwarten ist. 
Dies legen auch die jüngsten Äußerun­
gen des Deutschen Städtetages nahe. 

Einen Sinn ergeben die Seehofer­
Vorschläge allerdings vor dem Hinter­
grund, daß im Falle, daß keine regulären 
Beschäftigungsverhältnisse bereitgestellt 
werden können, die Sozialhilfeempfän­
ger vermehrt zu Gemeinschaftsarbeiten 
(sogenannte GZ-Arbeiten) herangezo­
gen werden können. Bei diesen Arbeits­
gelegenheiten wird den Beschäftigten 

Pflegekosten mit an der Spitze 

neben der HLU 
eine Mehrauf­
wandsentschä­
digung von 
1,50 DM bis 
2,50 DM je 
Stunde gezahlt, 
sie begründen 
kein Arbeits­
verhältnis im 
Sinne des Ar­
beitsrechts, und 
sind nicht mit 
Sozialversiche­
rung verbun­
den. Bei der 
praktischen 

Verteilung der gesamten 
Sozialhilfe-Ausgaben 
bundesweit 1993 --+--1-->--+--I 

sonstige 
1,8% 

Krankenhilfe 

Hilfe in besonderen 
_ _,__.Lebenslagen 

1 1 63;2% 
1..-., Quelle: Statistisches Bundesamt 
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· l,Jmsetzung der GZ-Arbeiten war es bis­
her so, -daß der von Seehofer als beson­
ders förderungswürdig eingestufte Per­
sonenkreis kaum berücksichtigt wurde, 
weil seine Betreuung die gleichzeitige 
Einstellung· sozialpädagogischen Fach­
personals erfordert hätte. Dies ist aus Ko-. 
stengründen jedoch unterblieben. Seeho­
fer wird seine erklärten sozialpolitischen 
Absichten also auch auf diesem Wege 
kaum erfolgreich umsetzen können. 

Was der Gesundheitsminister aller­
dings erreicht, ist eine Verstärkung der 
Arbeitspflicht für Sozialhilfeempfänger. 
Dabei ist es bereits seit der 94er Novel­
lierung des BSHG so, daß diejenigen, 
die die Annahme einer zumutbaren Ar­
beitsgelegenheit verweigern, ihren An­
spruch auf HLU verwirken (§25 Abs. 1 
BSHG). Allerdings gilt einschränkend 
bislang, daß das Existenzminimum auch 
weiterhin gesichert sein muß, so daß der 
Regelsatz „nur" um etwa 20% gekürzt 
werden kann. Die Sozialhilfeträger ha­
ben von dieser Regelung bisher kaum 
Gebrauch gemacht haben. Durch die 
Umsetzung der Seehofer-Vorschläge 
würden sie nun aber zu 25%igen Kür­
zungen verpflichtet, und der Zwang für 
die Hilfebezieher, nahezu jede Arbeit 
anzunehmen, würde massiv erhöht. 

Anrechungsfreibeträge 
und Lohnabstandsgebot 

Gleichzeitig soll die Arbeitsaufnah­
me positiv durch die Erhöhung der An­
rechnungsfreibeträge auf Arbeitsein­
kommen, die zur Zeit maximal 260 DM 
im Monat betragen, stimuliert werden. 
Stände diese Regelung allein und wären 
die Freibeträge für das Lohnabstandsge­
bot bedeutungslos, so wäre sie über­
haupt nicht zu beanstanden, sondern ent­
spräche gar alten Forderungen zu einer 
effektiven Reform der Sozialhilfe. Im 
Kontext verschärfter Sanktionsandro­
hungen wird jedoch insbesondere der 
Zwang zur Annahme niedrig entlohnter 
Tätigkeiten verschärft. Hier nun zeigen 
sich auffällige Parallelen zur neuen AB­
Anordnung der Bundesanstalt für Ar­
beit, die die Höchstförderung für Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen nur noch 
dann vorsieht, wenn die Beschäftigung 
untertariflich entlohnt ist. Die V erallge­
meinerung solcher Beschäftigungsver­
hältnisse kann langfristig nicht ohne 
Folgen auf das gesamte Tarifgefüge 
bleiben. Ist aber so erst einmal der Nied­
riglohnbereich nach unten geöffnet, 
dann verstärkt sich der Druck in Rich-

tung Senkung der Sozialhilfesätze, um. 
das Lohnabstandsgebot zu wahren. 

Das Lohnabstandsgebot wurde schon 
in den Jahren 1993/94 novelliert. Galt 
früher, daß - von größeren Bedarfsge­
meinschaften abgesehen - Regelsatz und 
Unterkunftskosten die durchschnittli­
chen Nettoentgelte unterer Einkom­
mensgruppen nicht überschreiten durf­
ten, so sollen diese Einkommen heute 
. einschließlich des Anrechnungsfreibe­
trages nicht erreicht werden. Das neue 
Lohnabstandgebot zielt also in der Kon­
sequenz auf eine Senkung der Regelsät­
ze. Wird nun aber - bei unverändertem 
Abstandsgebot - der Anrechnungsfrei­
betrag erhöht, dann wird die Einhaltung 
des Abstandes zu zudem sinkenden Ver­
gleichslöhnen zunehmend unwahr­
scheinlicher, eine Reduzierung des Re­
gelsatzniveaus hingegen immer wahr­
scheinlicher. Sinken aber die Regelsät­
ze, dann· wird zwar nicht der Kreis der 
Bedürftigen kleiner, wohl aber der der 
Leistungsberechtigten; die Armen wer­
den marginalisiert. In letzter Konse­
quenz erweist sich die vordergründig 
positiv erscheinende Erhöhung der An­
rechnungsfreibeträge als ihr genaues 
Gegenteil. Sie führt zu einer Senkung 
der Unterstützung für alle nichtarbeits­
fä.higen Sozialhilfebezieher. 

Abkehr vom Prinzip 
der Bedarfsdeckung 

Schließlich sollen nach den Vorstel­
lungen Seehofers die Regelsätze - wie 
bereits zwischen 1993 und 1996 - auch 
zukünftig nur im Rahmen der Netto­
lohnentwicklung steigen. Geht man da­
von aus, daß die Nettolöhne und -gehäl­
ter in den kommenden Jahren kaum stei­
gen dürften, bedeutet dies eine faktische 
Einfrierung der Sozialhilfe auf dem Ni­
veau von 1992. Bei steigenden Empfän­
gerzahlen und Verweildauern werden 
die Ausgaben in der Sozialhilfe, sieht 
man zunächst von den möglichen Fol­
gen des Lohnabstandsgebotes ab, dann 
aber trotz dieser Maßnahmen steigen. 
Allerdings fällt die Kostenbelastung er­
heblich geringer aus, als wenn nun wie­
der an das Statistikmodell (Warenkorb), 
nach dem die Regelsätze bislang errech­
net wurden, angeschlossen würde. Da­
nach nämlich müßten die Regelsätze in 
1996 um rund 10% oder etwa 50 DM er­
höht werden. Genau das will der Mini, 
ster jedoch verhindern. . 

· Der Preis für diese Politik besteht 
darin, daß die gesetzes- und · verfas- . 

sungsmäßig gebotene Realisation des 
Bedarfsdeckungsprinzips weiterhin und 
zunehmend verletzt wird. Die Hilfeemp­
fänger verlieren damit zugleich den ih­
nen in § 1 Abs. 2 BSHG verbürgten 
Rechtsanspruch auf die Führung eines 
menschenwürdigen Lebens; die Sozial­
hilfe selbst wird zurückentwickelt zur 
Armenpflege des 19. Jahrhunderts. Als 
Reform im positiven Sinne kann Seeho­
fers Programm somit nicht verstanden 
werden. Er setzt vielmehr auch weiter- · 
hin auf Leistungskürzung und Diszipli­
nierung, womit er keine Politik gegen 
die Armut, sondern eine gegen die Ar­
men verfolgt. 

Für eine soziale Reform 
der Sozialhilfe 

Eine wohl verstandene Reform der 
Sozialhilfe hätte demgegenüber andere 
Akzente zu setzen. Von höchster Priori­
tät wäre dabei eine armutspräventive AI­
beitsmarktpolitik mit den Instrumenten 
der Arbeitszeitverkürzung sowie einer 
aktiven Beschäftigungspolitik. Darüber 
hinaus könnte dem Problem unzurei­
chender Versicherungs- und Versor­
gungsansprüche unbürokratisch und ef­
fektiv durch die Einführung einer . bet, 
darfsorientierten Mindestsicherun_g\\Df-:: 
Arbeitslosen- und Rentenversichertnlj!. : 
begegnet werden. Schließlich ist a.ucb 
ein wesentlich verbesserter Familienla­
stenausgleich sowie ein Ausbau persön­
licher sozialer Dienste zu fordern. 

Durch diese Maßnahmen würde die 
Zahl der Sozialhilfeempfängerinnen in 
einer sozialpolitisch verantwortlichen 
Weise, das heißt ohne Marginalisierung 
der Bedürftigen, um gut. die Hälfte redu­
ziert, und die strukturelle Überforderung 
der Sozialhilfe abgebaut. Die frei wer­
denden Mittel würden es den Kommu­
nen dann auch wieder erlauben, weitrei­
chendere Aufgaben, z.B. solche einer ta­
rifgebundenen kommunalen Arbeits­
marktpolitik, wahrzunehmen. Die Fi­
nanzierung der vorgeschlagenen ar­
mutsbekämpfenden Maßnahmen hätte 
aus Steuermitteln des Bundes zu erfol­
gen. Ihre Aulbringung ist aber nur durch 
Umverteilung von oben nach unten 
möglich. Dies würde aber eine Umkeh­
rung der bisherigen Politik dieser Regie­
rungskoalition bedeuten, zu !l.er sie of-

. fenbar nicht bereit ist. 

5 
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,,Wir haben mittlerweile 
eine sehr moderne rechte Szene'' 

Interview mit Klaus Farin und Rainer Fromm* 

spw: Das rechtsextreme Netzwerk 
zeichnet sich durch eine breite Ange­
botsstruktur aus: von der jugendlichen 
Subkultur über Wahlparteien bis hin zu 
intellektuellen Zirkeln .. Während die ex­
treme Rechte noch mit der Demontage 
des Asylrechts einen entsche~denden po­
litischen Erfolg erzielen konnte, scheint 
sie heute am Boden zu liegen. Gegen die 
militanten neonazistischen Gruppierun­
gen wird mittels des staatlichen Verbots­
instrumentariums vorgegangen. Greifen 
die Verbote oder handelt es sich hier 
eher um eine symbolische Politik, die 
gegenüber dem Ausland Aktivität signa­
lisiert, aber gleichzeitig die Normalisie­
rung des Rassismus, seine Institutionali­
sierung in der Mitte der Gesellschaft 
verdeckt? · 

Fromm: Die Gruppen, die verboten 
wurden, sind in der Regel Mini-Grup­
pen, die mit der gesellschaftlichen Rele­
vanz des Rechtsextremismus sehr wenig 
zu tun haben. Die größten der verbote­
nen Organisationen sind die F AP und die 
Wiking-Jugend mit einer Mitgliederzahl 
von ca. 500. Es handelt sich um aggressi­
ve Gruppen mit erheblicher Gewaltbe­
reitschaft gegen politische Gegner. Der 
rechtsextreme „Stino" kann Sich nun zu­
rücklehnen, weil die Öffentlichkeit ihren 
Blick auf die Ränder richtet. 

Farin: Verbote bedeuten Abschrek­
kung des Mitläufertums, erschweren den 
Zugang zur Öffentlichkeit über eigene 
Medien und Versammlungen, aber sie 
bedeuten gleichzeitig eine Verhärtung, 
Radikalisierung des inneren Kreises bis 
hin zum Abgleiten ins terroristische Um­
feld. Die Wirkungen sind also ausge­
sprochen zwiespältig. Hinzu kommt, 

. daß merkwürdigerweise immer die Orga-

Klaus Farin, lebt und arbeitet als Literaturkritiker 
und freier Autor in Berlin, VeröffentllchUngen 
{gemeinsam mit Eberhard Seidel-Pielen): Krieg 
In den Städten. Jugendgangs in Deutschland, 
Berlin 1991; R8Chtsrück. Rassismus im neuen 
Deutschland. Berlin 1992; Skinheads, München 
1993. _ . 
Raln~r Fromm, lebt als freier Journalist im 
Rhein-Main-Gebiet, VeroHentlichllngen: Am 
,rechten Rand. Lexikon des Rechtsradikalismus, 

- Marburg 1993; ... und '!'Qrgen die ganze Welt? 
:Rechtsextreme.PubUzlstlk In Westeuropa, Mar- · 

: burg··-1994_; Europas braune Saat, München 
· 1994(gememaam mltBarbaraKerrllach). 

,:i·;.;~j~.~~~~~.~-~~~-~~~~-~~lf:Sp_irek. 

nisationen verboten werden, die gesell­
schaftlich unbedeutend sind oder schon 
damiederliegen. Fast alle Organisationen 
wurden erst verboten, als sie in einer ver­
schärften inneren Krise waren. Die wirk­
lich großen Organisationen im rechten 
Spektrum - DVU, Reps, NPD - sincj wei­
terhin legal, was nicht heißt, daß ich für 
deren Verbot wäre. Die Wiking-Jugend, 
die immer auch ein terroristisches Poten­
tial hatte und mit Kindern arbeitete, was 
ihre Brisanz ausmachte, hat immerhin 
seit 1952 wirken können, so daß ich den 
Zeitpunkt des Verbots merkwürdig fin­
de. Offenbar ging es weniger um effekti­
ve Maßnahmen gegen Rechtsradikale, 
sondern um eine kosmetische Verbesse­
rung des bundesdeutschen Image im 
Ausland. 

Fromm: Gerade bei der Wiking-Ju­
gend zeigt sich, daß über 40 Jahre weg­
geschaut wurde. Die FAP existierte seit 
1978 und hat ihre Politik, nachdem sie 
1983 zur neonazistischen Kaderorgani­
sation wurde, kaum verändert, so daß es 
jederzeit die Möglichkeit eines Verbots 
gegeben hätte. Meines Erachtens haben 
die Verbote sogar heute einen Lernpro­
zeß in der rechtsextremen Szene ausge­
löst. Man kann Parteien verbieten, aber 
nicht Menschen, die so denken. Wir ha­
ben mittlerweile eine sehr moderne, au­
tonom arbeitende rechte Szene. Die Ver­

. bote haben die Szene weitergebracht und 
so dem Staat die Möglichkeit der Über­
wachung genommen. . 

Zunehmende 
1 mmunisierung 

der rechten Szene 
spw: Unabhängig von der demokra- · 

tietheoretischen Frage, ob die Manife­
station widerlicher Gesinnung verboten 
werden kann und soll, stellt sich ange­
sichts der Autonomisierung der neonazi­
stischen Politikstrukturen das Problem, 
ob dadurch das klassische staatliche Re­
pressions-Instrumentarium nicht ins 
Leere laufen muß? 

Fromm: Die neuen Entwicklungen 
zeigen, daß sich die rechtsextreme Sze­
ne zunehmend gegen staatliche Verfol-

gungsmaßnahmen immunisiert. Ein Be­
leg sind die Nationalen Info-Telefone, 
Anrufbeantworter der Neo-Nazis, die 
Szene-Nachrichten verbreiten und ein 
wesentlich größeres Umfeld erreichen 
als die diversen Zeitschriften mit Mini­
Auflage. Nachdem man 1992 mit einem 
Apparat begonnen hat, gibt es inzwi­
schen 7 bis 8 dieser Info-Telefone, die 
die Neuigkeiten transportieren. Heute ist 
bei einer rechtsextremen Demo jedes 
Auto mit Funk-Telefonen ausgerüstet, 
die zum Teil noch abhörsicher sind. 
Nächstes Stichwort sind Computer­
Mailboxen, die die Kommunikation und 
Diskussion jenseits von überwachbaren 
Parteitagen und Kameradschaftsaben-

. den ermöglichen. Vor den Verboten war 
die Szene sehr zerstritten, hat gegenein­
ander gearbeitet. Viele rechtsextreme 
Aktivitäten sind ja nicht wegen der gu­
ten staatlichen Arbeit aufgeflogen, son­
dern aufgrund der Denunziationen aus 
der eigenen Szene. Das hat sich jetzt 
verändert. Früher verfeindete Gruppen 
arbeiten heute gruppenübergreifend in 
der Anti'Antifa zusammen, spähen ge­
meinsam Adressen politischer Gegner 
aus. Das letzte Stichwort ist die Bewaff­
nung der Szene. Gruppenübergreifend 
kursieren Anleitungen zum B ombenba­
steln, gehen Neonazis als Söldner nach 
Kroatien und lernen dort das Handwerk 
für den Bürgerkrieg. In der Szene sind 
heute die Tabus gefallen, sie könnte ter­
roristisch zuschlagen. Die neue Ent­
wicklung geht insofern am Verfassungs­
schutz vorbei. 

Farin: Ein immer wieder auftau­
chendes Verfolgungshandicap ist ja in­
zwischen der Staatsschutz selbst, der ei­
nen nicht allzu kleinen Teil der rechtsex­
tremen Szene selber stellt: durch einge­
schleuste Spitzel, durch angeworbene 

· Mitglieder aus diesen Organisationen. 
Unter dem Vorwand weiterer Informati­
onsgewinnung wird dann häufig auf 
Strafverfolgung verzichtet. Nicht nur 
der BND betreibt eine intensive Arbeits­
platzförderung in eigener Sache und 
sollte so schnell wie möglich aufgelöst 
werden. 

spw: Ein Teil der Neonazis hat ver­
sucht, sich mit jugendlichen Subkulturen 
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zu verbinden - ich denke hier an die Re­
krutierungsversuche tier FAP in der 

_Nazi-Skin-Szene.Haben hier die Verbo­
te eine Wirkung gehabt? 

Farin: Terrorismus und Gewalt sind 
ohnehin verboten. Da brauchen wir kei­
ne Sonderverbote für kriminelle Hand­
lungen mit politischem Vorwand. Daß 
sich Organisationen und jugendliche 
Subkulturen mischen, läßt -sich straf­
rechtlich nicht unterbinden. Keine 
rechtsextreme Kaderorganisation hat es 
bisher geschafft, breitflächig Jugendli'. 
ehe für sich zu gewinnen. Etwa 5% der 
Skinhead-Szene waren vor der Verbots­
welle in Deutschland rechtsextrem orga­
nisiert. 

Fromm: 1993 waren von den Ver­
dächtigen fremdenfeindlicher Straftaten 
7, 1 % in rechtsextremen Gruppen orga­
nisiert, weitere 8,6% waren der Skin­
heads-Szene zuzurechnen. Der weitaus 
größteTeil der Tatverdächtigen - 84,3% 
- wird nach BKA-Angaben von norma­
len Jugeridlichen gestelltcSoll jedes Ju­
gendzentrum vom Verfassungsschutz 
überwacht werden? Demokratie ist zu 
wichtig, um sie an Verfassungsschutz­
behörden zu delegieren. Wenn Pädago­
gen nach Verboten und mehr Polizei 
schreien, ist dies das Eingeständnis eige-

. ner Unfähigkeit. 

Rechtsextreme 
und die „Mitte" 

spw: Wie sieht es zur Zeit mit den 
Wahlparteien - NPD, DVU und Reps -
aus? Zeigt sich auch hier der Zerfalls­
prozeß oder stehen wir vor einer neuen 
Einigung? 

Fromm: Die Reps als wichtigste 
rechtsextreme Wahlpartei leiden unter 
dem Abgang von Schönhuber, der zen­
trale Positionen auf sich vereinte und 
keine zweite charismatische Führungsfi­
gur hochkommen ließ. Die Reps ziehen 
nicht mehr, denn rechtspopulistische 
Parteien brauchen charismatische Füh­
rungsfiguren, wie die Beispiele Haider 
und Le Pen zeigen. Darüberhinaus ver­
sagen die Rep-Parlamentarier: Zerfalls­
prozesse fanden wir in der früheren Eu­
ropaparlamentsfraktion und in zahlrei­
chen Kommunalvertretungen. Von den 
1990 gewählten Mandatsträgern im 
Rep-Stammland Bayern verl/eß fast die 
Hälfte ihre Partei. Bei der DVU ist der 
Propagandaapparat in Form von Zeitun­
gen und Geld vorhanden - knapp 450 
Millionen DM in den Händen von Ger­
hard Frey. Die DVU ist zwar ein funk-

tionierendes rechtsextremes Kapitalun­
ternehmen, aber eine politische Dyna­
mik geht von ihr aktuell nicht aus. Die 
Kreisverbände dürfen ohne Genehmi­
gung von Frey noch nicht einmal ein 
Flugblatt herausbringen. Die NPD ist 
zwischen der Popularität Schönhubers 
und den Massenplakatierungen Freys 
zerrieben worden. Momentan versucht 
die NPD, sich rechts von Reps und DVU 
zu profilieren, was sie ganz ins politi­
sche Aus · manövrieren könnte. Die 
Deutsche Liga für Volk und Heimat, als 
Sammlungsbewegung gegründet, ist 
nicht relevant. Derzeit haben die rechts­
extremen Wahlparteien in Deutschland 
zwei Probleme: Erstens ihre Zerstritten­
heit und zweitens keine Führungsper­
sönlichkeit, die wie Le Pen das rechtsex­
treme Lag_er einigen könnte. 

Farin: Ich würde grundsätzlich den 
besorgten Blick auch umdrehen - weg 

Die Rechte betreibt heu­
te eine Form von Bünd­
nispolitik, die ein breites 
Spektrum von National­
liberalen, Rechtskonser­
vativen und Rechts­
radikalen zu politischen 
Initiativen zusammen­
führt. 

von den r~chtsextremen Parteien und 
hin zur Mitte. Alle diese Parteien haben 
momentan ein Wählerpotential von bis 
zu einer Million Menschen, mehr Stim­
men bekommen sie nicht. Das halte ich 
nicht für sehr dramatisch. Wir wissen 
aber, daß in Deutschland bis zu 10 Mil­
lionen Menschen rechtsextrem denken, 
von denen viele aus verschiedenen 
Gründen eben jetzt SPD, CDU, FDP 
wählen. Da wird es spannend. Warum 
wählen Menschen, die geschlossen 
rechtsextrem denken, die etablierten 
Parteien und zu welchem Preis? Das ist 
die Frage, die mir mehr Angst macht. 
Welchen Preis zahlen die großen Partei­
en in ihren politischen Haltungen und in 
ihrer Praxis, um diese Wählerstimmen 
weiterhin für sich zu behalten? Wieviel 
Rassismus ist mit der SPD machbar, 
wieviel Ausgrenzung von sozialen Min­
derheiten akzeptiert die CDU oder die 
FDP, wie weit nach rechts rücken die 
großen Parteien? Woran orientiert sich 
die Mehrheitspolitik - darin liegt die Bri­
sanz -, läßt sie Minderheiten aus Oppor-

tunismus über die Klinge springen oder 
steht sie dem entgegen? Das Asylgrund­
recht haben weder die Reps noch die 
DVU abgeschafft, sondern diesen er­
folgreichen Angriff auf das Grundgesetz 
haben CDU und SPD durchgeführt. 

Fromm: Man kann dies auf die For­
mel bringen, daß mit der Neuregelung 
der Asylgesetzgebung die rechtsextreme 
Szene zur erfolgreichsten sozialen Be­
wegung der 90er Jahre wurde. 

Farin: Ich war selbst bei meinen Re­
cherchen vor Ort überrascht, wie wenig 
die jungen Täter die rechtsextremen Par­
teien kannten. Die Sprüche, die gekom­
men sind, die haben sie sich nicht erst in 
der National-Zeitung anlesen können. 
Die haben sie in Reden von Kanther, 
Klose, Lafontaine und anderen gehört, 
und die haben sie auch zitiert. Die geisti­
gen Molotowcocktail-Werfer sind weni­
ger in den Nazi-Zentralen, sondern in 
großen Verlagshäusern und in den Par­
lamenten zu finden. 

Neue oder alte Rechte? 
spw: Ihr weift damit das Problem der 

Anschlußfähigkeit an die politische 
Klasse auf Damit verbunden ist ein - ~' 
ben Straße und Wahlpartei - dri~, 
Strategieelement der rechten Szen~~f~!J,pf 
Kamp/um „kulturelle Hegemonie,{"r 
sogenannte „ Gramscismus von rei:hfs}L 

Fromm: Der Kulturkampf von rechts 
- ich denke, daß es hier unterschiedliche 
Strömungen gibt. Wie definiert man 
überhaupt die Neue Rechte? Die Neue 
Rechte als Erbin der französischen Nou' 
velle Droite, die sich an Alain de Benoist 
und GRECE orientiert, hat in Deutsch­
land versagt. Das Thule-Seminar von 
Pierre Krebs als geplantes geistiges Zen­
trum hat in Deutschland nicht die Be­
deutung erreicht, die erhofft wurde. Ihre 
Publikationen erscheinen nur unregel­
mäßig und erreichen ein ganz kleines 
Umfeld. Diese Neue Rechte im engeren 
Sinn ist in Deutschland gescheitert. 

Die Nationalrevolutionäre, Anfang 
der 70er Jahre angetreten, den Geist der 
„alten Rechten" zu überwinden, sind 
auch kein bedeutender Faktor mehr. Die 
Reps pauschal als ,,Neue Rechte:· einzu­
stufen, halte ich für falsch. D1e Reps 
sind programmatisch stärker von. der al­
ten Rechten geprägt. 

Es gibt allerdings einen neuen rech­
ten Geist, einen sehr anti-liberalen und 
anti-demokratischen Geist,eder in Blät­
tern wie der ,Jungen Freiheit'.', .,Criti­
coh" und der Buchreihe „Handbuch der 
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Deutschen Nation" zum Ausdruck 
kommt. Hier wird ,,Neue Rechte". als 
Bewegung für eine neue „konservative 
Revolution" definiert, d.h. der Kampf· 
richtet sich gegen moderne Werte. Mit­
glieder demokratischer Parteien haben 
mittlerweile die Hemmschwellen zur 
rechten Szene abgelegt, publizieren in 
deren Blättern und arbeiten gemeinsam 
an einem neurechten Gedankenkon­
strukt. Das sind Personen wie Lummer 
aus der CDU, Zitelmann vom rechten 
FDP-Flügel, der Hofgeismar-Kreis der 
Jusos, Templin vom Bündnis 90, die ei­
nen neuen rechten Geist in Deutschland 
vorantreiben. Das sind Grauzone-Orga­
nisationen wie die Deutsche Gilden­
schaft, aus deren Reihen Redakteure der 
,,Jungen Freiheit" stammen, aber auch 
der Präsident der Bundeszentrale für po­
litische Bildung Reichert und andere 
CDU-Politiker. 

Die Rechte betreibt heute eine Form 
von Bündnispolitik, die ein breites 
Spektrum von Nationalliberalen, 
Rechtskonservativen und Rechtsradika­
len zu politischen Initiativen zusammen­
führt. Ein Beispiel ist der V ersuch der 
geschichtspolitischen Umdeutung des 8. 
Mai oder letztes Jahr der sog. ,,Berliner 
Appell". 

Farin: Der Begriff der Neuen Rech­
ten ist natürlich ein Propagandabegriff 
der Szene selbst, so wie sich auch Neo­
nazi-Bands heute gern nonkonforme 
Bands nennen. Man muß sehr genau fra­
gen, was da eigentlich neu ist. Wenn 
Lummer in der ,,Jungen Freiheit" veröf­
fentlicht, so ist zwar die Zeitung neu, 
aber die Inhalte von Lummer sind die al­
ten. Viele andere auch, die heute zur 
Neuen Rechten gezählt werden, sind ei­
gentlich Alt-Rechte. Wenn man sich ge­
nauer umschaut, wo wirklich etWas 
Neues passiert, dann sieht man sicher­
lich an den Universitäten, daß hier ein 
neuer rechter Geist kommt. Es geht aber 
auch hier nicht um eine neue rechte Ge­
dankenschläue, sondern vor allem um 
die offensive Demonstration, daß man 
die linke Hegemonie brechen will. Die 
intellektuelle Diskussion scheint mir 
eher auf Oberschülerniveau zu sein. Im 

• Gegensatz z_u anderen europäischen 

l

,i. Ländern, wo man ab und zu schlaue 
rechtsintellektuelle Ideen lesen muß, 

lli,, könnte ich in Deutschland keinen rech-
ten Intellektuellen nennen, der die Dis­

····---·-··· kussion,um„Nationalismus und andere 
1'~~11 !'•:.l.t~g~!!rac)u hat. Wenn man 

'. ~he Anthologien sieht, spielen 
die ~~!!~'1!" Rolle. Die ,,Junge 

Freiheit" ist kein Intellektuellen-Organ, 
sondern lediglich stilistisch differenzier­
ter als andere Zeitungen der Rechten 
oder gegnerische Blätter wie die ehema­
lige ,,Junge Welt". Neben einigen wirk­
lich intellektuellen Beiträgen überwiegt 
doch ein gedanklich eher simpel ge­
strickter propagandistischer Journalis­
mus. Ein gehobenes Niveau kann ich da 
nicht entdecken. Ich glaube nicht, daß 
sie jemals als Wochenblatt in einer ho­
hen Auflage erscheinen wird. Das ge­
fährlichste Blatt der Rechten ist nach 
wie vor die FAZ. 

Problematisch ist nicht die Entwick­
lung der Neuen Rechten, sondern der 
Niveauverlust der Linken, die immer 
mehr Moral statt Intellekt anbietet und 
sich gleichzeitig Diskussionen und Au­
toren öffnet, die in linken Publikationen 
nichts zu suchen haben, also beispiels-

Die „Junge Freiheit" ist 
kein I ntellektuellen-Or­
gan. [ ... ] Ich glaube 
nicht, daß sie jemals als 
Wochenblatt in einer ho­
hen Auflage erscheinen 
wird. Das gefährlichste 
Blatt der Rechten ist 
nach wie vor die FAZ. 

weise auf die sogenannte „nationale Fra­
ge" aufspringt. Es ist ein Unding, daß 
Linke dort mitdiskutieren und sich mit 
rechtesten Leuten an einen Tisch setzen. 
Es wäre vor einigen wenigen Jahren 
noch undenkbar gewesen, daß der Rot­
buch-Verlag, ein traditionsreicher linker 
Verlag, mit der FAZ und anderen 
,,Links"nationalen wie Kowalsky Bü­
cher macht. 

Fehler der linken 
Gegenbewegung 

spw: Die antirassistische Bewegung 
war in den vergangenen Jahren stark 
anlaßgebunden, orientiert an der ge­
walttätigen Peripherie der Szene. Was 
sind Eures Erachtens die entscheiden­
den Schwächen der Gegenbewegung an­
gesichls der Normalisierung des Rassis­
mus? Wo liegen Alternativen? 

Fromm: Ein Teil der Antifa-Bewe­
gung produziert in den eigenen Zeit­
. schriften Horrorbilder, d.h. es wird ein 

Kult darum gemacht, welcher Neonazi 
in der Straße X neu zugezogen ist.. Es 
werden Sachen sofort und ungeprüft 
übernommen, nur um den brauen Geist 
groß zu reden, der schon real groß genug 
ist. Der Antifaschismus in Deutschland 
ist sehr weit davon entfernt, wirkungs­
voll zu sein, weil teilweise der Ton von 
Leuten angegeben wird, die in den Ver­
schwörungstheorien leben, die sie selbst 
den Rechtsextremen vorwerfen. 

Farin: Was sollte die Linke tun? 
Denken statt jammern, ihre eigenen Uto­
pien oder das, was die Linke in progres­
sivem Sinne unter Demokratie und Frei­
heit versteht, auch konstruktiv anwen­
den und nicht mit autoritären Mitteln 
eine Meinungshegemonie inszenieren, 
die in der Praxis einfach nicht besteht. 
Obwohl ich auch sehr viele überzeugen­
de Ausnahmen kenne, die hervorragen­
de Arbeit machen, wollen große Teile 
der Linken nicht akzeptieren, daß es in 
dieser Gesellschaft ein großes Potential 
für rechtes Denken gibt, und verweigern 
die Auseinandersetzung mit diesem 
rechten Potential. Während die eigenen 
Analysen gerade der Antifa ja auch zei­
gen, daß es z.B. eine klare Trennung 
zwischen Extremismus und der Mitte 
der Gesellschaft nicht gibt, sieht die Pra­
xis völlig anders aus. Die ganze Auf- -
merksamkeit wird auf marginale Grup­
pen konzentriert, die eigene Analyse -
der Hauptgegner ist die politikfähige, 
etablierte Mitte der Gesellschaft - wird 
vernachlässigt. Man stürmt gerne mal ir­
gendwelche Naziplattenläden und igno­
riert dabei, daß es dieselben Platten bei 
Karstadt gibt. Man marschiert gerne bei 
der ,,Jungen Freiheit" ein - oder bei der 
TAZ - , übersieht aber, daß das Springer­
Haus gegenüber steht. Man stürzt sich 
mit voller Wut und Vehemenz auf ir­
gendwelche jugendlichen Szenerien 
oder auf irgendwelche Altnazis und 
übersieht dabei, daß in den großen Par­
teien Leute sitzen, die ähnliche Sprüche 
nicht nur machen, sondern auch in Ge­
setze oder Unternehmenspolitik umset­
zen. Man macht aufwendige Kampa­
gnen gegen letztendlich kommerziell er­
folglose Zeitungen wie die „Junge Frei­
heit", während gleichzeitig die Anti­
"Bild"-Kampagne am Boden liegt. Das 
zeigt, daß vielen Linken die gesell­
schaftlichen Relationen verloren gegan­
gen sind, daß man sich lieber im Sand­
kasten amüsiert, als wirklich gesell­
schaftlich etwas zu verändern. 
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5 Jahre nach den letzten 
.DDR-Volkskammerwahlen 

D. e heutige Veranstaltung, so steht 
s in der Einladung, soll der Dis­

kussion über „eine politische 
Wertung unserer Volkskammerfraktion 
und die zukünftige SPD-Politik in den 
neuen Bundesländern" dienen. Mein 
Beitrag besteht deshalb aus zwei Teilen: 

l. Gefühle und Gedanken im Rück­
blick 

2. Die Situation heute und die zu­
künftige Aufgabe. 

Die Kürze der zur Verfügung stehen­
den Zeit zwingt dazu, sich auf kurze Be: 
merkungen zu beschränken. 

1. Gefühle und 
Gedanken im Rückblick 
Drei Grundgefühle sind es, die sich 

beim Rückblick auf die Zeit seit l 990 
ebenso wie bei dem Blick auf die gegen­
wärtige Situation imme_r neu einstellen: 
Dankbarkeit mit Genugtung, Trauer, 
Zorn. 

(1) Ich bin dankbar dafür, daß die 
politischen Umwälzungen 1989/90 in 
Deutschland und fast überall imi östli­
chen Europa auf friedlichem Wege ver­
laufen sind. 

Das ist nicht selbstverständlich, 
_ wenn man nicht vergessen hat, daß sich 

in Deutschland und in der gesamten Mit­
te Europas die stärksten Militärpotentia­
le zweier Weltmächte und ihrer Verbün­
deten gegenüberstanden, in den beiden 
deutschen Staaten allein rund 1,5 Millio­
nen Soldaten, die mit allen Waffenarten 
ausgerüstet waren, Waffen, die in stän­
diger Gefechtsbereitschaft gehalten und 
in einem mörderischen Rüstungswett­
lauf immer neu „modernisiert" wurden. 
Und wenri man nicht vergißt, daß 
gleichzeitig von beiden Seiten und spe­
ziell in Deutschland ein intensiver kalter 
Krieg geführt wurde. 

Walter Romberg, Berlin, war SPD-Finanzmini­
ster der letzten-- demokratisch gewählten • Re­
gierung der DDR. Der Text ist die überarbeitete 

_ .und erglnzte Fassung eines Diskussionsbei­
trags auf einer Veranstaltung mit den Mlglledem 
der SPD-Fraktion der letzten DDR-Volkskam­
mer anllßllch des 5. Jahrestags Ihrer Wahl am 

.-18.Mlrz 1990 . 

Rückblick und Ausblick 

Ich empfinde Genugtuung, weil die 
vor allem von sozialdemokratischen Po­
litikern in tler Bundesrepublik und in an­
deren westeuropäischen Ländern hart­
näckig verfolgte Entspannungspolitik 
diesen friedlichen Übergang ermöglicht 
hat, und weil ich selbst seit Anfang der 
80er Jahre intensiv an der Entspan­
nungspolitik mitgearbeitet habe - in 
kirchlichen Strukturen und seit 1983 zu­
nehmend auch mit SPD-Genossen aus 
der alten Bundesrepublik und West-Ber­
lin. Meine Arbeit ging bis in detaillierte 
militärische Vorschläge für Abbau bzw. 
Umbau von ausgewählten Einheiten der 
sowjetischen bzw. amerikanischen und 
britischen Streitkräfte in den beiden 
deutschen Staaten. 

Man muß es heute schon sehr deut­
lich aussprechen: Ohne die vorangegan­
gene Entspannungspolitik wäre die Ent­
schärfung der- militärischen KÜnfrontati­
on und dann der Durchbruch zur „fried­
lichen Revolution" 1989/90 in der DDR 
unq in anderen Teilen des östlichen Eu­
ropa unmöglich gewesen. 

Damit sollen die grundlegenden Ver­
dienste derjenigen, die _als Bürgerrecht­
ler und im offen konfrontativen Wider-. 
stand gegen das DDR-System gearbeitet 
haben, nicht geschmälert werden. 

(2) Trauer ist da, immer wieder, weil 
wir Ostdeutsche im allgemeinen für un­
sere Interessen nicht genügend ge­
kämpft haben - ich schließe mich voll 
ein - und deshalb vieles unwiederbring­
lich verloren haben, zumindest für zwei 
Generation~n. 

Ich nenne nur einen Punkt: rund 85% 
des ostdeuts<;hen Indutrievermögens be­
finden sich heute in westdeutschen Hän­
den, nur rund 5% sind ostdeutsch geblie­
ben, der Rest ging in ausländische Hand. 

Das ostdeutsche Industrievermögen 
war weitgehend Volksvermögen, und 
dies nicht nur formal, nach der Übernah­
me der Regierungsgewalt durch die aus 
den demokratischen Wahlen vom 18. 
März hervorgegangene DDR-Regie­
rung. Dieses Vermögen wurde größten­
teils durch die ostdeutsche Bevölkerung 
geschaffen: angefangen von dem harlen 

von Walter Romberg• 

Wiederaufbau der durch Kriegszerstö­
rungen verwüsteten Wirtschaft, die in 
Ostdeutschland durch besonders um­
fangreiche Repaparationsleistungen zu­
sätzlich geschwächt wurde, bis hin zu 
den in nicht geringer Zahl und in fast ·a1-
len Industriesektoren neu errichteten 
oder modernisierten Industriebetrieben, 
die auch nach westlichen Gesichtspunk­
ten modernen Standards genügten. Und 
die ostdeutsche Bevölkerung hatte die­
ses Vermögen weitgehend ohne fremde 
Kapitalhilfe aufgebaut. 

Das Ausmaß der seit 1990 in 
Deutschland vollzogenen Vermögens­
umverteilung ist einmalig in der jünge­
ren deutschen Geschichte. Stattgefun­
den hat nicht nur eine riesige Umvertei­
lung von „Ost nach West", sondern zu­
gleich auch eine entsprechende Umver­
teilung von „unten nach oben" in -Ge;-,,,·. 
samtdeutschland. · . : :i:;t::·i.: 

Gewinner war und ist das we~t,l!iii'.:i 
sehe Finanz- und Industriekapital, ~ : 
damit eine Basis gewonnen hat, ~ SCi~ · 
ne Position in Europa und global in Zu­
kunft beträchtlich auszudehnen. Eine 
Umverteilung in diesem Ausmaß zu La­
sten der Ostdeutschen wäre nicht not­
wendig gewesen. 

Zum Beweis genügt es, hinzuweisen 
auf die verhängnisvolle Fehlentschei­
dung der beiden deutschen Regieruhgen 
zur ,,Restitution" (14. Juni 1990: ,,Rück­
gabe" statt ,,Entschädigung" - ich habe 
dieser Entscheidung im Kabinett aus­
dücklich nicht zugestimmt), und auf das 
viel zu schwache Einfordern einer alter­
nativen Politik zur Treuhand-Politik. 
Notwendig gewesen wäre eine gezielte 
Sanierungspolitik für die Treuhand-Un­
ternehmen, im Zusammenwirken auch 
mit den regionalen Wirtschaftsentwick­
lungspolitiken. Die zu diesem Zweck 
von meiner Seite (DDR-Finanzministe­
rium) bei den Verhandlungen.zum Eini­
gungsvertrag eingebrachte Forderung, 
die Treuhand-Anstalt solle einer Kom­
mission bei der späteren Ministerpräsi­
denten-Konferenz der Neuen Bundes­
länder unterstellt werden, wurde von der 
westdeutschen Seite abgewiesen. 
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(3) Bleiben wird der Zorn auf eine 
Bundesregierung, die ohne angemesse­
ne Wirtschaftskonzeption in den Verei­
nigungsprozeß gegangen ist, die statt 
dessen weitgehend durch Vorurteile und 
Illusionen bestimmt und nicht hinrei­
chend lernfähig war. Es gab keine Indu­
strie-Politik, dafür überstürzte Privati­
sierung, oft um jeden Preis. 

Sicher waren auf dem Weg vom real­
sozialistischen System der DDR .in die 
kapitalistische Marktwirtschaft, in eine 
neue gesamtdeutsche demokratische 
Gesellschaft, tiefe Einschnitte, wirt­
schaftliche und soziale Verluste, unum­
gänglich. Aber: das Ausmaß \!es Zusam­
menbruchs, der Grad der Deindustriali­
sierung, waren nicht zwangsläufig. 

Dieses Ausmaß an wirtschaftlichem 
Zusammenbruch entsand, weil die not­
wendige übergeordnete Rationalität ei­
ner klaren Wirtschafts- und Marktstrate­
gie fehlte. Die Arbeit der Treuhand-An­
stalt hat dies ständig auf bedrückendste 
Weise demonstriert. 

Vorschläge vorrangig linker und kri­
tischer Wirtschaftswissenschaftler für 

eine klare wirtschaftspolitische Steue­
rung der Wirtschaftstransformation, ins­
besondere entsprechende industriepoli­
tische Konzepte, wurden immer wieder 
abgewiesen. 

Tonangebend für die offizielle Poli­
tik der Bundesregierung - und bestim­
mend leider auch in der SPD - blieb da­
gegen das neoliberale Paradigma, das 
neoliberale Prinzip, die Forderung nach 
der Autonomie der Ökonomie gegen­
über der Politik. Deregulierung und Pri­
vatisierung hieß und heißt das Credo, 
auch wenn im Einzelfall immer wieder 
nach dem Instrument der politischen In­
tervention in den Wirtschaftsprozeß ge­
rufen und teilweise auch gegriffen wurde. 

Nur ein kleiner Teil der westdeut­
schen Bevölkerung hat bis heute ver­
standen, wie weitreichend und grund­
sätzlich die sozialen Strukturen in Ost­
deutschland durch den Transformations­
prozeß verändert werden. Und -selten 
wird sichtbar, inwieweit ostdeutsche Po­
litiker sich der Mitverantwortung be­
wußt sind, die sie für den Verlauf des Ei­
nigungsprozesses tragen, darunter ·für 

die Vermögensumverteilung 
Deutschland ( auch ich habe für 
Treuhand-Gesetz gestimmt). 

2. Die Situation heute und 
die zukünftige Aufgabe 
Von den Konservativen, gleich wel­

cher Farbe, wird die Transformation und '. 
Integration der ostdeutschen Wirtschaft 
im Kern für abgeschlossen erklärt. Es 
geht jetzt um Konsolidierung. Deshalb 
wird vornehmlich auf wirtschaftliche 
Wachstumsraten verwiesen. Die Wir­
kung 'der Medien, die Befindlichkeit der 
westdeutschen Gesellschaft mit ihrer be­
kannten 2/,:'/3-Spaltung und die zuneh­
mende soziale Differenzierung der ost­
deutschen Gesellschaft werden dazu 
führen, daß sich die Wahrnehmung einer 
,,weitgehend beendeten Transformati­
on" auch in Ostdeutschland festsetzen 
wird. 

Das Thema „Transformation'', die· 
Debatte um das „Wie" der Transformati­
on, erscheint deshalb in Deutschland für 
die politische Auseinandersetzung erle-
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:dig( Das neo(iberale Konzept hat sich 
:i,Ji,,nll auch 'in Ostdeutschland - zunächst 
,':,;J~rchgesetzt. · 
·; , ·, Natürlich ist damit nicht die Ausein­
andersetzung über die Bewältigung der 
soziale!\ Folgen der Transformation zu 
Ende. 

Die offizielle Arbeitslosigkeit in Ost­
deutschland beträgt gegenwärtig im 
Durchschnitt 13%, knapp 30% der 
potentiell Erwerbstätigen sind ohne 
regulären Arbeitsplatz. Anderseits wird 
das ostdeutsche Wirtschaftswachstum 
weiter kräftig anhalten. Das ostdeutsche 
verarbeitende Gewerbe (Industrie und 
Handwerk) hat 1994 rund 50% des 
Standes vor der Wirtschafts- und 
Währungsunion (1. Juli 1990) erreicht 
und wird bei sehr guter Wirtschafts­
entwicklung in 8-9 Jahren beim Stand 
vom ersten Halbjahr 1990 angekommen 
sein. 

Aber: die Erkenntnis setzt sich durch, 
daß trotz deutlichen Wachstums der 
Produktion weder jetzt noch in abseh­
barer Zukunft (in den nächsten 10 Jah­
ren) mit einem erheblichen Rückgang 
der Arbeitslosigkeit zu rechnen ist. 
Deshalb sind grundsätzliche Reformen 
in Deutschland nicht zu umgehen. Wird 
die SPD stark genug sein, um mit 

anderen Partnern solche Reformen in 
Gesamtdeutschland anzugreifen? 

Wirksame Reformen werden nicht 
möglich sein ohne die stärker regulie­
rende, steuernde Einflußnahme des 
Staates auf verschiedene Felder der Ge­
sellschaft. Wirksame demokratische und 
soziale Reformen verlangen den repu­
blikanisch-demokratischen Staat. Auch 
die Konservativen werden zukünftig, 
angesichts wachsender innerer Proble­
me der deutschen Gesellschaft und zur 
Durchsetzung ihrer politischen Ziele, 
stärker die „positiven Funktionen" des 
Staates bemühen. Aber es wird, wenn 
man von den gegenwärtigen Kräftekon­
stellationen ausgeht, der Staat vorrangig 
der konservativen Werte sein. 

Demokratie lebt von der Glaubwür­
digkeit der demokratischen Institutio­
nen, von deren Fähigkeit, politische, so­
ziale und und wirtschaftliche Probleme 
schrittweise zu Lösungen zu bringen. 
Anhaltende Dominanz von Wirtschafts­
und Finanzinteressen über politische 
Zielstellungen führt zur Aushöhlung des 
demokratischen Systems (Beispiel: Me­
dien) .. Notwendige Reformen wird es 
nicht geben ohne Umsteuerung bzw. Re­
gulierung von Kapitalflüssen: Unterneh­
mensgewinne müssen primär reinve-

stiert werden. Spekulative Kapitalbewe­
gung muß rigoros besteuert werden, 
ebenso wie ohne Leistung erworbene 
große Vermögenswerte. Beschäfti­
gungsintensive Anlage von Privatkapital 
muß intensiv gefördert werden. Die Be­
drohung der Demokratie geht heute vom 
unregulierten Markt und Finanzkapital 
aus. Die Demokratie-Frage wird im Mit­
telpunkt der politschen Auseinanderset­
zung stehen müssen. Welches Leitbild 
von Staat und Gesellschaft wird die SPD 
öffentlich ausstrahlen können? 

Ost- und Westdeutschland sind durch 
40 Jahre getrennter Geschichte in ihrer 
Kultur unterschiedlicher geprägt, als es 
vielen 1990 zu Beginn des Einigungs­
prozesses erscheinen mochte. Die Kon­
servativen in Deutschland werden versu­
chen, ein neues integrierendes kulturel­
les Leitbild für das vereinte Deutschland 
zu etablieren, ein Leitbild, das aufbauend 
auf deutsche nationale Traditionsbestän­
de, den Weg zu einer neuen konservativ 
geprägen Nationalkultur weist. 

Die SPD wird, wenn sie - anders als 
gegenüber der neo liberalen- Ökonomie -
rechtzeitig auf dem Feld sein will, ihr ei­
genes kulturelles Leitbild für das verei­
nigte Deutschland klar definieren müs; 
sen. 

Die Neue Gesellschaft/Frankfwter Hefte 
llt--raus~t'!,Wht>n lur d1P Fr1f'drkh-gJw1·t-Stilt11ng t'lwlred,tkteur: Prter (ilol.z 
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Ein Experiment mit offenem Ausgang 

Rot-Grün in Köln? Große Teile der poli­
tisch interessierten Öffentlichkeit der 
Dommetropole staunten, als die Nach­
richt im Februar 1995 durch die Medien 
flatterte. Die Kölner SPD hatte trotz er­
folgreicher Verhandlungen nicht mit der 
CDU abgeschlossen und sich mit den 
Rats-Grünen zusammengetan, um die 
Stadt weiter zu regieren und zu verwal­
ten. Was sind die Hintergründe für den 
Wechsel? Wie stabil ist das Bündnis, 
und welche politischen Perspektiven 
sind damit verbunden? 

Die Kommunalwahlen im Oktober 
1994 führten zu deutlichen Ver­
schiebungen im Kölner Rat. Die 

SPD konnte nur leicht zulegen, blieb je­
doch mit 42,5% stärkste Partei. Wäh­
rend CDU(+ 3,4%) und Grüne(+ 4,5%, 
Stimmanteil insgesamt 16,2%) deutlich 
dazugewannen, schafften sowohl die 
FDP als auch die (zuletzt in mehrere 
Fraktionen auseinandergefallenen) Re­
publikaner nicht den Wiedereinzug in 
den Kölner Rat, in dem nur drei Parteien 
verbleiben. Nachdem wechselnde Mehr­
heiten die vergangenen Jahre geprägt 
hauen, haben sich nach dem Ausschei­
den der FDP für die SPD-Fraktion die 
Wahlmöglichkeiten verringert. Die 
möglichen Partner CDU und Grüne 
wollten sich nicht mehr gegeneinander 
ausspielen lassen und bestanden auf län­
gerfristigen Vereinbarungen. Die SPD 
stand vor der Entscheidung, eine rot­
grüne oder eine rot-schwarze Vereinba­
rung abzuschließen und hat Verhandlun­
gen mit beiden Parteien aufgenommen. 

Der rechte Flügel hätte die CDU als 
Partner bevorzugt, der es (wieder ein­
mal) vornehmlich um die Absicherung 
ihres personellen Einflusses in der Stadt­
verwaltung ging. Inhaltlich bestanden 

. Konflikte mit der CDU vor allem in den 
Bereichen Verkehr und Wohnungsbau. 
So forderte die CDU z.B. zahlreiche 
neue Straßenbauprojekte und zusätzli­
che Parkplätze in der Innenstadt und 
stellte sich gegen zwei große Woh­
nungsbauprojekte, die jedoch von der 
SPJ). als unverzichtbar angesehen wur­
den: Nach weitgehenden Zugeständnis­
sen der CDU · k,;mnte dann jedoch eine 

. : .. ,.;,~nte<Bell,KOln 
: .. ·.-·."·":.•·=i:<•L .. ·.k-,: .. -, .'""·~· "" .. ,~:~, ......... . 

Rot-Grün im Kölner Rat 

unterschriftsreife Vereinbarung aus­
gehandelt werden. Klaus Heugel, der 
Vorsitzende der SPD-Fraktion im 
Kölner Rat, räumte offen ein: ,,Den mit 
der CDU ausgehandelten Text einer 
Vereinbarung hatte ich gerne unter­
schrieben." 

Aufgeschreckt durch die guten 
Wahlergebnisse der Grünen in der 
Kölner Innenstadt und den angrenzen­
den linksrheinischen Vororten, stellte 
die Kölner SPD jedoch fest, daß sie 
massiv Wählerlnnen nach links verloren 
hatte, und sie erkannte hierin ein Er­
gebnis der jahrelangen Zusammenarbeit 
mit der CDU. Größere Teile der Kölner 
SPD bevorzugten aus strategischen 
Gründen eine andere Option: Die Grü­
nen müßten in die Verantwortung ein­
gebunden und „entzaubert" werden. So 
hätte es auf einem SPD-Parteitag wahr­
scheinlich keine Mehrheit für eine 
Vereinbarung mit der CDU gegeben. 
„Die Basis hätte den Parteitag genutzt 
und ihre Bündnisvorschläge durchge­
drückt", so Norbert Rüther, Geschäfts­
führer der SPD-Fraktion im Kölner Rat. 
Bevor Heugel, Vormann der SPD-Rech­
ten, sich womöglich einer Mehrheit 
hätte ergeben müssen, gestaltete er das 
rot-grüne Verhandlungspaket lieber 
selbst. 

Nun geriet der rechte Flügel der Köl­
ner SPD in einen tiefen Streit. Eine Kri­
sensitzung jagte die nächste, bis die Wo­
gen wieder soweit geglättet waren, daß 
auf dem Parteitag der Kölner SPD im 
März 1995 von einem Zerwürfnis des 

· rechten Flügel zunächst nichts mehr zu 
sehen war. Aber es bleibt abzuwarten, 
welche Versuche die Gegner der rot­
grünen Vereinbarung unternehmen wer­
den, um sie nach der Landtagswahl wie­
der zu kippen. 

„Versuch, eine rot-grüne 
Zusammenarbeit 

zu starten" 

Bei der geschlossenen Vereinbarung 
handelt es sich nicht um eine Koalition, 
sondern um einen ,,Versuch, eine· rot­
grüne Zusammenarbeit zu starten", so 
Volker Bulla, Geschäftsführer der Grü­
nen-Fraktion. Klaus Heugel spricht von 

von Hans Günter Bell' 

einem „Experiment mit offenem Aus­
gang". SPD und Grüne wollen an ausge­
wählten Punkten zusammenarbeiten. Im 
folgenden ein Überblick über die Berei­
che Personal, Haushalt und inhaltliche 
Absprachen. 

Durch die Zusicherung von zwei Po­
sitionen in der Stadtspitze an die Grünen 
stehen die CDU-Dezernenten für Stadt­
entwicklung, Stadtplanung, Wirtschafts­
und Beschäftigungsförderung und für 
Jugend und Kinderinteressen zur Dis­
kussion. In diesem Zusammenhang ist 
jedoch zunächst eine Dezernatsneuord­
nung wahrscheinlich und wird esreich­
lich Anlaß für Streit zwischen den Par­
teien geben. Die SPD kann erwarten, 
daß die Grünen 1998 mit ihr gemeinsam 
die neue nordrhein-westfälische Ge­
meindeordnung anwenden und im Köl­
ner Rat einen neuen, sozialdemokrati­
schen Oberbürgermeister wählen, der 
gleichzeitig Chef der Verwaltung wäre. 
Ein nicht unerheblicher Startvorteil für 
die erste Direktwahl im Oktober 1999 
durch die B ürgerlnnen. 

Gemeinsam den Haushalt 1995 zu 
beschließen, ist dann angesichts der 
verheerenden Finanzlage der Stadt Köln 
kein einfaches Unterfangen gewesen. 
So wurde die Zusammenarbeit der bei­
den Fraktionen gleich zu Beginn auf 
eine harte Probe gestellt. Mitte Februar 
schien es bereits, als seien die Verhand­
lungen über den Haushalt erfolgreich 
abgeschlossen worden, als sich im Etat 
eine neue Finanzlücke von 86 Millionen 
DM auftat. Die Haushaltsberatungen 
wurden zunächst unterbrochen. Anfang 
März legte die Stadtverwaltung eine 
überarbeitete Fassung vor. Daß dieser 
Entwurf ausgeglichen ist, liegt u.a. an 
Erlösen aus Grundstücksverkäufen, 
einer Erhöhung der Grundsteuer, einer 
Kürzung der Personalausgaben und 
einer Durchforstung aller Ansätze mit 
äußerst spitzem Bleistift. Nach wie vor 
ist jedoch keine Erhöhung der Gewerbe­
steuer vorgesehen. 

Auf dieser Grundlage hat der Kölner 
Rat mit den Stimmen von SPD und Grü­
nen den Haushalt 1995 dann Ende März 
beschlossen. Während die Grünen­
Fraktionsvorsitzende Anne Lötlees eher 
vorsichtig blei]?t und davon spricht, d.ie­
ser rot-grüne Haushalt könne „nur ein 
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Auftakt -sein, um schrittweise Fehlent­
wicklungen zu korrigieren und Refor­
men einzuleiten", poltert der CDU­
Fraktionsvorsitzende Albert Schröder: 
„Die Richtung wird sich ändern. Die 
Fahrt geht nach links. Nicht rasant, eher 
schleichend - aber stetig. Das bedeutet 
einen Klimawechsel und eine ent­
scheidende Weichenstellung in das 

· nächste Jahrzehnt." Die Finanzlage ließ 
allerdings keine großen Veränderungen 
zu. Gerade einmal 720.000 DM (bei 
·einem Gesamtumfang des städtischen 
Haushalts in Höbe von 6,349 Milliarden 
DM) konnten vor allem zugunsten des 
Sozial- und Jugendbereiches um­
geschichtet werden. Ein Erfolg der rot­
grünen Haushaltsvereinbarung besteht 
darin, daß die Zuweisungen mit Per­
sonalkostenanteil an die Träger von 
Einrichtungen im Sozial-, Jugend- und 
Gesundheitsbereich und die Ansätze für 
die Schwerpunktausgaben Kinder­
garten- und Wohnungsbauprogramm 
von Kürzungen verschont bleiben. 

lnhaltliche Punkte sind u.a.: eine au­
tofreie Siedlung, weitere Busspuren, 
stärkere Beachtung humanitärer Ge­
sichtspunkte bei der Entscheidung über 
Abschiebungen von Kindern und Ju­
gendlichen, schnellstmögliche flächen­
deckende Einführung der Biotonne, Ko­
stentransparenz bei den Abwasserge­
bühren. Ausgeklammert worden sind 
jedoch strittige Fragen wie z.B. die 
Müllverbrennungsanlage, der Flugha­
fen Köln/Bonn oder eine Hafenerweite­
rung im Kölner Süden. Hier liegt enor­
mer Sprengstoff für die rot-grüne Zu­
santrnenarbeit. Für die Grünen sind die­
se Fragen „politische Altlasten" die 
ihnen als Hypothek aufgebürdet wörden 

.seien, während die SPD hierin die 
„sozialdemokratische Handschrift" zu 
erkennen glaubt. Die beiden Parteien 
haben sich zugesagt, bis zum Ende der 
Ratsperiode im Jahr 1999 keine 
dauerhaften Vereinbarungen mit der 
CDU _aJ,zuschließen. Einzelabsprachen 
smd Jedoch möglich. Dies kann in 
Einzelfragen auch zu schwarz-grünen 
Mehrheiten führen. So schätzt Heugel 
denn em, ,,daß die jetzt getroffene Re­
gelung uns im Rat und in den Ausschüs-
"',n des öfteren Niederlagen bescheren 

···:w~d.~' .. Bereits auf der Ratssitzung im 
Marz mußte die SPD mehrere Ab­
·stimmungsniederlagen hinnehmen. So 

... c-·:-!~ten CDU und Grüne gemeinsam 
;[,':.;: .. •: n1en . Beschluß zur Begrenzung des 
: 0>;c:·:':liächtlichen Lärms auf dem Flughafen 

. . ' ' ICö]n/B . 
;i!f:.~:.i,:'·-· onn. 

„Mittel gegen 
Wahlmüdigkeit und 

Politikverdrossenheit" 

FürdieStadtKöln bedeutet diese Ver­
einbarung eine Chance, eine ökologische 
und soziale Politik zu betreiben, die kei­
ne Rücksichten mehr auf die CDU zu 
nehmen braucht und den Einfluß derCDU 
in der Stadtverwaltung zurückdrängen 
kann. Die CDU hat angekündigt, ihre 
Standpunkte in der Opposition „als deut­
lich erkennbare Alternativen" vertreten 
zu wollen. Sie will,,Fehlentscheidungen 
öffentlich deutlich kritisieren". 

Eine solchermaßen agierende CDU 
kann für die kommunale Politik auch 
von Vorteil sein, käme es doch mögli­
cherweise zur in-
haltlichen Ausein­
andersetzung über 
kommunalpolitische 
Entscheidungen. Ein 
Vorgang, der in den 
Jahren wechselnder 
Mehrheiten und rot­
schwarzer Haushal­
te leider zu selten zu 
beobachten gewesen 
ist, der jedoch für 
die Politisierung der 
kommunalen Politik 
wichtig ist. Insofern 
ist CDU-Schröder 
ausnahmsweise ein­
mal Recht zu geben: 
,,Der Bürger (er­
kennt), daß es nicht 
gleichgültig ist, ob 
und wen er wählt 
und auch, daß es 
überhaupt für ihn et­
was zu wählen gibt 
und er mit seiner 
Stimmabgabe die 
Kommunalpolitik 
beeinflussen kann. 
Klare Aussagen und 
klare Verantwort­
lichkeiten sind ein 
Mittel gegen Wahl- · 
müdigkeit und Politikverdrossenheit." 
. Bedauerlich wäre, wenn dieses Expe­

nment von der anderen Seite her schei­
tern würde. Denn ob die grünen Ver­
handlungsführerinnen die Durchset­
zungsfähigkeit haben, die Absprachen 
in ihrer Ratsfraktion und der grünen 
Mitgliedschaft gegenüber durchzuset­
zen, ist nicht sicher. Und auch bei den 
Linken jenseits von SPD und Grünen 

regt sich Protest - von „Anpassung der 
Grünen an die herrschende Politikpra­
xis" ist die Rede. 

Lob kommt jedoch von der bundes­
weit bekannten „AG Arsch huh" (Wolf­
gang Niedecken, u.a.): ,,Uns ist bewußt, 
daß unter der notwendigen Beibehaltung 
der grundsätzlichen Positionen Ihrer 
Parteien eine strapaziöse, aber auch 
spannende Arbeit vor Ihnen liegt. Wir 
sind aber ebenso sicher, daß hierin eine 
große Chance für Köln und seine Bürger 
liegt'', so die Künstlerinitiative in einem 
Schreiben an den Vorsitzenden der Köl­
ner SPD, Kurt Uhlenbruch. 

„Es wird sehr schwierig." - dieser 
Einschätzung Bullas kann ich mich nur 
anschließen. Für die Überlebensfähig­
keit des rot-grünen „Experiments" 

spricht u.a., daß das persönliche Prestige 
des SPD-Fraktionsvorsitzenden vom Er­
folg dieses Experiments abhängt. So ist 
ihm durchaus zu glauben, wenn er an­
kündigt: . ,,Die sozialdemokratische 
Fraktion und ich als ihr Vorsitzender 
werden dafür arbeiten, daß der Versuch 
gelingL" Auch Fraktionsgeschäftsführer 
Rüther stellt klar: ,,Wir machen keine 
Kinderspiele. Zusagen sind Zusagen." 
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Rot-Grün in Frankfurt: 
Versuch einer Lagebestimmung 

1. Neues Bündnis -
alte Sicht der Dinge 

~

ttet unsere Städte jetzt!" Mitei­
nem Manifest unter diesem Titel 

„ chlagen die Oberbürgermeister 
acht deutscher Großstädte sozialen 
Alarm. Daß zu den AutoreQ dieses Hil­
ferufs auch der Frankfurter OB Andreas 
von Schoeler gehört, erscheint aus heuti­
ger Sicht fast selbstverständlich. Aus 
Sicht des Jahres 1989, als das rot-grüne 
Römerbündnis geschlossen wurde, ist es 
eher bemerkenswert. Denn daß es so 
bald schon ums bloße Überleben gehen 
würde, ward Frankfurt mit der Koaliti­
onsvereinbarung von 1989 nicht gesun­
gen. 

Hochstapeln ist unserer kleinen 
Möchtegern-Metropole zur zweiten Na­
tur geworden. Das zeigen nicht nur die 
,,Geschlechtertürme" des Bankenvier­
tels. Auch „geistig" wollte Frankfurt in 
den 80er Jahren hoch hinaus. Kommu­
nalpolitik in den Zeiten der Postmoderne 
scheint wieder des Erhabenen zu bedür­
fen. Beschwor Walter Wallmann zu die­
sem Zweck die „Stadt als weltgeschicht­
liche Idee", so deckten SPD und GRÜ­
NE ihren Bedarf vorzugsweise aus dem 
Fundus der Stadtsoziologie. Modeme, 
Moderriisierung, neue Urbanität waren 
Schlüsselvokabeln, die den Auftritt des 
Bündnisses begleiteten. Um aber gerade 
aus diesen Begriffen eine versöhnliche 
Vision für die Stadtgesellschaft zu zim­
mern, mußte ihnen sanfte Gewalt ange­
tan werden. Die Widersprüche der Rea­
lität, auf die sie ursprünglich einmal ge­
münzt waren, wollte man in ein diffuses 
Behagen an der Modeme auflösen. 

Heute hilft nur noch das Eingeständ­
nis, daß die in den letzten 15 Jahren do­
minante Strategie Frankfurter Stadtent­
wicklung gescheitert ist. Schuldnerbera­
ter verlangen von ihrer Klientel den Ver­
zicht auf Selbsttäuschung und aufs teu­
re Auto. Auf Frankfurt übertragen, be­
deutet das; Schluß mit den soziologisch 
aufgeputzten Diskursen der Selbstüber-

· Peter Bartelheimer arbeitet als Sozlalwissen­
schaftler in Frankfurt. Der Artikel ist ein von der 
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höhung, hin zum „Ding an sich", also ei­
ner nüchternen wirtschaftlicheii, sozia­
len und ökologischen Stadtbeobachtung, 
zu einer realistischen Eröffnungsbilanz 
als Voraussetzung einer urbanen Ret­
tungsstrategie. 

2. Zielabweichungen -
en gros und en detail 

Das rot-grüne Bündnis in Frankfurt 
hat fraglos Erfolge vorzuweisen. Man 
denke nur an das Umweltticket, den 
Frankfurt-Paß, die zusätzlichen Kinder­
garten- und Hartplätze, das Hilfeange­
bot für Fixer einschließlich Methadon­
programm und bundesweit erstem 
,,Druckraum", oder die konsequente Be­
kämpfung der Wohnraumzweckent­
fremdung. 

Wenn sich das Gefühl vom Erfolg 
mit großem ,,E" trotzdem nicht einstel­
len will, so liegt ·das an zweierlei: Die 
Probleme, die sich für die 90er Jahre als 
entscheidend erweisen sollten, kamen 
im Zielhorizont des .Bündnisses 1989 
noch gar nicht vor, und die großen 
selbstgesteckten Ziele wurden erheblich 
verfehlt. 

Das Leitbild rot-grüner Kommunal­
politik hieß „ausgewogene Urbanität"'. 
Doch zu drei Tat-Sachen, an denen sich 
dies Leitbild „hart im Raume stoßen" 
sollte, konsultiert man die programmati­
schen Texte aus der ersten Wahlperiode 
des Bündnisses vergebens: 

Soziale Polarisierung: Frankfurt ist 
Armutsmetropole einer ganzen Region 
und produziert zudem - vor allem durch 
den Schwund gewerblicher Arbeitsplät­
ze - wachsende Armut im Reichtum. In 
den vier Jahren von 1989 bis 1993 
wuchs die Frankfurter Wohnbevölke­
rung um 7%, die Zahl der Hilfeempfän­
ger bei der Stadt als Sozialhilfeträger da­
gegen um 26%; jedes sechste Frankfur­
ter Kind lebt von Sozialhilfe. 

Umland: Von den 120.000 Arbeits­
plätzen, die der Umlandverband Frank­
furt von 1977 bis 1987 hinzugewann, 
entstanden 70.000 im Umland und nur 
50.000 in den Städten Frankfurt und Of­
fenbach. Mehr als die Hälfte derer, die in 
Frankfurt arbeiten, pendeln täglich aus 
dem Umland ein. Die Veränderungen in 

von Peter Bartelheimer* 

der Arbeitsteilung zwischen Stadt und 
Umland sind eine zentrale Größe Frank­
furter Stadtentwicklung. Statt aber mit 
Konzepten für die politische Neuord­
nung der Region voranzugehen, hätten 
die Frankfurter den Umlandverband am 
liebsten sang- und klanglos aufgelöst; 
das Umland erschien nur als Hindernis 
für die eigene Politik. 

Haushalt: Ahnungen, daß die „Wirt­
schaftskraft" der Stadt nicht einfach in 
„offene Kulturpolitik" und „soziale 
Stadtentwicklung" umzumünzen sein 
würde, beschlichen den Römer gele­
gentlich. Niemand zweifelte aber daran, 
daß es gelingen würde, überhaupt genug 
Geld der Wirtschaft in die städtischen 
Kassen zu lenken. 

Sozial und ökologisch verantwortli­
che Urbanität sollte also mit einer kom­
munalen Reformpolitik verfolgt werden, 
die weder an das vorgefundene ökono­
mische Entwicklungsmuster noch an die 
bestehenden Verwaltungs- und Finan­
zierungsmuster von Stadt und Region 
rührten. Die formulierten Reformziele 
mußten in zentralen Politikbereichen an 
diese selbst gesteckten Grenzen stoßen. 
Zu den Zielabweichungen en gros - we­
gen zu geringer Reichweite der so ent­
worfenen Stadtpolitik - gesellten sich 
aber auch solche en detail, die Zweifel 
am Reformwillen oder der Reformfähig­
keit städtischer Politik weckten. 

Zum Beispiel Stadtentwicklung: Er­
klärtes Ziel war .1989 „Urbanität" durch 
,,soziale und funktionale Nutzungsmi­
schung". ,,Die soziale, kulturelle und 
ethnische Milieuvielfalt in den innen­
stadtnahen Stadtteilen wollen wir beson­
ders schützen. '"2 Die ausgerufene neue 
Urbanität hat die rücksichtslose Durch­
setzung der NutzUngsansprüche von 
Banken und Büro-Investoren an den ci­
tynahen städtischen Raum nicht aufge­
halten. Büro-Hochhäuser pflastern wei­
ter den Weg Frankfurter Kommunalpo­
litik. Trotz erheblicher Leerstände von 
Büroraum halten die städtischen Planer 
weiter daran fest, auf längere Frist 4 Mio 
m2 Büros hinzuhauen zu lassen. Dies al­
les ohne „projektübergreifende Umwelt­
verträglichkeitsprüfung", von Sozialver­
träglichkeitsprüfung ganz zu schwei­
gen.' 
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Carola Scholz bilanziert die drei vom 
rot-grünen Magistrat seit 1989 einge­
,schlagene Strategien d~r Funktionsmi­
schung, die entweder fehlschlugen oder 

· nicht durchgehalten wurden': 
• Durchmischung im Wege des „De­
als": Privaten Investoren, die größere 
Büroprojekte planten, sollten im Geneh­
migungsverfahren Zusagen über Woh­
nungsbau abgerungen werden. Dies ist 
entweder gescheitert (z.B. ,,Cjty West", 
Hemmerichsweg), oder die entstande­
nen Sozialwohnungen (z.B. Galluspark, 
Anspacher Str.) wiegen den Verdrän­
gungsdruck nicht au( der von den Büro­
projekten auf die benachbarten Wohn­
quartiere ausgeht. 
• Bebauungspläne und Erhaltungssat­
zungen für innenstadtnahe Mischgebie­
te: Die Bebauungspläne kommen zu 
spät, um die von der Stadt bereits geneh­
migte „Gentrifizierung" aufzuhalten. 
Die kurz vor der Kommunalwahl 1993 
auf den Weg gebrachten Erhaltungssat­
zungen für insgesamt 32 Ortskerne stel­
len allein auf das städtebauliche Erschei­
nungsbild ab und können die Sozial­
strukturen ( etwa Nischen für Anne und 
Kleingewerbe) kaum schützen. 
• Citynahe Erweiterungsgebiete 
(,,Wohnen am Fluß"): Die großen Lieb­
lingsprojekte Frankfurter Stadtpla_nung, 
den kompletten Neubau· innerstädtischer 
Quartiere wie Deutschherrnufer, West­
hafen, Osthafen, Kaiserlei, Battelle-Ge­
lände, liefert die Stadt schon aus finanzi­
ellen Gründen zur Realisierung kapital­
kräftigen privaten Investoren aus, die 
auf möglichst homogene, von Armut 
oder ,,Problemgruppen" freie Nutzungs­
strukturen aus sind. 

Zum Beispiel Wirtschaft: Schon 1989 
hielt man „Sicherung und Erweiterung 
der industriellen und gewerblichen Ar­
beitsplätze und Unternehmen" für drin­
gend erforderlich'. Doch die privaten 
Bürovorhaben und die städtischen Pro-· 
jekte des „Wohnens am Strom", für die 
innenstadtnahe Industrieflächen umge­
widmet werden müssen, trugen - vemiit­
telt über die Wertsteigerungen der 
Grundstücke - das ihre zu einer neuen 
Schwindsucht Frankfurter Industrie­
standorte bei (VDO, Triumph Adler, 
Messer Griesheim, Union Druckerei, 
Hartmann und Braun). Erst im Februar 
1994 wurde auf Druck der Gewerk­
schaften ein ,,lndustriepolitisches Leit­
bild" verabschiedet, das viele Artigkei­
ten für die Unternehmerverbände enthält 
(Schließung des Autobahnrings, Ausbau 
des Flughafens, ,,industriefreundliches 

Klima"). Umsetzungsstrategien im Sin­
ne einer städtischen Industriepolitik, die 
in den Strukturwandel zur Dienstlei­
stungsstadt eingreift, fehlen. 

Zum Beispiel Wohnen: Entgegen der 
Ankündigung, die Wohnungspolitik 
wolle sich „in Zukunft gleichermaßen 
der Sicherung des Altbaubestandes wie 
dem Neubau widmen", drehte sich in 
der ersten rot-grünen Wahlperiode alles 
um den Neubau - bis dann Frankfurt am 
Tag nach der Kommunalwahl 1993 das 
Land (per zur Fristwahrung rückdatier­
tem Fax) wissen ließ, für Sozialwoh­
nuhgsbau fehle hinfort das Geld. Der 
1992 vorgelegte Leitplan Wohnen"' 
spiegelt diese Orientierung auf Neubau, 
Modernisierung wider; angekündigte 
,,Modelle für die Sicherung von preis-

Schluß mit den soziolo­
gisch aufgeputzten Dis­
kursen der Selbstüber­
höhung, hin zum „Ding 
an sich", also einer 
nüchternen wirtschaft­
lichen, sozialen und öko­
logischen Stadtbeob­
achtung. 

wertem Wohnungsbestand" oder für 
„neue Wohnformen" •sucht man in ihm 
vergebens. 

Statt einer „kommunal verfaßten 
Wohnungsgemeinnützigkeit"7, die Be­
stände der städtischen Wohnungsbauge­
sellschaften wirksamer zur Versorgung 

· der städtischen Wohnungsnotstandsfälle 
heranzieht, wurde mit der ehemals ge­
meinnützigen Wohnungswirtschaft 
1994 ein ,,Frankfurter Vertrag" neu aus­
gehandelt, der das städtische Belegungs­
recht weiter lockert. 

Zum Beispiel Verkehr: ,,Neue men­
schen- und umweltgerechte Maßstäbe" 
in der Verkehrspolitik wollte Frankfurt 
vor allem mit dem „Projekt urbane In­
nenstadt" setzen. Der automobi]e Be­
rufs- und Durchgangsverkehr sollte von 
den Wohngebieten ferngehalten und auf 
öffentliche Verkehrsmittel umgelenkt, 
die Innenstadt gar „autofrei" werden.8 In 
der Umsetzung sind nach Anlaufschwie­
rigkeiten die Tempo-30-Zonen und (Au­
tos verlangsamende) ,,unechte Einbahn­
straßen" in den Wohngebieten sowie ein 

Radwegenetz. Die „autofreie Innen­
stadt" gilt längst nur noch als unverbind­
licher „Arbeitstitel"9, der wenig mehr 
meint als die Einbeziehung der Haupt­
wache in die Fußgängerzone Zeil. Kla­
gen die GRÜNEN die Umsetzung von 
längst Vereinbartem wie der Sperrung 
der Mainuferstraßen ein, so weist die 
SPD dies als „Unverschämtheit" zurück. 
Die größten Erfolge rot-grüner Ver­
kehrspolitik sind Unterlassungen beim 
Straßenbau. 

3, Inszenierte Politik, 
oder: Der Solitär 
als Politik-Typus 

Frankfurter Stadtpolitik hilft sich ty­
pischerweise mit Inszenierungen, nicht 
jedoch, um ihre materiellen Gehalte 
„lesbarer" zu machen, sondern um sich 
über den Mangel an real Bewegtem zu 
trösten. Die starken Einzelpersönlich­
keiten im Frankfurter Magistrat haben 
sich deshalb früh auf symbolträchtige 
Einzelprojekte verlegt, die in ihrer Res­
sortkompetenz liegen und die zugleich 
in hohem Maß symbolische Definitions­
gewalt über den Gang der Stadtentwick­
lung beanspruchen. Wie die Hoct,~~!I.~ 
als architektonisch.e Solitäre die S .. ~.-,: .. '". :~.:;~ 
so prägen das „ Wohnen am Stro~~p 
Grüngürtel oder das Amt für multi~­
relle Angelegenheiten das politische 
Bild der Stadt, und zwar unabhängig da­
von, was sie zur Bearbeitung ihrer mate­
riellen Probleme beitragen. 

Die praktische Bilanz dieser politi­
sche!! Solitäre ist oft ernüchternd. Der 
Vision des Planungsdezernenten vom 
,,Leben am Main" und der des Umwelt­
dezernenten vom Grüngürtel ist gem_ein­
sam, daß sie dem Politik-Vorbild des 
,,Neuen Frankfurt" der 20er Jahre mit 
seinen großräumigen städtebaulichen 
Entwürfen nacheifern. Beide Ansätze 
reduzieren Stadtplanung auf Architek­
tur. Beide teilen aber auch das Schicksal 
einer vorwiegend literarischen Existenz. 
Mit wachsender Finanznot wurde das 
gefürchtete „Spatenstichsyndrom" · ehr­
geiziger Kommunalpolitiker bei diesen 
Projekten früh zur Fachliteratur des Pla­
nungsamts bzw. der Grün Gürtel GmbH 
sublimiert. 

4. Die gesellschaftliche 
Mehrheit entfernt sich 
1989 wurde die Frankfurter CDU 

Wolfram Brücks nicht . nur von links, 
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sondern gleichermaßen von rechts abge­
wählt. Die über 20.000 Stimmen für 
Rechtsaußen (NPD und andere) fehlten 
der CDU, und erst das knappe Scheitern 
der FDP an der 5%-Hürde sicherte Rot­
Grün eine arbeitsfähige Mehrheit in der 
Stadtverordnetenversammlung. Das ge­
meinsame Regieren im Römer hat seit­
her SPD und GRÜNE einer gesellschaft­
lichen Mehrheit in der Stadt nicht näher 
gebracht. Es hat nicht einmal verhindern 
können, daß das politisch-parlamentari­
sche System der Stadt rapide an Reprä­
sentativität verliert. 

Bei der Kommunalwahl 1985 reprä­
sentierten die drei demokratischen Rö­
mer-Parteien CDU, SPD und GRÜNE 
noch 55,2% der volljährigen Wohnbe­
völkerung, 1993 nur noch 38,6%. 

Erstens sind diese „amerikanischen 
Verhältnisse" eine von Frankfurt nicht 
zu vertretene Folge des deutschen Wahl­
rechts. Aufgrund des wachsenden An­
teils der Einwohner ohne deutschen Paß 
und ohne Wahlrecht ist der Anteil der 
Wahlberechtigten an der Wohnbevölke­
rung über 18 Jahren von ca. 80% im Jahre 
1985 auf ca. 70% 1994 zurückgegangen. 

Zweitens aber wurden bei der Land­
tagswahl 1991 und der Kommunalwahl 
1993 die Nichtwähler, was sie bisher nur 
bei Europawahlen waren: stärkste politi­
sche Kraft. In einigen innenstadtnahen 
Wohnquartieren sank die W ahlbeteili­
gung deutlich unter die 60%-Marke. 

Drittens (und nicht zuletzt) bildet 
sich ein erhebliches rechtsextremes 
Wählerpotential heraus, das in der ersten 
rot-grünen Wahlperiode die NPD, in der 
zweiten die REPs in den Römer schickte 
und bei der Kommunalwahl 1993 mit ei­
nem Anteil von 13,5%' der gültigen 
Stimmen in etwa der Stärke der GRÜ­
NEN entsprach. 

Die SPD trägt die Hauptlast der 
strukturellen Veränderungen in der 
Stadt. In Wohngebieten mit hohem Ar­
beiteranteil erreicht sie noch einen Stim­
menanteil von 22% der Wahlberechtig­
ten, wobei sie vor allem an Nichtwähler 
(37%) und Rechtsextreme (11,5%) ver­
liert. In Wohngebieten mit vorwiegend 
hohem Bildungsniveau erreicht sie nur 
noch 19%, · was eher den GRÜNEN 
(11,5%) zugute kommt.10 

Da sich die Erosion der SPD-Wähler­
basis mit dem vorherrschenden Politik­
muster offenbar weder stoppen noch 
von den .. GRUNEN auffangen läßt, ge­
lingt es dem rot-grünen Bündnis nicht, 

. seme·gesellscliafiliche Basis zu behaup­
ten, geschweige denn zu verbreitern. 

-, •• , ... ,e 

Waren SPD und GRÜNE bei den Kom­
munalwahlen 1989 noch für 158.000 
Stimmen (29,4% der volljährigen Be­
völkerung) gut, so 1993 nur mehr für 
125.000 (22,4% der volljährigen Bevöl­
kerung). 

Die politische Diskussion beider Par­
teien ist noch gar nicht bei diesem Be­
fund einer gemeinsamen Schwächung 
des rot-grünen Reformlagers angekom­
men. Der SPD-interne Streit über „Be­
sinnung auf die traditionellen Arbeiter­
wähler" oder weitere „Öffnung hin zu 
den Dienstleistungsbürgern" mogelt 
sich an der Frage vorbei, wie Reformpo­
litik in Frankfurt verschiedene städtische 
Milieus zu einer Mehrheit zusammen­
führen könnte. Obendrein ist fraglich, 
welche sozialen Gruppen sich in Frank­
furt mit solchen vulgärsoziologischen 
Hirngespinsten überhaupt noch gemeint 
fühlen. · 

5. Verkämmerung 
der Politik 

Die Kommunalwahl des Jahres 1993 
stellt für die Selbstwahrnehmung Frank­
furts und für die im Römer verfolgte Po­
litik eine weitaus tiefere Zäsur dar als 
die Installation des rot-grünen Bündnis­
ses im Jahre 1989. Keine Pleite hatte 
sich so lange und so hartnäckig ange­
kündigt wie die Frankfurts. Die Ver­
schuldung hatte sich rasant beschleu­
nigt: Allein in den Jahren 1991 und 1992 
war die Stadt 1,5 Mrd. DM neue Schul­
den eingegangen; im Frühjahr 1993 
überschritt die Gesamtverschuldung die 
8-Milliarden-Marke. (Ende 1994 sind es 
8,6 Mrd. DM.) 

Warum wurde die Krise der städti­
schen Finanzen sei hartnäckig verdrängt, 
als noch Spielraum für Korrekturen be­
standen hätte? Weil jede Ursachenanaly­
se offenbart hätte, daß die Stadt nicht 
bloß aus konjunkturellen Gründen 
klamm war. Die immer ungünstigeren 
Kennziffern des Haushalts verwiesen 
auf strukturelle Ursachen der Über­
schuldung: sie widerlegten die Grund­
überzeugung, ein sozialökologisch auf­
geklärter Metropolenkurs ließe sich aus 
den Erlösen des Dienstleistungsbooms 
finanzieren. Eine ernsthafte Haushalts­
konsolidierung also verlangte nicht we­
niger als einen Modellwechsel in der 
Stadtentwicklung, wofür ein politisch 
konsensfähiges Leitbild fehlte. 

Frankfurt ist -wie keine andere west­
deutsche Großstadt abhängig von der 
Gewerbesteuer - einer besonders kon-

junkturanfälligen Steuerart, der zudem 
absehbar der bundespolitische Garaus 
droht. Seit der Gemeindefinanzreform 
von 1970 und der Abschaffung der 
Lohnsummensteuer Anfang der 80er 
Jahre hängt der Gemeindeanteil am Steu­
eraufkommen in wachsendem Maße von 
den Einkommen der Einwohner ab, und 
nicht mehr vorwiegend von der Zahl der 
Arbeitsplätze. Die Frankfurter Strategie, 
einseitig auf Arbeitsplatzzuwächse durch 
Büronutzungen zu setzen, auch wenn 
diese einer Verdrängung von verarbei­
tendem Gewerbe und Wohnbevölkerung 
Vorschub leisteten, schlug nicht nur so­
zial, sondern auch fiskalisch fehl. 11 Wer 
in Frankfurt gut verdient, wohnt meist 
nicht in Frankfurt, und· wer in Frankfurt 
wohnen bleibt, hat kaum Aussicht auf 
die neu entstehenden guten Jobs. So flie­
ßen 3/5 der Löhne und Gehälter, die in 
Frankfurt verdient werden, vor ihrer 
Versteuerung ins Umland ab12

• 

Frankfurt ist die einzige westdeut­
sche Großstadt, in der gleichzeitig cjie 
Zahl der Beschäftigten und die Zahl der 
Armen überdurchschnittlich schnell an­
steigen. 13 Da der beschleunigte Struktur­
wandel nicht zur Entlastung des örtli­
chen Arbeitsmarkts beiträgt, werden die 
Gewerbesteuererträge der Dienstlei­
stungsmetropole immer mehr von den 
Folgekosten der sozialen Polarisierung, 
vor allem von der Pflichtleistung Sozial­
hilfe aufgezehrt. 

Schließlich ist Frankfurt schlicht zu 
klein, um aus seinen eigenen Finanzmit­
teln auf Dauer mehr zu finanzieren als 
die Aufgaben eines regionalen Oberzen­
trums. Der Traum, als Weltmetropole in 
den engen Grenzen der Freien Reichs­
stadt mit Berlin, München, Hamburg, 
gar mit Paris und London zu konkurrie­
ren, ist unbezahlbar. Nur gemeinsam mit 
der Region, aus der die Hälfte der in 
Frankfurt Beschäftigten einpendeln, 
kann Frankfurt überregionale Geltung 
beanspruchen. 

Nun also war Haushaltssanierung an­
gesagt. Die dem GRÜNEN Tom Koe­
nigs angetragene Kämmerei avancierte 
vom bürokratischen Kärmerjob zum 
Schlüsseldezernat; ihm konnte in einem 
Magistrat, der sich mit ressortübergrei­
fendem Handeln schwertat, neben dem 
OB-Büro eine gewisse Koordinierungs­
kompetenz zuwachsen. Wie für den 
Frankfurter Typus inszenierter Politik 
nicht untypisch, kam gegenüber dem 
Symbolwert des eingeschlagenen Kon­
solidierungskurses dessen materieller 
Gehalt zu kurz: 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 83, 1995 

(!)Eine ehrliche Eröffnungsbilanz un-
:terblieb. · 
:.(2)Eine realistische Strategiediskussion 
fand nicht statt, Alternativen wurden 
nicht geprüft. 
(3)Da die strukturellen Ursachen des 
Defizits nicht zum Thema wurden, blieb 
das Sanierungskonzept in seiner Reich­
weite auf technische Mittel wie Verwal­
tungsreform und Finanzcontrolling be­
schränkt (,,die Stadt wie ein Unterneh­
men sanieren"), wobei im Hintergrund 
bei vielen die Hoffnung lauerte, nach ei­
nem Konjunkturaufschwung sei man 
wieder aus dem gröbsten heraus. Inzwi­
schen sind die Grenzen dieses Konsoli­
dierungskonzepts in Sicht. Etwa im 
Drei-Monatsrhythmus wird der Stadtöf­
fentlichkeit die Entdeckung neuer Haus­
haltslöcher aufgetischt. 

6. Ein denkbarer 
Modellwechsel: 

Regionalisierung, 
VerlaJ)gsamung, soziale 

Großstadtstrategie 

Wie könnte ein neues Leitbild Frank­
furter Stadtentwicklung aussehen? Si­
cher kann es nur Ergebnis eines breiten 
politischen Meinungsbildungsprozesses 
sein. Drei Begriffe scheinen sich aber 
besonders zu eignen, um das Neue, das 
nottut, zu umreißen: Regionalisierung, 
Verlangsamung, soziale Großstadtstra­
tegie. 

Regionalisierung muß Vorrang vor 
Metropolenkonktirrenz haben. Frankfurt 
müßte sich demnach künftig in all sei­
nen Funktionen, auch seiner internatio­
nalen Geltung, als Teil der Großregion 
Rhein-Main verstehen. Frankfurt kann 
die gewerbliche Infrastruktur und die 
kulturellen und sozialen Einrichtungen, 
die es für die ganze Region bereit hält, 
nicht mehr allein finanzieren. Ein regio­
naler Lastenausgleich setzt aber voraus, 
gemeinsam finanzierte Leistungen auch 
in eine regionale Trägerschaft zu über­
führen. Statt seine Kommunalautonomie 
um jeden Preis zu verteidigen, müßte 
Frankfurt. mit Vorschlägen für neue For­
men regionaler Kooperation vorange­
hen. Eine Regionalreform könnte in eine 
weit über den Umlandverband hinausge­
hende neue Körperschaft öffentlichen 
Rechts münden, auf die zugleich Pla-

. nungs- und Koordinierungsaufgaben als 
auch die Trägerschaft öffentlicher 

. Dienstleistungen übergehen; sie wäre 

von einem Regionalparlament zu kon­
trollieren. 

Eine sozial orientierte neue Pla­
nungskultur müßte die Lang~amkeit für 
sich neu entdecken. Eine behutsame Sa­
nierung und Aufwertung der Großsied­
lungen des sozialen Wohnungsbaus 
(eine andere ist ohnehin nicht bezahlbar) 
und überschaubare Wohnprojekte auf 
freiwerdenen Kasernenflächen oder 
Housing Areas kann die Stadt gemein­
sam mit ihren Wohnungsbaugesell­
schaften angehen; sie müßten Vorrang 
erhalten vor der ehrgeizigen Neupla­
nung ganzer Stadtteile, bei der sich die 
Stadtplanung doch immer wieder den 
Interessen privater Inve_storen beugen 
muß. Die Verdrängung gewerblicher 
durch Dienstleistungsarbeitsplätze, billi­
ger durch hochwertiger Wohnnutzungen 
muß gebremst, soziale Schutzräume am 
Arbeits- und Wohnungsmarkt müssen 
verteidigt werden. Symbolträchtiger 
Prüfstein einer solchen Politik der Ver­
langsamung wären Bebauungspläne und 
verschärfte Erhaltungssatzungen, die 
zum Schutz sozialer Milieus und ;zur Si­
cherung industriell-gewerblicher 
Grundstücke neue Bürohochhäuser und 
Büro-"Parks" ausschließen. 

Eine soziale Großstadtstrategie wür­
de damit beginnen, Ressourcen der 
Stadtplanung vom Städtebau zur Sozial­
planung umzuschichten. Die Hybris der 
Ingenieure und Architekten, die Stadt 
vor allem als .Ensemble von Baukörpern 
zu definieren und nicht als soziales Ge­
bilde, kann sich Frankfurt nicht länger 
leisten. Eine systematische, sozial orien­
tierte Stadtbeobachtung (die mit dem 
Frankfurter Armutsbericht beginnt) hät­
te die Quartiere auszumachen, in denen 
sich Armutsrisiken, Verdrängungsdruck 
oder Benachteiligungen konzentrieren. 
Präventive Sozialpolitik müßte sich zum 
Anwalt der dort lebenden Menschen 
machen, die sonst im Poker um die Um­
nutzung des städtischen Raums struktu­
rell den Kürzeren ziehen, und sie als Ex­
pertinnen für die Verbesserung ihres 
Wohnumfelds und ihrer Lebensverhält­
nisse aktivieren. Für größere Investitici­
nen 'und städtebauliche Vorhaben wären 
Verfahren der Sozial verträglichkeitsprü­
fung zu entwickeln; sie sollten unterblei­
ben, wenn sie den Verdrängungsdruck 
und die soziale Polarisierung verschär­
fen. Die öffentlichen Wohnungsunter­
nehmen wären durch klare Gesellschaf­
terbeschlüsse als Organe sozialer Woh­
nungsversorgung in die Pflicht zu neh- · 
men. An die Stelle prestigeträchtiger 

ROT-GRÜN KOMMUNAL 

Einzelprojekte (,,Solitäre") der Dezerna­
te könnte eine integrierte Stadtteilent­
wicklung treten, d.h. eine dezentrale Ko­
operation städtischer Ämter und freier 
Träger in Stadtteilkonferenzen und 
Stadtteilbüros. Wirtschaftsförderung 
wäre zu einer Arbeits- und Qualifizie­
rungsförderung zu erweitern, die sich 
der Sicherung und ökologischen Er­
neuerung industriell-gewerblicher Ar­
beitsplätze für die in Frankfurt wohnen­
de Erwerbsbevölkerung und der Ent­
wicklung von Projekten öffentlich ge­
förderter Arbeit in den Stadtteilen mit 
hoher Erwerbslosigkeit annimmt. 

Unwahrscheinlich? So unwahr­
scheinlich - und dennoch möglich - wie 
die Erneuerung des rot-grünen Römer­
bündnisses als Reformprojekt. 
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Schulreform 
Einleitung zum Heftschwerpunkt 

B
ildungspolitik gehörte in den 60er 
Jahren zu den ,;Rennern" im The­
menkatalog einer SPD, die sich 

anschickte, einer erstarrten konservati­
ven Regierung die politische Initiative 
und schließlich bei den Wahlen die Re­
gierungsgewalt aus der Hand zu nehmen. 
Aus heutiger Sicht nicht uninteressant, 
daß die Zugkraft des Themas auch daher 
rührte, daß es Versprechen an zwei Sei­
ten miteinander verknüpfte: an die Indu­
strie das Versprechen, den rückständigen 
,,Standort" Bundesrepublik zu moderni­
sieren, an sozial benachteiligte Teile der 
Bevölkerung das von einem „Bürger­
recht auf Bildung". Die Bildungsreform 
bestimmte dann die Identität der SPD als 
Reformkraft für so lange Zeit, daß noch 
1980 in Nordrhein-Westfalen 
Schüler(bewegte), trotz mancher Bauch­
schmerzen, meinem damaligen Ortsver­
ein beitraten, weil die SPD sich im anste­
henden Landtagswahlkampf ein beson' 
deres Wort auf die Fahnen geschrieben 
hatte: Gesamtschule. 

Und heute? In diesem Jahr war wie­
der Landtagswahlkampf in NRW, wie­
der tauchte das letztgenannte Zauberwort 
auf - diesmal jedoch unter ganz anderen 
Vorzeichen. Eine Gruppe enttäuschter 
Gesamtschullehrerinnen erzielte, als 
Wahlkampfhelferin der CDU, beträchtli­
che öffentliche Wirkung, während die 
Sozialdemokratlnnen bei dem Thema er­
schrocken auf Tauchstation gingen. Aus 
dem Wahlkampfrenner von einst war -
ob wirklich, vermeintlich oder irgendet­
was in der Mitte dazwischen - für die 
SPD ein lahmer Gaul geworden. Im übri­
gen: schüler- und anders bewegte Ju­
gendliche treten nur noch selten in die 

, Ortsvereine ein. 
Doch abseits von Wahlkampfkaprio­

len wird mittlerweile an vielen Stellen 
wieder ernsthaft und intensiv über Ver­
änderungen an den Schulen nachge­
dacht. Eine Flut von Veröffentlichungen 
in den Medien, auf dem Büchermarkt 
und nicht zuletzt zaghafte Maßnahmen 
auf der staatlich-politischen Ebene zei­
gen.dies. Nicht immer geht es dabei um 
Reform, oft auch um Restauration. Fest 
steht allein: Wer sich in der parteipoliti-

sehen Konkurrenz das Thema.Bildungs­
politik nicht aus der Hand nehmen.lassen 
will, muß heute Ziele, Begründungen, 
Strategien entwickeln und Bündnisse ins 
Auge fassen. 

Die Aktualität einer neuen Bildungs­
reform, davon geht auch dieser Schwer­
punkt aus, läßt sich von zwei Wandlung­
prozessen im Kern unserer Gesellschaft· 
her begründen. Für den sozialökonomi­

. sehen Bereich hat Arno Brandt in spw 82 
noch einmal herausgearbeitet, wie ,,For­
dismus, Postfordismus und das Reform­
projekt der Linken" (so der Titel) in der 
linken Zukunftsdiskussion zusammen 
gedacht werden sollten. Schon 1992 kam 
eine Studie im Auftrag der GEW Nord­
rhein-Westfalen zu dem Fazit, daß Schu­
le und Unterricht, zugespitzt gesagt, im­
mer noch nach den Prinzipien des Fließ­
bandes und der Arbeitswelt von gestern 
aufgebaut sind.' Der Übergang zum 
postfordistischen Kapitalismus erfordert 
allerdings nicht zwingend einen Umbau 
des Bildungssystems nach verstärkt de­
mokratischen und . emanzipatorischen 
Kriterien. Denkbar ist auch eine gesell­
schaftliche Entwicklungsvariante, bei 
der nur für einen Teil der Arbeitnehme­
rinnen hochwertige fachliche Qualifika­
tionen in Verbindung mit sozialer und 
kommunikativer Kompetenz benötigt 
werden. Denn der ökonomische Um­
bruch ist ebenso eine von harten Kontro­
versen begleitete Gestaltungsaufgabe 
wie die Modernisierung des Bildungswe­
sens. Entscheidend ist nur, zur Kenntnis 
zu nehmen, daß die breitenwirksame Hu­
manisierung und Optimierung von Pro­
duktions- und Managementstrukturen in 
Wechselwirkung verbunden ist mit ei­
nem Schulsystem, daß Bildung auf ei­
nem hohem Niveau für alle ermöglicht. 
Dies wiederum verträgt sich nicht damit, 
die Schulpolitik noch länger dem Fi­
nanzministerium zu überlassen. 

Aber es gibt noch einen zweiten Be­
gründungszusammenhang für grundsätz­
liche Veränderungen an den Schulen: 
seit der ersten Bildungsreform hat sich 
unsere Gesellschaft auch im sozialkultu­
rellen Bereich so stark gewandelt, daß 
das übliche Lamento vieler Lehrerinnen 
und Personalchefs über die heutigen 
Schülerinnen einen rationalen Kern hat. 

von Reiner Kockerbeck* 

Individualisierung, die Fortentwicklung 
von Medien-, Konsum- und Kulturange­
boten verändern den durchschnitt.liehen 
„Sozialcharakter" der Menschen, den der 
Kinder und Jugendlichen zuerst. Doch 
kann man dies allein als einen kulturellen 
Verfallsprozeß ansehen? 

Auf den letztgenannten Fragenkom­
plex gibt Peter Balnis in seinem Artikel 
eine eindeutige Antwort: Anstatt-wie vie­
le es wollen -die Kinder und Jugendlichen 
(wieder) schulgerecht zu machen, sollen 
die Schulen kind- und jugendgerecht 
werden. Horst Hensel stellt ein Reform­
modell für eine „autonome öffentliche 
Schule" vor, mit dem er die gegenwärti­
ge Autononomiedebatte konstruktiv auf­
greift und die Demokratisierung des hier­
archischen und bürokratischen Schulsy­
stems als notwendigen Bestandteil von 
Reformprozessen voraussetzt. Im An­
schluß daran setzt sich Fiele Saß mit der 
„Initiative Bildung" der Gewerkschaft Er­
ziehung und Wissenschaft auseinander 
und der Frage, in welchem Verhältnis sie 
zur Diskussion über öffentliche Haushal­
te und „schlanke Strukturen" steht. 

In den Artikeln von Brigitte Schu­
mann, Brigitte Speth und Sebastian Jobe­
lius/Janis Vougioukas werden schließ­
lich sozialdemokratische, grüne und Po­
sitionen von Jusos in der ·schul- und bil­
dungspolitischen Debatte dargestellt. 
Auch in diesen Beiträgen spiegeln sich 
oben genannten Problembereiche wider, 
und zugleich wird deutlich gemacht, daß 
sich innere Schulreform von der Not­
wendigkeit einer demokratischen Re­
form der äußeren Strukturen des immer 
noch auf Selektion angelegten deutschen 
Schulsystems nicht trennen läßt. 

Diese Artikel gehen von den Verhält­
nissen in einem der sechzehn Bundeslän­
der aus. Das macht die Beiträge ver­
gleichbar, ist aber auch ein Mangel. Vie­
le Probleme und Diskussionen sind zwar 
exemplarisch auch für andere Bundes­
länder, dennoch sind die bildungspoliti­
schen Verhältnisse natürlich unter­
schiedlich. Wir werden in den nächsten 
Heften Stimmen aus anderen Bundeslän­
dern zu Wort kommen lassen. 

Franz Lehner/Ulrich Wldmaier: Eine Schule IOr 
die moderne Industriegesellschaft, Neue-Deut· 
sehe-Schule-Verlagsgesellschaft 1992 
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SCHULREFORM 

Veränderte Sozialisationsbedingun­
gen und Schulentwicklung 

Seit Horst Hensels pädagogischer 
Streitschrift' ist das Stichwort 
,,Neue Kinder" in aller Munde. Es 

weist auf veränderte Sozialisationsbe­
dingungen von Kindern und Jugendli­
chen hin. Oft werden sie beklagt, doch 
die Wandlungen sind ambivalent zu be­
urteilen und vielfach von Gegenbewe­
gungen begleitet. Viele Probleme rühren 
daher, daß die Schulen hinter gesell­
schaftlichen Wandlungen zurückgeblie­
ben sind. Die veränderten 'Sozialisations­
bedingungen müssen differenziert ana­
lysiert und zu einem Ausgangspunkt für 
Schulentwicklung genommen werden. 

1. Veränderte Sozialisati­
onsbedingungen 

1.1 Wandel der Familien­
konstellation 

Die Familie als intimster Sozialisati­
onsraum ist einem grundlegenden Wan­
del unterworfen: 
• Ein wachsender Teil der Kinder er­
lebt heute Trennungen der Eltern. Ein 
Drittel der Ehen wird in der Bundesre­
publik geschieden. 
• Der Anteil der Kinder und Jugendli­
chen in Ein-Eltern-Familien wächst. 
,,Jedes. sechste bis siebte Kind in 
Deutschland wächst mit einem Elternteil 
auf."2 

• Die Zahl der Kinder nimmt ab. Ein 
Drittel aller Kinder wächst heute zumin­
dest zeitweise als Einzelkind auf. 3 

• 40% aller Kinder und Jugendlieben 
unter 18 Jahren haben beiderseits er­
werbstätige Eltern. 

Häufig wird daraus auf eine Auflö-
sung der Institution Familie geschlos­

~; ... :{·.· · sen. Doch wir haben es stattdessen mit 
I.::,;;: 
IJiiffiii.:. einer wachsenden Vielfalt familiärer 
ini\!!ii-: Lebensformen zu tun. Die Normalfami-
:is,11111L „ lie-, bestehend aus zwei Eltern und ihren 
r@mE= Kindern, verliert an Bedeutung und 
):fJ~;"-r -- maCht heute weniger als die Hälfte aller 
iiitJ,: · Mehrpersonenhaus~alte aus; andere 
~~81 , Familienhaushaltsformen, wie alleiner-
. ,,,j\;","'. ziehende Eltern, nichteheliche Lebens-

."Peter Balnis, Saarbrücken, Oiplom-Sozlalwis­
S8nSchahler, Schulsozialarbeiter an einer Ge­
.samtschulq, 

gemeinschaften, zusammengesetzte 
Familien mit Kindern aus verschiedenen 
Partnerschaften verbreiten sich immer 
mehr. 

Für eine gedeihliche Eltern-Kind-Be­
ziehung ist nicht in erster Linie der zeitli­
che Umfang des täglichen Zusammen­
seins entscheidend, sondern die Intensi­
tät der Beziehung und das Maß an Zu­
wendung. Bei einer Untersuchung des 
Deutschen Jugendinstituts unter er­
werbstätigen Müttern gaben 5 l % der Be­
fragten an, daß sie durch die Berufstätig­
keit zufriedener seien, was sich positiv 
auf die Familie auswirke. 37% gaben an, 
daß ihre Kinder unabhängiger und selb­
ständiger geworden wären. Daß die Kin­
der unter ihrer Erwerbstätigkeit leiden 

von Peter Balnl.s* 

könnten, nennt 
ein Viertel.4 

Die Verwirk­
lichung des von 
immer mehr 
Frauen gewollten 
Lebensentwurfs 
einer Verbin­
dung von' Berufs­
tätigkeit und Fa­
milie wird durch 
gesellschaftliche 
Rahmenbedin­
gungen enorm 
erschwert. Die 
gesamte Struktur 
der Berufstätig­
keit ist überhaupt 
nicht darauf ein­
gestellt, daß bei­
de Eltern ers 
werbstätig sind: 
Berufstätig~~~t 
und ma~tjill\ 
Absicherung'!i!lei" 
Familie .jlJld 
Aufgaben, die 
hauptsächlich 
Vätern zuge­
dacht sind; Müt­
ter haben unter 
Doppelbelastung 
von Familie, und 
Erwerbstätigkeit 
zu leiden. Auch 
das „Normal-
kind", dessen 

Vater weder gestorben noch nach der 
Scheidung in der Versenkung ver­
schwunden ist, erlebt ihn als jemanden, 
den es gibt, der aber im Alltag keine 
Rolle spielt. Abwesende Väter und über­
lastete Mütter - das ist heute das Haupt­
muster. 

Das Aufwachsen mit nur einem El­
ternteil muß nicht unbedingt problema­
tisch sein. ,,Oft haben Alleinerziehende 
ein besonders partnerschaftliches Ver­
hältnis zu ihren Kindern. Kinder aus sol­
chen Ein-Eltern-Familien lernen früher 
als ihre Altersgenossen, Verantwortung 
zu übernehmen und beanspruchen auch 
früher einen Freir?um, ohne ihn zu miß­
brauchen."' Auch einige weitverbreitete 
Auffassungen zu Einzelkindern (egoi-

19 



SCHULREFORM 

stisch, verwöhnt, konfliktunfähig etc.) 
sind Vorurteile aus vergangenen Zeiten, 
in. denen sie noch eine Ausnahme wa­
ren. 6 Doch soziale Beziehungen zu 
Gleichaltrigen außerhalb der Fantilie 
sind besonders wichtig. Auch sollten die 
neuen Familienkonstellationen nicht 
von vornherein als defizitär angesehen 
werden. Schwierigkeiten ergeben sich 
aber daraus, daß unsere Gesellschaft in 
vielen Bereichen (z.B. berufliche Ent­
wicklung, Arbeitszeitstruktur, Fantilien­
recht, Schulsystem, Betreuungsmöglich­
keiten usw.) noch am klassischen Le­
bensentwurf der sog. Normalfamilie 
ausgerichtet ist. 

1.2 Verlust von 
Erfahrungsräumen 

und Sozialbeziehungen 
in der Wohnumwelt 

Beträchtliche Veränderungen haben 
sich in der Wohnumwelt vollzogen. 
Natürliche Lebenszusammenhänge wur­
den. in voneinander getrennte Teilberei­
che des Wohnens, der Arbeit und der 
Freizeit aufgelöst. Die damit einherge­
hende Anregungsarmut und die autoge­
rechte Ausgestaltung unserer Städte ver­
drängen Kinder und Jugendliche aus 
dem Straßenbild. Sie finden in ihrem un­
mittelbaren Wohnumfeld nicht nur we­
niger Anregungen und Spielmöglich­
keiten, sie treffen dort auch immer weni­
ger Gleichaltrige. Dieser Verlust des 
Straßenraums als Spiel- und Begeg­
nungsraum trifft mit einer geringer 
werdenden Kinderdichte zusarnrnen. 
Helga Zeiher spricht vom ,,Rückgang 
der Straßensozialisation" und ,,Auflö­
sung nachbarschaftlicher Kinderöffent­
lichkeiten", was zu einer „Verinselung 
der Kindheit" führe: Inmitten einer an­
sonsten kinderabweisenden Stadtland­
schaft gäbe es verstreute, speziell für 
Kinder angelegte ,,Inseln" wie Spiel­
plätze, Rollschuh- oder Eisbahn, Sport­
plätze oder Schwimmbäder, zwischen 
denen die Kinder sich hin und her be­
wegen müßten. Helga Zeiher beklagt 
den Verlust des einheitlichen Lebens­
raums, sieht aber im Übergang zum 
verinselten Lebensraum auch „ein 
Moment der Freisetzung des Indivi­
duums aus festen sozialen Einbindungen 
in einen Zustand mehr rational steuer­
l;>~r Verfügung über Bedingungen der 
eigenen Existenz", das heißt einen 
·;,ZUgewilili an individueller Autono­
mie":'-,7 

Eine andere Folge sei eine „Verhäus­
lichung der Kindheit": Mangelnde 
Attraktivität der Umwelt führten dazu, 
daß Kinder verstärkt zu Hause bleiben 
und in ihren Kinderzimmern spielen -

· entweder allein oder mit einem Freund. 
Das kann Vereinzelung fördern. Ande­
rerseits hat in den letzten Jahrzehnten 
die Zugehörigkeit zu Peer-Groups und 
Cliquen stark an Bedeutung zugenom­
men. Doch im Unterschied zu den sich 
früher spontan ergebenden Straßen­
freundschaften und Cliquenzugehörig­
keiten müssen heute Beziehungen zu 
gleichaltrigen Nichtgeschwistern be­
wußt erarbeitet werden. So findet eine 
Verlagerung des sozialen· Lebens der 
Kinder aus dem nachbarschaftlichen 
Zusammenhang in individuell geknüpf­
te Netzwerke statt. In diesem Zusam­
menhang wächst die Bedeutung der 
Schule als Ort der Freundschaftsbil­
dung. 

t.3 Mediatisierung 
von Erfahrung 

Mit dem Verlust an Erfahrungsräu­
men und der Verhäuslichung geht eine 
zunehmende Mediennutzung einher. 
Die Beschäftigung mit Fernsehen, 
Heimcomputern, Video- oder Casetten­
recordem ist zur beliebtesten Freizeittä­
tigkeit bei Kindern geworden. 

Medien bieten Erfahrungen aus 
Zweiter Hand. Dantit ist häufig ein Ver­
lust an Eigentätigkeit, an Erleben authen­
tischer Wirklichkeit verbunden. ,,Das 
Wasser, das im Fernsehen fließt, ist 
nicht naß ... Das Blut, das umfangreich 
spritzt, geht nicht wirklich unter die 
Haut. Das Bild von der Wirklichkeit, das 
durch das Fernsehen vermittelt wird, 
blendet Sinneserfahrungen aus, die auch 
den Menschen zum Menschen machen. "8 

Durch die Medien sind Kinder und 
Jugendliebe informierter, haben einen 
direkteren Zugang zur Erwachsenenwelt 
und werden schonungslos mit dem Zeit­
geschehen konfrontiert. Die Schule hat 
ihr Informationsmonopol eingebüßt. 
Medien liefern Wahrnehmungsraster 
und Interpretationsmuster für Erfahrun­
gen und Erleben der eigenen realen 
Welt. Horst Hensel vergleicht die sozia­
le und geistige Wirkung des Fernsehens 
mit der der Kirche im Mittelalter.' 

Es gibt nicht nur die oft beklagte Ver­
einzelung vor dem Fernseher. Medien 
tragen auch zur Bildung und Vervielfäl­
tigung jugendlicher Gruppenkulturen 
bei. Der Trend zu altershomogenen 

Gruppen als immer bedeutungsvollere 
Sozialisationsinstanzen findet in Medi-

. enkulturen eine Fortsetzung und „stil­
volle" Steigerung . .,Sie repräsentieren ... 
'Identitätsmärkte', wo Jugendliche frei 
vom Routine- und/oder Anforderungs­
charakter ihrer sonstigen Rollenver­
pflichtungen Selbstdarstellungsstrategi­
en erproben und einüben, sich gleichsam 
im Gruppen-Spiel und Gruppen-Spiegel 
ihrer personalen wie sozialen Identität 
vergewissern können."10 Jugendzeit ist 
heute Medienzeit und Jugendszenen 
sind vermehrt Medienszenen. 

Medien sind zu einer eigenen SoZia­
lisationsinstanz geworden. Sie formen 
den kommunikativen Austausch und ha­
ben einen prägenden Einfluß auf die 
Wahrnehmungsweisen, Erkenntnisfor­
men und Inhalte der betreffenden Kul­
tur. Doch es ist schwierig, im Einzelfall 
konkrete Auswirkungen auf Denken und 
Handeln empirisch offenzulegen, weil 
sich Mediennutzung in unterschiedli­
chen sozialen Zusammenhängen voll­
zieht und deshalb im lebensweltlichen 
und biographischen Kontext betrachtet 
werden muß. 

Wichtige Schlußfolgerungen aus der 
Mediatisierung sind für mich: 
• Kinder und Jugendliebe, aber auch 
Erwachsene, · müssen heute besonders 
lernen, sich in der überbordenden Infor­
mationsflut zu orientieren, Zusammen­
hänge aufzudecken und zu Erkenntnis­
sen zu verarbeiten. 
• Unmittelbare, direkte Erfahrungen 
aus erster Hand, ein Lernen mit allen 
Sinnen, gewinnt an Bedeutung. 

1.4 Veränderungen 
der Jugendphase 

Struktur und Charakter des biogra­
phischen Abschnitts Jugend haben sich 
in den letzten Jahren wesentlich verän­
dert. Jugendtypische Erlebnisformen 
wie die Peer-Group-Orientierung sind 
inzwischen auch Gruppen zugänglich, 
die vor 20 Jahren noch als Kinder be­
zeichnet wurden. Das hängt mit der Vor­
verlagerung der Pubertät und der damit 
korrespondieren Vorverlagerung kogni­
tiver und sozialer Entwicklung zusam­
men, aber auch mit dem Wandel der El­
tern-Kind-Beziehungen, die sich inzwi­
schen eher am Leitmuster „partner­
schaftlich-kommunikativ" als „hierar­
chisch-kontrolliert" orientieren - wobei 
vieles darauf hinweist, daß geäußerte 
Grundhaltungen oft nicht mit realem Er­
ziehungsverhalten übereinstimmen. 
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Dennoch wird Heranwachsenden heute 
. früher Selbständigkeit gestattet und von 

.· ihnen erwartet . 
Durch die Verfrühung der Jugend ha­

ben sich die ca. ll-15jährigen als eine 
besondere Gruppe ausprägt. Sie sind 
nicht mehr Kinder, weil ihre Aktivitäten 
nicht mehr so stark an die familiäre Kon­
trolle gebunden sind, und sie sind noch 
keine Jugendlieben, weil sie sich noch 
nicht im öffentlich demonstrierten und 
akzeptierten Ablösungsprozeß von Er­
wachsenen befinden und noch der 
Schulpflicht unterliegen. Mal werden sie 
,,Kids" genannt, mal ,,Lücke-Kinder" 
aufgrund der Beobachtung, daß sie sich 
häufig Rückzugsorte in Nischen und 
Lücken ihrer Umgebung suchen. Sie su­
chen .. : .. einen Platz für sich, den sie sich 
zeitweise erobern können, den sie mit 
ihrer Bewegung, Phantasie, aber auch 
Aggressivität selber ausgestalten. Das ist 
der Versuch, die spezifische Lebenssi­
tuation aus noch eindeutigem Familien­
status, Schülerdasei'n und zunehmend 
entwicklungsnotwendiger Suche nach 
eigenen außerfamilialen Sozialräumen 
in einen lebbaren Zusammenhang zu 
bringen. "11 

Am anderen Ende der Altersskala 
dehnt sich die Jugendzeit ebenfalls aus. 
Als „Postadoleszenz" wird die Phase be­
zeichnet, in der Menschen in der Gestal­
tung ihrer Lebensstile völlig autonom 
sind und keiner pädagogischen Betreu­
ung mehr bedürfen, andererseits aber 
noch vom Elternhaus materiell abhängig 
sind und ihren eigenen gesellschaftli­
chen Status noch nicht gefunden haben. 

Durch „Kids" und ,,Postadoleszen­
ten" hat sich die Jugendphase wesentlich 
verlängert und ihren Charakter verän­
dert: Sie ist heute nicht mehr eine kurze, . 
überschaubare Übergangsphase, die im 
wesentlichen der Vorbereitung auf mor­
gen, auf das „eigentliche Leben'' dient 
und zu diesem Zweck von Lernen und 
Verzichten geprägt ist, sondern sie hat 
sich zu einer eigenständigen Lebenspha­
se ent'l'ickelt, in der das Leben in der 
Gegenwart, die aktuelle Lebensäuße­
rung an Bedeutung gewonnen hat. Wäh­
rend früher bei Jugendlichen die Prä­
gung durchs Elternhaus relativ schnell 
abgelöst wurde von der Prägung durch 
Berufsausbildung und Arbeitsprozeß, 
sind heute Peer-Group und Schule die 
beiden wichtigsten Sozialisationsinstan­
zen des Jugendalters geworden. 

Das sind nur einige Facetten der ver:­
änderten Sozialisationsbedingungen. 
Auf wichtige Faktoren bin ich gar nicht 

eingegangen wie z.B. den zunehmenden 
Anteil von in Armut aufwachsenden 
Kindern, die veränderte Zukunftsper­
spektive durch dauerhafte Massenar­
beitslosigkeit und Ausbreitung prekärer 
Arbeitsverhältnisse, das Aufwachsen in 
einer multikulturellen Gesellschaft oder 
die gewaltigen Umstrukturierungen in 
der Arbeitswelt und den daraus resultie­
renden Wandel der Bildungs- und Quali­
fikationsanforderungen. Doch wird aus 
dem Gesagten bereits deutlich, daß 
Schülerinnen und Schüler in wichtigen 
Bereichen heute grundlegend anders . 
aufwachsen als noch vor zwei Jahrzehn­
ten, und daß diese Veränderungen sich 
erheblich auf Schulen auswirken. 

2. Schulkrise 
„Wenn sich die Lebensbedingungen 

verändern, können die Lernbedingun-

Die Schulen sind 1n 
vielem noch an Kind­
heits- und Jugendvor­
stellungen orientiert, die 
längst von der Wirklich­
keit überholt wurden. 

gen nicht auf der Stelle treten"12 - so 
wendet sich GEW-Vorstandmitglied 
Otto Herz gegen diejenigen, die meinen, 
wenn sich die Lebensbedingungen er­
greifend ändern, müßten doch wenig­
stens die Lernbedingungen erhalten 
bleiben, um Sicherheit im alltäglichen 
Chaos zu bieten. Die vielfältigen Klagen 
über die „neuen Kinder" und Überle­
gungen, wie man Kinder wieder „schul­
gerechter" machen kann, gehen am Kern 
des Problems vorbei: Die Schulen hin­
ken hinter gesellschaftlichen Entwick­
lungen her. Sie sind in vielem noch an 
Kindheits- und Jugendvorstellungen ori­
entiert, die längst von der Wirklichkeit 
überholt wurden. Widersprüche zwi­
schen Lebensbedingungen und Lernbe­
dingungen nehmen zu. Darin liegt auch 
die Hauptursache für zunehmenden 
Streß und Frust all derer, die tagtäglich 
mit Schule zu tun haben. 
• Ein erster Widerspruch besteht zwi­
schen schulischen Leistungsanforderun­
gen und dem Nutzen und Sinn des Ge­
lernten. Die beiden grundlegenden Legi­
timationen schulischer Leistungen - ,,Du 
mußt heute etwas lernen, damit du später 

etwas wirst" und ,,Nicht für die Schule, 
sondern für das Leben lernen wir" - grei­
fen immer weniger. Die erste hatte ihre 
tragende Funktion, solange der Über­
gang vom Schulleben ins Berufsleben 
relativ sicher war. Durch anhaltende 
Massenarbeitslosigkeit wird diese Be­
gründung immer brüchiger. Außerdem 
wollen immer mehr Jugendliebe nicht 
nur ,,für morgen lernen", sondern auch 
,jetzt leben". Auch die zweite wird zu­
nehmend in Zweifel gezogen. So hat der 
Ausbildungsleiter des Volkswagenwer­
kes festgestellt, daß die Fähigkeiten und 
Fertigkeiten, die Schulen in Abschluß­
zeugnissen der Schüler benoten, von 
großen Betrieben kaum oder anders ge­
braucht werden, daß aber Eigenschaften 
wie Kooperationsfähigkeit, Flexibilität, 
Kreativität, Selbständigkeit, Erkun­
dungs- und Handlungskompetenz sowie 
,,vernetztes Denken" in den Schulen we­
der entwickelt noch bewertet würde·n.13 
.,Die meisten Schulen huldigen der Ar­
beits- und Lebenswelt von gestern. Stark 
hierarchische Strukturen und die. Auf­
splitterung des Unterrichts in bis zu 15 
Fächer entstammen der Zeit der Fließ­
bänder und der strikten Arbeitstei­
lung. «14 

Es kann aber nicht nur un:i ein~.:.~t 
sere Anpassung der Schulen an di~\-{ 
beitswelt gehen, sondern vor allenifll!D 
die Neugestaltung einer Allgemeintiil~ 
dung, die Kinder und Jugendliche befä­
higt, ihre Interessen wahrzunehmen und 
sich für sie einzusetzen, ihr Leben und 
die Gesellschaft zu gestalten, Probleme 
der Gegenwart und Zukunft zu lösen. 
Dabei sind zentrale Qualifikationen, die 
in der Arbeitswelt benötigt werden, zum 
Teil identisch mit denen, die zu einer 
sinnvollen Lebensgestaltung verhelfen. 

Viele Lehrer klagen über eine zuneh­
mende Lernunwilligkeit von Schülern. 
Vielleicht hängt diese Unlust damit zu­
sammen, daß vieles von dem, was Leh­
rer Schülern beibringen wollen, für sie 
zu wenig Sinn macht. Schüler beklagen 
vor allem die Lebensferne der Schule. 
„Wissensfragen hängen für Jugendliebe 
immer mit Lebensfragen zusammen ... 
Was offiziell qua Lehrplan als Gegen­
stand des Interesses zu gelten hat, geht 
oft weit an ihren Fragen, Suchbewegun­
gen und Problemen vorbei; scheinbare 
Lernunfähigkeit und -unwilligkeit sind 
die Folge, nicht die Ursache der Krise 
der Veranstaltung Schule."15 Die weni­
gen Untersuchungen zu den Lernbedürf­
nissen von Schülern belegen, daß es kei­
nen generellen Rückgang der Lembe-
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reitschaft gibt, wohl aber wa.chsende 
Unzufriedenheit mit Inhalten und Me­
thoden des schulischen Lernens. Und es 
werden Ansprüche an schulisches Ler­
nen formuliert, ,, ... die ihren Sinn nicht 
im materiellen Nutzen für eine berufli­
che Karriere haben, sondern in der Be­
reitschaft gründen, sich für ein gutes Le­
ben und für eine verantwortete Zukunft 
zu engagieren"". Doch die Schulen set­
zen „durch ihre Strukturen Bedingun­
gen, unter denen individuelles Lei­
stungsstreben, eindimensionale kogniti­
ve Anstrengung, Konkurrenzdenken 
und Gefühlsvermeidung funktionaler 
sind als Solidarität, Kooperation, sinnli­
che ·Wahrnehmung und Erfahrung, 
Zuneigung und konkret geübte Partizi­
pation."17 

• Da ist zweitens der Widerspruch zwi­
schen dem Versprechen auf Chancen­
gleichheit in der Schule und der tatsäch­
lichen sozialen Selektion. ,,Hauptschu­
len, Realschulen und Gymnasien, die in 
ihnen zu erwerbendCn verschiedenwerti­
gen Abschlüsse und Zugangsberechti­
gungen führen zu einer vielfach nachge­
wiesenen sozialen Selektivität und wei­
sen unser Schulsystem als 'Zuteilungs­
apparatur für Sozialchancen' aus. Es ka­
nalisiert 'Schülerströme' in Ausbil­
dungswege und Berufspositionen mit 
.gesellschaftlich unterschiedlichem An­

·-,·--· ·-···'~h.'e11, :t,icht eingelöst wird das Verspre­
,.,)' eben , auf Chancengleichheit im Bil-··t,,, ·'·dungssystem. , , .: . 

;,.,~'---""·"······-··-·-~·~" ' ··-·-·-~ .......... . 

Leistungsbewertungen und Über­
gangsregelungen für den Besuch weiter­
führender Schulen, die Kinder aus unte­
ren sozialen Schichten und ausländi­
schen Familien auf Hauptschulen ver­
weisen und so zu Ghettoisierungen füh­
ren, bergen nicht nur Zündstoff für künf­
tige soziale Konflikte. Ausleseverfahren 
werden vielmehr konkret erlebt, im Ab­
gestempeltsein (als 'typischer' Haupt­
schüler), der Verletzung von Selbstwert­
gefühlen und dem Verlust von Wür­
de. "18 Dieses hochselektive System trägt 
so auch zur „sozialen Vererbung" von 
Armut bei. 
• Ein dritter Widerspruch existiert zwi­
schen Schulleben und Familienleben. 
Der schulische Alltag orientiert sich 
noch hauptsächlich am klassischen, Le-

bensentwurf der sog. Normalfamilie. So 
ist z.B. der zeitliche Rahmen der Schule 
nur schwer mit einer Berufstätigkeit bei­
der Eltern vereinbar. Da wird bei der Be­
messung von Hausaufgaben vorausge­
setzt, daß zu Hause geeignete Arbeitsbe­
dingungen vorhanden sind und daß Müt­
ter als „Hilfslehrer" zur Seite stehen. 
Weil dem nicht mehr so ist, geben jede 
Woche Eltern 30 Millionen Mark für 
Nachhilfestunden aus, also „für eine 
Dienstleistung, die etwas nachreicht, 
was die Schule nicht geschafft hat."19 

Eine ganze Industrie lebt von dieser Lei­
stungskrise der Schule. Da erwarten 
Lehrer schulgerecht erzogene Kinder 
und unterstellen Eltern Erziehungsmän-

gel - ohne zu fragen, wodurch die Erzi •: 
hungsleistung der Familie eventuell,g,:, 
lastet ist, ohne zu beachten, daß sich.ErJ'i 
ziehungsziele und -stile gewandelt ha:"i 
ben und ohne zu bedenken, daß, bedingt 
durch die V erfrühung der Jugendphase : •.· 
der unmittelbare elterliche Einfluß zu'. 
rückgeht. 
• Da ist viertens der Widerspruch zwi­
schen dem zunehmenden Bedürfnis bei 
Kindern und Jugendlieben nach Selp­
ständigkeit und der immer noch vorherr­
schenden Lehrerzentriertheit des Unter­
richts. An vielen Schulen wird noch al­
les bis ins Detail von Lehrern vorge­
plant, werden Schüler ständig gegängelt. 
• Ein fünfter Widerspruch besteht 
zwischen der Dominanz einer kognitiv­
belehrenden Fachwissensvermittlung 

und dem wachsenden 
Bedürfnis nach ganzheit­
lichem, handlungsorientier­
tem Lernen. ,,Die Spezia­
lisierung der Schule auf 
Fachwissen und die Organi-
sation der Wissens-
vermittlung vorwiegend 
nach Fächern zerschneidet 
Lebenszusammenhänge. und 
kann auf entscheidende 
Fragen der Lebensführung 
und -orientierung, die über­
greifend sind, kaum noch 
antworten."20 .Schulisches 
Lernen ist in Lerninhalten 
und Methoden überwiegend 
an kognitiven Lerntypen 
ausgerichtet und benach­
teiligt diejenigen Schüler, die 
eher durch praktisches 
Handeln oder in der Kom­
munikation mit anderen 
lernen. 
• Die intensive Mediennut­
zung verstärkt die Wider­

sprüche zwischen Lernangebot und 
Lernbereitschaft. ,,Schülerinnen und 
Schüler, die mit jeder Art von techni­
schen Informations- und Kommunikati­
onsmöglichkeiten groß geworden sind, 
treffen auf Lehrkräfte, vor allem der 
stark überrepräsentierten mittleren und 
älteren Jahrgänge, für die elektronische 
Medien nicht selten Ausdruck von Kul­
turverfall sind. Schülerinnen und Schü­
ler aber, die mit den elektronischen Me­
dien so vertraut sind wie die Lehrkräfte 
im Umgang mit Büchern, werden die 
einseitige Bevorzugung der Printmedien 
nicht selten als Ablehnung ihrer Lebens­
welt erleben, als Geringschätzung ihrer 
Erfahrungen und Fähigkeiten. "21 
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',e,.'Ein sechster Widerspruch besteht 
i\kischen der vorherrschenden Ausrieb­

„ g der Didaktik an.relativ homogenen 
i/Let'ngruppen und der zunehmenden 

,, ;':Vielfalt der Kinder. Diese Orientierung 
,: wurzelt in traditionellen Begabungs-
theorien, nach denen Kinder und Ju-

• geridlichen in drei Begabungstypen sor­
tiert und speziellen Schulformen zuge­
teilt wurden. Damit wurde und wird die 
Dreigliedrigkeit unseres Schulwesens 
begründet, und sie stehen immer noch 
Pate bei der äußeren und inneren Diffe­
renzierung an Gesamtschulen. Doch ab­
gesehen davon, daß diese Begabungs­
theorien schon immer zweifelhaft wa­
ren, entsprechen sie heute noch weniger 
der Realität. Was heute in einer Schul­
klasse sitzt, ist in der Regel eine nach so­
zialer, familiärer und ethnischer Her­
kunft, Lebenslage, Lebensstil, Lerntyp, 
Lernvoraussetzungen, Lernmotivation 
und Lebenserfahrung bunt gemischte 
Gruppe. Wer da von einer relativ homo­
genen Lerngruppe ausgeht, verkennt die 
Realität und steht zumindest in der Ge 0 

fahr, einzelne Schüler zu diskriminieren 
und andere zu bevorzugen. 
• Ein siebter Widerspruch existiert 
zwischen der wachsenden Bedeutung 
der Schule als Lebensraum für Kinder 
und Jugendliebe und der Vernachlässi­
gung bzw. bewußten Ausklammerung 
wichtiger Erfahrungsbereiche aus dem 
Schulleben. In einer Untersuchung von 
Kurt Czerwenka haben auffällig viele 
Schüler erklärt, ,,daß sie eigentlich nur 
der geselligen Kontakte wegen gern in 
die Schule gehen. "22 Das deutet darauf 
hin, daß die ehemals vorwiegend in der 
Nachbarschaft und im Wohnumfeld ver­
ankerte Funktion der Anknüpfung· von 
Kontakten und den Ausbau von Bezie­
hungsnetzen zu Gleichaltrigen auf die 
Schulen übergeht. 
• Einen achten Widerspruch sehe ich 
zwischen Lehrerausbildung und Lehrer­
rolle einerseits und pädagogischen An­
forderungen des Schulalltags anderer­
seits. Dieser Widerspruch basiert auf 
dem Mißverständnis, daß sich zu Hause 
Erziehung und in der Schule Unterricht 
ereignet. Lehrer sind in erster Linie als 
Wissensvermittler ausgebildet. Heute 
kommt es aber zunehmend auf ihre päd­
agogische Kompetenz an. ,,Die meisten 
Lehrer sind fachwissenschaftlich über­
qualifiziert, methodisch-didaktisch 
durchschn.ittlich und sozialpädagogisch 
hilflos. Sie passen von Engagement und 
Ausbildung her nicht mehr zu den gra­
vierend veränderten Kindern, die in 

stark gewandelten Familien-, Wohn-, 
Gruppen-, Medien- und Gesellschafts­
strukturen aufwachsen. Schule und Leh­
rer vernachlässigen durchweg B iogra­
phie und Milieu ihrer Schüler."" 

Diese und andere Widersprüche füh­
ren zu einer umfassenden Schulkrise. 
Sie scheint durchaus mit der in den sech­
ziger Jahren vergleichbar: Damals war 
im Ergebnis des sog. Sputnikschocks das 
Stichwort von der „deutschen Bildungs­
katastrophe" in aller Munde. Grundle­
gende Reformen waren überfällig, um in 
punkto Wissenschaft und Technik den 
Anschluß nicht verpassen. Es setzte eine 
Bildungsreform ein, deren Hauptfunk­
tionen im besseren Ausschöpfen von 
Begabungsreserven iag. Diese Bildungs­
reform ist bereits Mitte der siebziger 
Jahre steckengeblieben, und mancher 
Weg erwies sich auch als Sackgasse .. 

Heute haben wir eine ähnliche Situa­
tion: Wir befinden uns in einer tiefen 
Krise des Schulwesens, deren Kern in 
den wachsenden Widersprüchen zwi­
schen Lernbedingungen und Lebensbe-

Wie befinden uns in 
einer tiefen Krise des 
Schulwesens, vergleich­
bar mit der „deutschen 
Bildungskatastrophe" 
der sechziger Jahre. 

dingungen liegt. Wir brauchen eine 
grundlegende . Neuorientierung. Dabei 
kann es nicht um eine bloße Fortsetzung 
oder endliche Verwirklichung . der 
Reformbemühungen aus den sechziger 
und siebziger Jahren gehen. Zu den nicht 
erledigten Aufgaben dieser Reform sind 
heute neue, ganz andere Fragen gekom­
men. 

3. Schule neu denken 
Der gesellschaftliche Stellenwert von 

Bildungspolitik ist heute offensichtlich 
zurückgegangen, und die Bildungspoli­
tik wird immer stärker dem Diktat der Fi­
nanzpolitik untergeordnet. Im Ergebnis 
dieser Entwicklung werden trotz steigen­
der Schülerzahlen keine neuen Lehrer 

. eingestellt, veralten die Lehrerkollegien, 
werden die Klassen vergrößert, wird 
Lehrern Mehrarbeit verordnet und Schü­
lern Unterricht gestrichen, verkommen 
Schulgebäude und Lehrmaterialien. 

Es geht nicht nur .um Geld, sondern 
um die zukünftige Gestaltung des 
Bildungswesen. Deshalb reicht es nicht 
aus, heute vor allem Sparmaßnahmen zu 
bekämpfen. Die politische Linke braucht 
jetzt eigene Vorstellungen dazu, wie die 
o.g. Widersprüche angegangen werden 
können, sie muß sich einmischen in die 
Schulentwicklung und 
-gestaltung, sonst besteht die große 
Gefahr, daß sie in Richtung einer stärke­
ren Anpassung an Verwertungsinteres­
sen des Kapitals gelöst werden. Dabei 
geht es sowohl um die Frage der Schul­
strukturen als auch um Fragen der 
inneren Schulreform. ,,Wenn die Schule 
angemessen auf die gewandelten 
Sozialisationsbedingungen reagieren 
will, dann wird dies in der derzeit vor­
herrschenden Unterrichtsorganisation 
mit ihren starren Zeitrhythmen vo.n Stun­
denplan und Fächerkanon und ihrem tra­
ditionellen Bildungsverständnis nicht zu 
bewältigen sein. Die Schule benötigt 
eher mehr Zeit für pädagogisches Han­
deln - für komplexe und offene Lernpro­
zesse, Möglichkeiten der Lernförderung 
und einer sozialpädagogisch orientierten 
Ausgestaltung des Schullebens. Dies ist 
nur in einer veränderten Konzeption von 
Schule realisierbar."24 Die folgenden v_ier 
Entwicklu_ngspchtungen halte ich fiirj~ 
sonders w1cht1g. :-1.fifül'.li:!°' 

3.1 Eine Schule 
für alle Kinder 

Die Gesamtschule ist die Schulart, die 
sich der Lebenssituation heutiger. Ju­
gendlicher am stärksten stellen muß. Sie 
ist andererseits auch die Schulform, die 
am ehesten sich wandelnde Qualifikati­
onsanforderungen und sich verändernde 
Sozialisationsbedingungen im Einklang 
mit schulischem Lernen bringen kann. 
,,Der pädagogische Ansatz des gemein­
samen Lernens verbietet es, sich den 
Problemen der Kinder und Jugendlieben 
zu entziehen .... Weder mit Druck noch 
mit Abschieben können die Probleme 
gelöst werden. Man ist in der Gesamt­
schule der Realität voll und ganz ausge­
liefert. "25 

Auch wegen der sich verändernden 
Kindheit und Jugend sollte deshalb an 
der Perspektive der Schaffung einer 
Schule für alle Kinder bis zur zehnten 

· Klasse festgehalten ·werden - und zwar 
als eine das gesamte dreigliedrige Schul­
system ersetzende Schulform. 

Doch mit der bloßen Einführung von 
Gesamtschulen ist es nicht getan. Die 
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reitschaft gibt, wohl aber wa_chsende 
Unzufriedenheit mit Inhalten und Me­
thoden des schulischen Lernens. Und es 
werden Ansprüche an schulisches Ler­
nen formuliert, ,, ... die ihren Sinn nicht 
im materiellen Nutzen für eine berufli­
che Karriere haben, sondern in der Be­
reitschaft gründen, sich für ein gutes Le­
ben und für eine verantwortete Zukunft 
zu engagieren"". Doch die Schulen set­
zen „durch ihre Strukturen Bedingun­
gen, unter denen individuelles Lei­
stungsstreben, eindimensionale kogniti­
ve Anstrengung, Konkurrenzdenken 
und Gefühlsvermeidung funktionaler 
sind als Solidarität, Kooperation, sinnli­
che Wahrnehmung und Erfahrung, 
Zuneigung und konkret geübte Partizi­
pation. "17 

• Da ist zweitens der Widerspruch zwi­
schen dem Versprechen auf Chancen­
gleichheit in der Schule und der tatsäch­
lichen sozialen Selektion. ,,Hauptschu­
len, Realschulen und Gymnasien, die in 
ihnen zu erwerbenden verschiedenwerti­
gen Abschlüsse und Zugangsberechti­
gungen führen zu einer vielfach nachge­
wiesenen sozialen Selektivität und wei­
sen unser Schulsystem als 'Zuteilungs­
apparatur für Sozialchancen' aus. Es ka­
nalisiert 'Schülerströme' in Ausbil­
dungswege und Berufspositionen mit 
gesellschaftlich unterschiedlichem An­
sehen. Nicht eingelost wird das Verspre­
chen auf Chancengleichheit im Bil­
dungssystem. 

Leistungsbewertungen und Über­
gangsregelungen für den Besuch weiter­
führender Schulen, die Kinder aus unte­
ren sozialen Schichten und ausländi­
schen Familien auf Hauptschulen ver­
weisen und so zu Ghettoisierungen füh­
ren, bergen nicht nur Zündstoff für künf­
tige soziale Konflikte. Ausleseverfahren 
werden vielmehr konkret erlebt, im Ab­
gestempeltsein (als 'typischer' Haupt­
schüler), der Verletzung von Selbstwert­
gefühlen und dem Verlust von Wür­
de. "18 Dieses hochselektive System trägt 
so auch zur „sozialen Vererbung" von 
Armut bei. 
• Ein dritter Widerspruch existiert zwi­
schen Schulleben und Familienleben. 
Der schulische Alltag orientiert sich 
noch hauptsächlich am klassischen, Le-

bensentwurf der sog. Normalfamilie. So 
ist z.B. der zeitliche Rahmen der Schule 
nur schwer mit einer Berufstätigkeit bei­
der Eltern vereinbar. Da wird bei der Be­
messung von Hausaufgaben vorausge­
setzt, daß zu Hause geeignete Arbeitsbe­
dingungen vorhanden sind und daß Müt­
ter als „Hilfslehrer" zur Seite stehen. 
Weil dem nicht mehr so ist, geben jede 
Woche Eltern 30 Millionen Mark für 
Nachhilfestunden aus, also „für eine 
Dienstleistung, die etwas nachreicht, 
was die Schule nicht geschafft hat."I' 
Eine ganze Industrie lebt von dieser Lei­
stungskrise der Schule. Da erwarten 
Lehrer schulgerecht erzogene Kinder 
und unterstellen Eltern Erziehungsmän-

gel - ohne zu fragen, wodurch die Erziec 
hungsleistung _der Familie eventuell be, 
lastet ist, ohne zu beachten, daß sich-Er, .. 
ziehungsziele und -stile gewandelt ha­
ben und ohne zu bedenken, daß, bedingt 
durch die Verfrühung der Jugendphase, 
der unmittelbare elterliche Einfluß zu­
rückgeht. 
• Da ist viertens der Widerspruch zwi­
schen dem zunehmenden Bedürfnis bei 
Kindern und Jugendlichen nach Selp­
ständigkeit und der immer noch vorherr­
schenden Lehrerzentriertheit des Unter­
richts. An vielen Schulen wird noch al­
les bis ins Detail von Lehrern . vorge­
plant, werden Schüler ständig gegängelt. 
• Ein fünfter Widerspruch besteht 
zwischen der Dominanz einer kognitiv­
belehrenden Fachwissensvermittlung 

und dem wachsenden 
Bedürfnis nach ganzheit­
lichem, handlungsorientier­
tem Lernen. ,,Die Spezia­
lisierung der Schule auf 
Fachwissen und die Organi-
sation der Wissens-
vermittlung vorwiegend 
nach Fächern zerschneidet 
Lebenszusammenhänge.und 
kann auf entscheidende 
Fragen der Lebensführung 
und -orientierung, die über­
greifend sind, kaum noch 
antworten. "20 .Schulisches 
Lernen ist in Lerninhalten 
und Methoden überwiegend 
an kognitiven Lerntypen 
ausgerichtet und benach­
teiligt diejenigen Schüler, die 
eher durch praktisches 
Handeln oder in der Kom­
munikation mit anderen 
lernen. 
• Die intensive Mediennut­
zung verstärkt die Wider­

sprüche zwischen Lernangebot und 
Lernbereitschaft. ,,Schülerinnen und 
Schüler, die mit jeder Art von techni­
schen Informations- und Kommunikati­
onsmöglichkeiten groß geworden sind, 
treffen auf Lehrkräfte, vor allem der 
stark überrepräsentierten mittleren und 
älteren Jahrgänge, für die elektronische 
Medien nicht selten Ausdruck von Kul­
turverfall sind. Schülerinnen und Schü­
ler aber, die mit den elektronischen Me­
dien so vertraut sind wie die Lehrkräfte 
im Umgang mit Büchern, werden die 
einseitige Bevorzugung der Printmedien 
nicht selten als Ablehnung ihrer Lebens­
welt erleben, als Geringschätzung ihrer 
Erfahrungen und Fähigkeiten."21 
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· • Ein sechster Widerspruch besteht 
zwischen der vorherrschenden Ausrich­
tung der Didaktik an relativ homogenen 
Lerngruppen und der zunehmenden 
Vielfalt der Kinder. Diese Orientierung 
wurzelt in traditionellen Begabungs­
theorien, nach denen Kinder und Ju­
gendlichen in drei Begabungstypen sor­
tiert und speziellen Schulformen zuge­
teilt wurden. Damit wurde und wird die 
Dreigliedrigkeit unseres Schulwesens 
begründet, und sie stehen immer noch 
Pate bei der äußeren und inneren Diffe­
renzierung an Gesamtschulen. Doch ab­
gesehen davon, daß diese Begabungs­
theorien schon immer zweifelhaft wa­
ren, entsprechen sie heute noch weniger 
der Realität. Was heute in einer Schul 0 

klasse sitzt, ist in der Regel eine nach so­
zialer, familiärer und ethnischer Her­
kunft, Lebenslage, Lebensstil, Lerntyp, 
Lernvoraussetzungen, Lernmotivation 
und Lebenserfahrung bunt gemischte 
Gruppe. Wer da von einer relativ homo­
genen Lerngruppe ausgeht, verkennt die 
Realität und steht zumindest in der Ge" 
fahr, einzelne Schüler zu diskriminieren 
und andere zu bevorzugen. 
• Ein siebter Widerspruch existiert 
zwischen der wachsenden Bedeutung 
der Schule als Lebensraum für Kinder 
und Jugendliche und der Vernachlässi­
gung bzw. bewußten Ausklammerung 
wichtiger Erfahrungsbereiche aus dem 
Schulleben. In einer Untersuchung von 
Kurt Czerwenka haben auffällig viele 
Schüler erklärt, ,,daß sie eigentlich nur 
der geselligen Kontakte wegen gern in 
die Schule gehen. "22 Das deutet darauf 
hin, daß die ehemals vorwiegend in der 
Nachbarschaft und im Wohnumfeld ver­
ankerte Funktion der Anknüpfung· von 
Kontakten und den Ausbau von Bezie­
hungsnetzen zu Gleichaltrigen auf die 
Schulen übergeht. 
• Einen achten Widerspruch sehe ich 
zwischen Lehrerausbildung und Lehrer­
rolle einerseits und pädagogischen· An­
forderungen des Schulalltags anderer­
seits. Dieser Widerspruch basiert auf 
dem Mißverständnis, daß sich zu Hause 
Erziehung und in der Schule Unterricht 
ereignet. Lehrer sind in erster Linie als 
Wissensvermittler ausgebildet. Heute 
kommt es aber zunehmend auf ihre päd­
agogische Kompetenz an. ,,Die meisten 
Lehrer sind fachwissenschaftlich über­
qualifiziert, methodisch-didaktisch 
durchschn.ittlich und sozialpädagogisch 
hilflos. Sie passen von Engagement und 
Ausbildung her nicht mehr zu den gra­
vierend veränderten Kindern, die in 

stark gewandelten Familien-, Wohn-, 
Gruppen-, Medien- und Gesellschafts­
strukturen aufwachsen. Schule und Leh­
rer vernachlässigen durchweg Biogra­
phie und Milieu ihrer Schüler. "23 

Diese und andere Widersprüche füh­
ren zu einer umfassenden Schulkrise. 
Sie scheint durchaus mit der in den sech­
ziger Jahren vergleichbar: Damals war 
im Ergebnis des sog. Sputnikschocks das 
Stichwort von der „deutschen Bildungs­
katastrophe" in aller Munde. Grundle­
gende Reformen waren überfällig, um in 
punkto Wissenschaft und Technik den 
Anschluß nicht verpassen. Es setzte eine 
Bildungsreform ein, deren Hauptfunk­
tionen im besseren Ausschöpfen von 
Begabungsreserven iag. Diese Bildungs­
reform ist bereits Mitte der siebziger 
Jahre steckengeblieben, und mancher 
Weg erwies sich auch als Sackgasse .. 

Heute haben wir eine ähnliche Situa­
tion: Wir befinden uns in einer tiefen 
Krise des Schulwesens, deren Kern in 
den wachsenden Widersprüchen zwi­
schen Lernbedingungen und Lebensbe-

Wie befinden uns in 
einer tiefen Krise des 
Schulwesens. vergleich­
bar mit der „deutschen 
Bi I dun g skatastro ph e" 
der sechziger Jahre. 

dingungen liegt. Wir brauchen eine 
grundlegende . Neuorientierung. Dabei 
kann es nicht um eine bloße Fortsetzung 
oder endliche Verwirklichung. der 
Reformbemühungen aus den sechziger 
und siebziger Jahren gehen. Zu den nicht 
erledigten Aufgaben dieser Reform sind 
heute neue, ganz andere Fragen gekom­
men. 

3. Schule neu denken 
Der gesellschaftliche Stellen wert von 

Bildungspolitik ist heute offensichtlich 
zurückgegangen, und die Bildungspoli­
tik wird immer stärker dem Diktat der Fi­
nanzpolitik untergeordnet. Im Ergebnis 
dieser Entwicklung werden trotz steigen­
der Schülerzahlen keine neuen Lehrer 
eingestellt, veralten die Lehrerkollegien, 
werden die Klassen vergrößert, wird 
Lehrern Mehrarbeit verordnet und Schü­
lern Unterricht gestrichen, verkommen 
Schulgebäude und Lehrmaterialien. 
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Es geht nicht nur _um Geld, sondern 
um die zukünftige Gestaltung des 
Bildungswesen. Deshalb reicht es nicht 
aus, heute vor allem Sparmaßnahmen zu 
bekämpfen. Die politische Linke braucht 
jetzt eigene Vorstellungen dazu, wie die 
o.g. Widersprüche angegangen werden 
können, sie muß sich einmischen in die 
Schulentwicklung und 
-gestaltung, sonst besteht die große 
Gefahr, daß sie in Richtung einer stärke­
ren Anpassung an Verwertungsinteres­
sen des Kapitals gelöst werden. Dabei 
geht es sowohl um die Frage der Schul­
strukturen als auch um Fragen der 
inneren Schulreform. ,,Wenn die Schule 
angemessen auf die gewandelten 
Sozialisationsbedingungen reagieren 
will, dann wird dies· in der derzeit vor­
herrschenden Unterrichtsorganisation 
mit ihren starren Zeitrhythmen vo.n Stun­
denplan und Fächerkanon und ihrem tra­
ditionellen Bildungsverständnis nicht zu 
bewältigen sein. Die Schule benötigt 
eher mehr Zeit für pädagogisches Han­
deln - für komplexe und offene Lernpro­
zesse, Möglichkeiten der Lernförderung 
und einer sozialpädagogisch orientierten 
Ausgestaltung des Schullebens. Dies ist 
nur in einer veränderten Konzeption._vo.n 
Schule realisierbar. "24 Die folgen~pJ:~F'" 
Entwicklungsrichtungen h_alte iclf~ 
sonders wichtig. : \H: · 

3.1 Eine Schule 
für alle Kinder 

Die Gesamtschule ist die Schulart, die 
sich der Lebenssituation heutiger Ju­
gendlicher am stärksten stellen muß. Sie 
ist andererseits auch die Schulform, die 
am ehesten sich wandelnde Qualifikati­
onsanforderungen und sich verändernde 
Sozialisationsbedingungen im Einklang 
mit schulischem Lernen bringen kann. 
,,Der pädagogische Ansatz des gemein­
samen Lernens verbietet es, sich den 
Problemen der Kinder und Jugendlieben 
zu entziehen .... Weder mit Druck noch 
mit Abschieben können die Probleme 
g_elöst werden. Man ist in der Gesamt­
schule der Realität voll und ganz ausge­
liefert. "2~ 

Auch wegen der sich verändernden 
Kindheit und Jugend sollte deshalb an 
der Perspektive der Schaffung einer 
Schule für alle Kinder bis zur zehnten 
Klasse festgehalten ·werden - und zwar 
als eine das gesamte dreigliedrige Schul­
system ersetzende Schulform. 

Doch mit der bloßen Einführung von 
Gesamtschulen ist es nicht getan. Die 



Gesamtschulen müssen ihre pädagogi­
schen Konzepte weiterentwickeln, müs­
sen besser werden. Es scheint mir z.B. 
uµumgänglich zu sein, Schlußfolgerun­
gen aus der Zusammensetzung der , 
Schülerschaft an den Gesamtschulen zu 
ziehen und nicht so zu tun, als setzte sie 
sich idealtypisch zusammen. Dazu ge­
hört, sich zur real vorhandenen Schüler­
population zu bekennen und nicht stän­
dig über deren Defizite im Vergleich zu 
Gymnasiasten zu klagen. Mit und für die 
vorhandenen Schüler mit ihren Stärken 
und Schwächen sollten Gesamtschulen 
gestaltet werden. Sie sollten mehr Ge­
wicht auf ihre eigenen, gesamtschulspe­
zifischen Stärken - langes Offenhalten 
des Bildungsabschlusses, gemeinsames 
Lernen in Gruppen von unterschiedli­
chen Schülern, stärkere Vorbereitung 
auf die Arbeitswelt auch für Abiturien­
ten, Überwindung der historischen Spal­
tung von niederer und höherer, von 
theoretischer und praktischer Bildung -
legen und darüber eigenes Profil entwik­
keln, was auch die Akzeptanz bei Schü­
lern, Eltern und Arbeitgebern erhöhen 
kann. 

Weiterhin halte ich es für wichtig, 
sich konsequent von der Ausrichtung 
des Lernens an homogenen Lerngrup­
pen zu verabschieden, die Unterschied­
lichkeit als etwas Positives zu bejahen, 
Kinder unterschiedlicher Begabungsar­
ten, Kulturen, Interessen und Alterstu­
fen so oft es geht zusammenzubringen 
und dafür didaktische Konzepte zu ent­
wickeln. Die meisten mir bekannten 
Konzepte zur Binnendifferenzierung 
kranken immer noch daran, daß sie Un­
terschiede ko_mpensieren wollen, anstatt 
sie als Bereicherung zu empfinden. 

-3.2 Bildungsinhalte 
und Lernformen 
neu konzipieren 

Um den Unterricht in Einklang mit 
den sich wandelnden Qualifikationsan­
forderungen und den sich verändernden 
Sozialisationsbedingungen zu bringen, 
gewinnen vor allem drei Lernprinzipien 
und Unterrichtskonzepte an Bedeu­
tung.26 

· Wenn Infonnatisierung, Mediatisie­
rung und Expertisierung anwachsen, 
und wenn die Komplexität der zu erwer­
be!lden JCenntnisse und Kompetenzen 
zunimmt, dann muß schulisches Lernen 

;·.verstärkt.Orientierung geben, Zusam­
menhänge herstellen _und aufklären. Da-

bei gewinnen projektorientierte Lern­
prozesse an Bedeutung, weil sie geeig­
net sind, die komplexe Lebenswirklich­
keit zu vermitteln. Dabei darf Projekt­
orientierung aber nicht bloß eine belie­
bige Methode bleiben, sondern sie muß 
sich zu einem durchgängigen didakti­
schen Konzept entwickeln. 

Wenn das Aufwachsen von Kindern 
und Jugendlichen in hohem Maße von 
mediatisierten Erfahrungen geprägt wird 
und gleichzeitig die Wohnumwelt keine 
hinreichenden Möglichkeiten für eige­
nes Handeln und Lernanregungen be­
reitstellt, dann muß vor allem die Schule 
authentische Erfahrungen und hand­
lungsorientiertes Lernen ermöglichen. 

Vor dem Hintergrund einer Ausdün­
nung von Kontaktchancen in der Nach­
barschaft, einem Verlust von Treff- und 
Kommunikationsorten im Wohngebiet, 
wachsender Multikulturalität und einer 
Verinselung von Kindheit und Jugend 
gewinnt soziales Lernen in der Schule 
an Bedeutung. Sozialpädagogisch orien­
tiertes Lernen in Gruppen kann zum ei­
nen der Persönlichkeitsentwicklung und 
der Förderung des sozialen Miteinan­

. ders dienen, zum anderen im Blick auf 
künftige Qualifikationsanforderungen 
dazu beitragen.kooperative Arbeitsstruk­
turen und Teamdenken zu entwickeln. 

3.3 Schule 
als Lebensraum 

Angesichts der veränderten Stellung 
von Schule im Sozialisationsprozeß 
müssen sich Schulen zu Lebensräumen 
entwickeln, auch, ,,weil die Schule 
schon jetzt für die Mehrzahl der Kinder 
für den größeren Teil des Tages der 
wichtigste, jedenfalls der einzig erträgli­
che (und für viele der einzig mögliche) 
Aufenthaltsort und das Schullernen die 
herrschende Lebensform sind"". Sie 
muß das gesamte Leben von Kindern 
und Jugendlieben reinlassen, sich ihren 
Lebenserfahrungen und Lebensproble­
men öffnen und darf sie nicht länger auf 
die Kunstfigur „Schüler" reduzieren, 
sondern muß sie als komplexe Personen 
mit sinnlichen, emotionalen, kognitiven 
und sozialen Bedürfnissen wahrnehmen. 
Dazu muß sie sich auch in die Nachbar­
schaft hinein öffnen, den Stadtteil als 
Lernort (wieder)entdecken und die 
Schule selbst zu einem Begegnungszen­
trum der Nachbarschaft machen. 

Hartmut von Hentig beschreibt sehr . 
anschaulich, bezogen auf die Jahrgänge 
6 und 7, was damit gemeint ist: ,,Der for-

malisierte Unterricht kann in diesen 
zwei Jahren auf zwei Stunden am Tag 
beschränkt werden . .. - damit man das 
Gelernte nicht gänzlich vergißt. Wichti' 
ger ist jetzt etwas anderes: Selbsterpro­
bung, die Beziehung zu anderen Perso­
nen, die Emanzipation von denen, die ei­
nen bisher bestimmt, erzogen, bevor­
mundet haben. Jetzt brauchen diejungen 
Menschen Erlebnis, Abenteuer, Aufga­
ben: einen Kotten ausbauen, um ge­
meinsam darin zu wohnen; Elektrizität 
verlegen, ein Dach decken, Balken ein­
ziehen und dabei lernen, was Statik ist; 
gemeinsam kochen und haushalten; die 
Dinge so einrichten, wie man das will 
und nicht wie die Erwachsenen das für 
praktisch oder anständig oder gemütlich 
halten; Theaterspielen, Streitgespräche 
führen, sehr lange aufbleiben und stolz 
sein, daß man trotzdem das Frühstück, 
wie versprochen, um 8.00 Uhr auf dem 
ordentlich gedeckten Tisch hat. "28 

Wichtig ist, daß es an Schulen Zeiten 
und Räume gibt, die „unpädagogisch" 
sind, in denen vor allem die sog. Kids 
für sich selbst leben können, die Freiräu­
me zur eigenen Gestaltung und Rück­
zugsmöglichkeit sind. Schulen können 
sich am ehesten zu Lebensräumen ent­
wickelri, wenn sie Ganztagsschulen 
sind. 

3.4 Veränderung 
der Lehrerrolle 

Sollen sich die Schulen verändern, 
dann muß vor allem die Lehrerrolle ver­
ändert werden. Der klassische ,,Fach­
wissensvermittler" entspricht längst 
nicht mehr den Herausforderungen, vor 
denen Schulen heute stehen. Gerade 
auch, weil die Begegnung mit Erwach­
senen in früher selbstverständlichen Le­
benszusammenhängen (Verwandt­
schaft, sozialer Nahraum, Arbeitswelt) 
nur noch begrenzt gegeben ist, brauchen 
Jugendliche in Lehrern Persönlichkei­
ten, die ihnen zumindest in Ansätzen 
Antworten auf ihre Lebensfragen geben. 
,,Lehrer können sich diesem Bedürfnis 
... nicht entziehen. Ihre soziale und kom­
munikative Kompetenz ist wichtig; sie 
müssen bereit sein zum Gespräch, zur 
Auseinan_dersetzung, vor allem zum Zu­
hören und Hinsehen auf das Ganze der 
jugendlichen Persönlichkeit .. : Dabei ist 
nicht Vollkommenheit gefragt, sondern 
Ehrlichkeit, Offenheit für den anderen, 
soziale Sensibilität."" 

Dazu brauchen Lehrer die entspre­
chenden Rahmenbedingungen. Entbüro-
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· kratisierung und Selbstbestimmung des 
Schulbetriebs sind ganz wichtige Vor­

. aussetzungen, über die an anderer Stelle 
· in diesem Heft geschrieben ist. Und na­
türlich muß sich die Lehrerausbildung 

. gründlich ändern. In den „Hamburger 
Thesen zur Revision der Lehrerbildung" 
heißt es: ,,Eine Revision der Lehrerbil­
dung zielt deshalb in allen Phasen auf 
die Ausbildung einer Fachkompetenz 
unter dem Primat der pädagogischen 
Kompetenz ... Der sich rapide beschleu­
nigende Wandel in der alltäglichen Le­
benswelt ... fordert von Lehrerinnen und 
Lehrern die Fähigkeit zu sozialpädago­
gischem Verstehen, zu persönlicher Be­
ratung und zur Kooperation mit der au­
ßerschulischen Sozialarbeit und Sozial­
pädagogik. "30 

Alles in allem: Wir müssen Schule 
neu denken, wenn wir aus der Schulkri­
se herauskommen wollen. Die politische 
Linke muß sich wieder bildungspoli­
tisch zu Wort melden und sich einmi­
schen in die Neugestaltung der Schulen. 
Dazu wollte ich einige Denkanstöße 
geben. 
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Die autonome öffentliche Schule 
Das Modell des neuen Schulsystems 

Von den „neuen Kindern" 
und der „Erosion der alten 
Schule" zur „autonomen 

öffentlichen Schule" 

E Herbst 1993 veröffentlichte _ich die 
pädagog1Sche Stre1tsclu:ift „Die neu­
n Kinder und die Erosion der alten 

Schule". Sie konnte binnen kurzem in 
mehreren Auflagen erscheinen - ab Früh­
jahr 1995 in einer siebten und stark er­
weiterten Ausgabe1

• 

Das Buch beschreibt Defizite im So­
zialverhalten und Schwächen in der Ar­
beitshaltung eines erheblichen Teils der 
„neuen" Kinder. Vermarktungszwang 
und Mediatisierung in unserer Gesell­
schaft seien deren Hauptursachen. Die 
Schule müsse nachholende Sozialerzie­
hung und die Entwicklung der Arbeits­
haltung zu ihren neuen Aufgaben ma­
chen, also die Voraussetzung zum Gelin­
gen ihrer Tätigkeit nunmehr selbst erst 
schaffen. Innere Schulreform sei dring­
lich. Ob die. zentral verwaltete Staats­
schule diese aber auf breiter Front ver­
wirklichen könne, sei fraglich. Deshalb 
stünde ein historischer Fonnenwechsel 
der Schule an: Hin zur autonomen öf­
fentlichen Schule. 

Das Buch „Die neuen Kinder und die 
Erosion der alten Schule" bezog sich ur­
sprünglich auf die Eingangsstufe der Se­
kundarschule !. Die bisherige Rezeption 
zeigt aber, daß es darüberhinaus Aussa­
gen über gegenwärtige Erziehungspro­
bleme insgesamt macht. Außerdem ist 
das Buch zwar mit theoretischer Kennt­
nis, aber aus der Praxis für die Praxis ge­
schrieben worden, fügt sich also nicht 
ein in die übliche universitäre und politi­
sche Diskussion pädagogischer Proble­
me, ist nicht Teil des „politisch-universi­
tären" Komplexes. Diese Unabhängig­
keit trägt zu der unvermuteten Breite der 
Reaktionen auf die Schrift bei. Der Text 
wird inzwischen von vielen Rezipienten 
also so etwas wie ein Dokument des hi­
storischen Augenblicks angesehen. 

Horst Hensel Ist AutOr von wissenschaftlichen 
- AufsAtzen wie-literarischen Essays zur Schul­

pAdagoglk, Geschichte, Kultur und von Erzäh· 
lungan, Gedichten,-·HOrsp1elen sowie Lehrer an 
::~~~ule In Nordrheln-.Westlaleri. 

Im Anschluß an die Veröffentlichung 
des Buches erreichten mich zahlreiche 
Anrufe und Briefe sowie Einladungen 
zu Vorträgen, sodaß ich mit einer Viel­
zahl von Lehrerinnen und Lehrern in 
ganz Deutschland in Kontakt 'kam. Ich 
erfuhr nahezu ausnahmslos Zustimmung 
zu meinem Versuch, da Verhalten der 
,,Neuen Kinder" zu skizzieren und zu er­
klären, wie auch dazu, innere Schulre­
form zu thematisieren und dabei das 
staatliche Schulsystem in Frage zu stel­
len. Das Buch und meine Vorträge über 

Die autonome Schule ist 
zwar entstaatlicht. 
jedoch nicht privatisiert. 
Sie ist eine gesell­
schaftliche Einrichung 
und richtet sich an alle 
Kinder. 

Schulbetrieb und Schulreform und die 
mündlichen, brieflichen und telefoni­
schen Reaktionen darauf ließen mich 
den bezeichnenden Unterschied zwi­
schen den Verlautbarungen offizieller 
Stellen über die Schule und den Ansich­
ten der Lehrkräfte erfahren. Das Aus­
maß der pädagogischen Not vieler Kol­
leginnen und Kollegen mit den ,,Neuen 
Kindern" machte mich betroffen. Miß­
mut und Resignation über obrigkeits­
staatlichen Bürokratismus, Parteibuch­
karrieren und zentralistischen Rege­
lungswahn im Schulsystem waren weit 
verbreitet. Die Absicht der meisten, um 
die Kinder willen so zu arbeiten, als ob 
es keine versteinerten Verhältnisse im 
Schulsystem gäbe, offenbarte einen päd­
agogischen Idealismus, mit dem Politik 
und Bürokratie auf zynische Weise zu 
rechnen gelernt haben. Die Sehnsucht, 
Schule vor Ort mit allen Beteiligten 
selbst betreiben und verantworten zu · 
können, unbelästigt vom Geltenmachen 
unpädagogischer Interessen, und ohne 
daß der pädagogische Prozeß im Ver­
waltungsprozeß leerläuft - diese Sehn­
sucht deutete auf ein tiefes Reformbe­
dürfnis und auf breite Reformbereit-

von Horst Hensel* 

schaft in den Kollegien hin und wies Re­
formüberlegungen den Weg. 

Was die Schulkritik und die Perspek­
tive einer Reform betrifft, so beteilige ich 
mich schon seit einigen Jahren als Prakti­
ker und als pädagogischer Autor am Ge­
spräch über Schulreform. Ich erinnere 
mich, vor rund 25 Jahren damit begon­
nen zu haben, als ich als Student in eine 
„Kommission Schulverfassung" berufen 
wurde, welche von der SPD in Nord­
rhein-Westfalen gebildet worden war. 
Die Durchsicht alter Schriftwechsel und 
Protokolle läßt erkennen, wie sich in der 
konzeptionellen Diskussion Ansätze zu 
einer autonomen Schule bildeten. Sie 
waren nicht durchzusetzen. In der Rück­
schau zeigt sich wieder einmal, daß 
Schulreform einen langen Atem braucht. 
Damals trat ich unter Protest aus der 
Kommission aus. 

Die berufliche Praxis nötigt uns Leh­
rerinnen und Lehrer allerdings immer 
wieder, antibürokratische Schulkritik zu 
üben und über äußere Schulreform nach­
zudenken. Ich konnte dem Thema also 
nichtentgehen, wie sich in meinem Buch 
,,neun mal schulwetter" (1981) nachle­
sen läßt, ebenso in meinem Schul-Ro­
man ,,Aufstiegsversagen" (1984). In dem 
Aufsatz ,,Die schlechte Arbeit verdrängt 
die gute. Zur politischen Ökonomie der 
Lehrerarbeit im bürokratischen Erzie­
hungssystem" (1989) formulierte ich 
erstmals in· nuce ein Refonnkonzept, mit 
Einschluß von Schulkammern, das ich 
auf Einladung der niedersächsischen 
GEW in V erden an der Aller einem da­
mals noch einigermaßen verblüfften 
Fachpublikum vorstellen konnte. Es 
folgten dann weitere Beiträge, und nach­
dem ich mich aufgrund der Reaktionen 
auf meine pädagogische Streitschrift auf­
gefordert sah,, mich intensiver mit einer 
Strukturreform des Schulwesens zu be­
schäftigen, fanden der ehemalige nord­
rhein-westfälische GEW-Vorsitzende 
Alf Hammelrath und ich uns Ende 1993 
zu Reformdiskussionen zusammen und 
luden Kolleginnen und Kollegen zu einer 
Tagung „Reform des Schulsystems" ein. 
Als Leitfaden für weitere Diskussionen 
verfaßte ich ein umfangreiches Thesen­
papier zur autonomen öffentlichen Schu­
le. Da der Text bald außerhalb der 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 83, 1995 

•11:·····h 

_ Adressatengruppe zirkulierte, erfuhr ich 
/Interesse und es erreichte)} mich Anfra­

l lgen von verschiedenen Verlagen, ob ich 
' nicht aus dem Papier ein kleines Buch 

machen wolle. 

Stellenwert des Modells 
Dieses Buch. liegt inzwischen vor: 

,,Die Autonomie Öffentliche Scl,mle. Das 
Modell des neuen Schulsystems'". Es ist 
ein Entwurf für eine umfassende Schul0 

refonn. Der Entwurf.ist der erste seiner 
Art. Er ist pluralistisch angelegt und of­
fen für Verbesserungen. 

Oas Modell verwirft das gesamte 
staatliche Schulsystem und entwickelt 
eine umfassende Alternative, nämlich 
ein System autonomer öffentlicher Schu­
len in Selbstverwaltung. Dadurch fallen 
Aufsichtsbehörden und Schulministerien 
fort. 

· Damit und mit der Entwicklung re­
gionaler „Schulkammern" als gesell­
schaftlich offener Kontroll- und Bera­
tungseinrichtungen wird ein völlig neuer 
Gedanken in die Autonomiediskussion 
eingebracht. 

Die autonome Schule ist zwar ent­
staatlicht,jedoch nicht privatisiert. Sie ist 
eine gesellschaftliche Einrichtung und 
wendet sich als öffentliche Schule an alle 
Kinder. Keins wird ausgegrenzt. 

Das Modell bezieht seine erhebliche 
schulpolitische Brisanz aus folgendem: 
• Als Alternativmodell überholt es alle 
ähnlichen Ansätze: Bisher wurde ,,äuße­
re" Schulreform nur durch einzelne 
Schulen verwirklicht, wie z.B. durch 
,,Freie Schulen" - oder durch Gruppen. 
von Schulen, wie etwa die „Waldorf­
schulen ... Nunmehr geht es nicht mehr 
lediglich um die ,,Auswanderung" aus 
der Staatsschule, sondern um deren Ab­
schaffung. Dies wird nicht nur gefordert, 
sondern auch detailliert begründet und 
im einzelnen ausgeführt. 
• Somit ist das Modell gegenwärtig das 
umfassendste und iiefgreifendste Re­
formmodell in der deutschen Schuldis­
kussion. 
• Dabei ist es keiner bestimmten wis­
senschaftlichen Lehrmeinung verpflich­
tet, keiner Partei, keinem Verband und 
keiner Gewerkschaft. Es entstammt der 
Praxis und zielt auf die Praxis. Es wendet 
sich an alle - was auch in seinem Aufbau 
und seiner Sprache deutlich wird. 
• Das Modell steht quer zu allen staatli­
chen Reformbemühungen. Dies ist nicht 

· beabsichtigt, aber unumgänglich, denn 
die Situation ist inzwischen so, daß jede 

nüchterne Bilanz schulischer Defizite 
und die Entwicklung einer Perspektive 
sich als scharfe Kritik an der Staatsschule 
und der staatlichen Schulpolitik äußern 
muß. 

Begründung des Modells 
Das Verhältnis von Gesellschaft, 

Jugend und Schule ist durch Ungleich­
zeitigkeit geprägt. 

Heutige Kinder sind Medienkinder. 
Sie wohnen städtisch. Ihre Lebensweise 
ist kommerzialisiert. Im Alltag herrschen 
Tempo und rascher Umschlag von Wa­
ren, von Moden und Verhaltensweisen. 
Es fehlt an Bindungen. Viele Kinder und 
Jugendliebe leiden darunter, kommen 
nicht zu sich selbst. Verhaltensstörungen 
nehmen zu. 

Bedauerlicherweise ha­
ben sich die Parteien ge­
genwärtig aus der Bil­
dungspolitik verabschie­
det. 

Und die Schule? Ist ein bürokr8.ti­
scher Apparat. Die staatlich verwaltete 
Schule ist nicht frei genug, sich auf die 
neue Situation rasch und gründlich ein­
zustellen. Si.e müßte nachholende Erzie­
hung betreiben, die Lernfähigkeit der 
Kinder sichern, Neues wagen. Aber es 
herrscht das Beamtentum. Die hierarchi­
sche Struktur der Staatsschule ist kreati­
ven· Leistungen feindlich, auch wenn es 
einige kreative Aufsichtsbeamte gibt. -
Der alte Bürokratismus verwaltet die 
neuen Probleme. 

Damit paßt die Schule nicht mehr in 
die Gesellschaft von heute. Demokrati­
sierung wird inzwischen als ständiger 
Prozeß begriffen, nicht mehr als erreich­
ter Zustand. Auch in den entwickelsten 
Bereichen der Wirtschaft werden die Ar­
beitsprozesse nach und nach umgestellt: 
Entscheidungen sollen dort getroffen 
werden, wo sie am besten getroffen wer­
den können - und von denen, die an die­
sem Arbeitsort tätig sind. 

Reform von Schule ist also vielfältig 
zu begründen. Sie tut not. 

Zunächst wäre an innere pädagogi­
sche Reformen zu denken, doch diese 
stoßen bald an die Grenzen des äußeren 
staatlichen Systems. Deshalb muß das 
gesamte Schulwesen auf den Prüfstand. 

SCHULREFORM 

Die Frage ist: Welches Schulsystem paßt 
zu den heutigen Kindern und Jugendli­
eben,' zu einer zeitgenössischen Schul-· 
pädagogik und zu einer demokratischen 
Gesellschaft? 

Die Beantwortung dieser Frage ist 
schwierig, weil letztlich ein alternatives 
Schulsystem entworfen werden muß - im 
strukturellen Zusammenhang und unter 
praktischen, nicht ideologischen Ge­
sichtspunkten. Bisherige Reformmodelle 
haben weniger eine neue Schulstruktur 
als vielmehr einzelne Bestandteile dieser 
Struktur skizziert. Mitunter waren sie po­
litisch einseitig. 

Eckpunkte 
des Reformmodells 

l. Pädagogische und Administrative 
Autonomie: Die einzelne Schule ist auto­
nom. Sie löst ihre.pädagogischen Aufga­
ben selbständig. Uber die Curricula hin­
aus formuliert die Schule Erziehungsplä­
ne, die auch therapeutische Maßnahmen 
beinhalten. Sie führt eine ständige Dis­
kussion über ihre erzieherischen und 
ethischen Werte. Außerdem stellt sie ein 
jährliches Schulprogramm auf - einen 
kontrolljerbaren Arbeitsplan. Durch. all 
dies gewinnt sie ihr Profil. .:') ,,: 

Die Schule verwaltet sämtlic~Jjl ... 
Angelegenheiten selbst, ggf. unter'ilfin, 
zuziehung von Verwaltungspersonal. 
Die Schule stellt einen Haushaltsplan auf 
und kann sich um zusätzliche Mittel be­
mühen. Ihre Kollegialorgane bestimmen 
den Schulbetrieb. Eltern und Schülerin­
nen und Schüler sind in die Willensbil­
dung einbezogen. Die Schulleitung wird 
auf Zeit aus der. Mitte des Kollegiums 
gewählt. Lehrerinnen und Lehrer sind 
keine Beamte mehr, sondern tariffähige 
Angestellte mit Personalvertretung. Die 
Schule stellt Personal ein und kann Per­
sonal entlassen. Die Ausbildung der päd­
agogischen Arbeitskräfte geschieht von 
Anfang an nicht nur in der Universität, 
sondern auch in der Schule. Die Weiter­
bildung wird von den Schulkammern 
und den Schulen selbst geleistet. 

2. Selbstverwaltung durch Schulkam­
mern: Jeweils 40 einzelne Schulen bilden 
einen Kammerbezirk. Die Schulkammer 
ist eine Selbstverwaltungseinrichtung 
und ersetzt die staatliche Schulaufsicht. 
Die Schulkammer wird aus den Schulen 
heraus gewählt. Hinzu kommen au~r­
schulische Mitglieder. Die Kammer be­
rät und kontrolliert die einzelnen Schu­
len. Etwas vier bis fünf von ihnen wer­
d~n jedes Jahr evaluiert. Die Kammer hat 
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das Recht, ggf. einen Schulbetrieb zu un­
tersagen. Innerhalb eines Bundeslands 
verbinden sich die Schulkammern zu ei­
nem Kammerverband. Er vertritt die 

· Schulen gegenüber dem Land. 
3. Öffentlichkeit von Schule: Die 

Schule bleibt öffentliche Schule. Sie 
wird öffentlich in ausreichendem Maße 
finanziert, weil nur so Chancengleichheit 
für alle Kinder gewährleistet werden 
kann. Die Träger der Schule sind somit 
öffentliche Träger. Sie kontrollieren die 
Rechnungsführung der Schulen (Rech­
nungsprüfungsämter). Öffentliche Trä­
gerschaft und Finanzierung sowie päd­
agogische und administrative Autono­
mie sind widersprüchliche Momente des 
neuen Schulsystems. Sie müssen ausba­
lanciert werden. Dies ist möglich. Ziel ist 
die gleichzeitige Sicherung von Autono­
mie und Öffentlichkeit. 

4. Entstaatlichung der Schule: Der 
Staat zieht sich aus der Verwaltung der 
Schule zurück. Die staatliche Schulauf­
sicht erlischt. Die Schulministerien und 
Aufsichtsbehörden entfallen, das Auf­
sichtspersonal unterrichtet wieder. Die 
parteipolitische Ideologisierung und 
Funktionalisierung des Schulwesens ist 
beendet. - An Aufgaben verbleiben dem 
Staat folgende: Ralunengesetzgebung 
und Sicherung der Grundgesetzlichkeit 
der Erziehungsziele und -werte: Siehe~ 
rung des curricularen Mindeststandards 
und Festlegung der Abschlußniveaus; 
Bestimmung des Schuljahres und der Fe­
rientermine, der Dauer des Schulbesuchs 
und der Höchststärke der Klassen. 

Umsetzung in die Praxis 
Mit der Modellierung einer autono­

men öffentlichen Schule im Kammersy­
stem ist aber erst die halbe Reformarbeit 
geleistet. Das Modell muß auch in die 
Praxis umgesetzt werden. 

Hierbei gibt es erhebliche Widerstän­
de. Sie gehen besonders von Schulpolitik 
und Schulbürokratie aus. Die Schulpoli­
tik verliert den Zugriff auf ein gesell­
schaftliches Teilsystem und kann ihre 
parteipolitische Klientel nicht mehr mit 
Leitungsstellen alimentieren. Die Büro­
kratie wird weitgehend überflüssig und 
muß sich wehren. Es ist nicht auszu­
schließen, daß auch Teile der Kollegien 
aus Unsicherheit reformskeptisch sind. 
Allerdings gibt es ja schon zahlreiche in-

·-· oere Reformmaßnahmen,. die es zu bün-
-, _ debaftlicln s!]t,_ I>ar1,iberhin11Us ist das gesell-
\ sc _ , he. und pädagogische Bedürfnis 
· -~~~ _Sc~ulrefnrm groß. Des-

halb kommt es bildung~politisch nicht so 
sehr auf einzelne Kräfte an, sondern eher 
auf breite gesellschaftliche Reformbünd­
nisse, die sich zu offenen staatlichen Re­
formkommissionen zusammenfinden 
müssen, um Schulreform mit Aussicht 
aufErfolg betreiben zu können. Dabei ist 
die öffentliche und durch Medien ver­
mittelte Schul-Diskussion eine unver­
zichtbare Erfolgsbedingung der Reform­
arbeit - nur sie garantiert den breiten de­
mokratischen Konsens und verhindert 
Sektenbildung: Die historische Schulre­
form kann nur gelingen, wenn sich die 
Medien für sie aussprechen, bzw. sie dis­
kutieren. 

Und die Parteien? Und die Politik? 
Bedauerlicherweise haben sich die Par­
teien gegenwärtig aus der perspektivi­
schen Schulpolitik verabschiedet. Es gibt 
keinen Schulplan irgendeiner Partei, der 
über den Tellerrand hinausblicken läßt, 
und es gibt keine Politikerin und keinen 
Politiker, die als Konzeptoren einer Re­
form Statur hätten. Alles ist ängstlich, 
kleinkariert, reaktiv - nichts ist kühn, 
perspektivisch, aktiv. Die SPD, einst Re-. 
formpartei in Sachen Bildung, schweigt, 
ja, läßt sich in Nordrhein-Westfalen in 
Gestalt des sozialdemokratischen Kul­
tusministeriums sogar das Denken von 
der K.ienbaum-Untemehmensberatung 
abnehmen. Mehr noch: Wenn man sich 
als Praktiker und Autor an der Reform­
diskussion beteiligt, läuft man eher Ge­
fahr, von der SPD als Partei, Fraktion, 
Regierung und Administration_ angegrif­
fen und befeindet zu werden, denn als 
Diskussionspartner akzeptiert zu wer­
den. Da sind die GRÜNEN offener. Nun 
ist es natürlich aber so, daß es ohne die 
Sozialdemokratie und die anderen Par­
teien, Fraktionen und Administrationen 
keine Schulreform geben kann. Viel­
leicht müßte man es ihnen mal sagen ... 

So wie die öffentliche Diskussion 
müssen auch Bündnisse und Kommis­
sionen pluralistisch ausgerichtet sein. 
Andernfalls bringen sie sich um ihre 
Wirkung. Über regionale ,,Insellösun­
gen" und zahlreiche einzelschulische 
Teilreformen wird dann nach und nach 
das gesamte Schulwesen umgestellt. Da 
aber kein Reformprozeß in Gänze ge­
plant und schon gar nicht nach Plan ver­
laufen kann, müssen sowohl seine uner• 
wünschten Momente frühzeitig ausge­
macht und korrigiert, als auch diejenigen 
Verbesserungen eingearbeitet werden, 
welche die Praxis nahelegt. Dies gehört 
zur Reformarbeit und ist deshalb auch 
Bestandteil des Reformkonzepts (wel-

ches sich gerade dadurch von selbstge­
nügsamen Konzepten unterschiedet). 
Der Reformprozeß muß ein lernender. 
Prozeß sein. Nur dann kann sein Ergebe 
nis eine demokratische Schule sein. 

1 Horst Hensel: Die neuen Kinder und die Erosion 
der allen Schule. AOL und Lexika-Verlag, Lich~ 
tenau und München, 7. erweiterte Auflage , 

2 Horst Hensel: Die Autonome Öffentliche Schule. 
Das Modell des neuen Schulsystems. AOL und 
Lexika-Verlag, Lichtenau und München 1995 

Die Autonome 
Öffentliche 

Die Autonome 
Öffentliche Schule 
Unsere Kinder sind Medienkinder 
des 20. Jahrhunderts - in einer 
Schule von gestern. Diese Schule 
wird obrigkeitsstaatlich verwaltet. 
Reform tut not. 
Das ist der Ausgangspunkt dieses 
Buches. Und es zeigt in wichtigen 
Teilbereichen den Weg zu der 
Schule, die den Anforderungen der 
Gesellschaft, der Lehrer/innen und 
der Schüler/innen wesentlich besser 
gewachsen wäre. Auch in Zeiten 

- geringer Bildungsmitei. Das neueste 
Werk des Autors von Die Neuen 
Kinder und die Erosion der Alten 
Schule. 
Horst Hensel: 
Die Autonome Öffendiche Schule 
Das ModeU des neuen 
Schulsystems 
1. Auflage: AOL-Verlag, Lichtenau 
1 g95fLexika-Verlag, München 1995 
104 Seiten, 24,80 DM/sFr/210 öS 

Direktbezug: 
AOL-Verlag, Waldstr. 17-18 
D-77839 Lichtenau 
Telefon 07227-9588-0 
Fax 07227-958895 
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Initiative Bildung 

· M-1t einem breiten gesellschaftli-
chen Dialog wiU die Gewerk-

. chaft Erziehung und Wissen­
schaft (GEW) eine neue Bildungsre­
formdebatte in der Bundesrepublik an­
stoßen: Zum Auftakt der ,,Initiative Bil­
dung" rief der GEW-Vorsitzende Dieter 
Wunder auf einem bildungspolitischen 
Symposium in der Berliner Kongreßhal­
le Betroffene, Beteiligte und interessierte 
gesellschaftliche Kräfte auf, sich an der 
Diskussion zu beteiligen, um der Bil­
dungspolitik in Deutschland wieder einen 
höheren Stellenwert zu verschaffen. An­
laß für den GEW-Appell ist die Sorge 
der Bildungsgewerkschaft, vor dem Hin­
tergrund der öffentlichen Finanzkrise 
'könne das bundesdeutsche Bildungswe­
sen vollends auf den Weg in die Dritt­
klassigkeit geraten. 

Diese Sorge ist weder übertrieben 
noch neu. Neu ist, daß man die Mißstän­
de in einer gesamtgesellschaftlichen Per­
spektive diskutieren wiU. Was für ein 
Bildungswesen .braucht unsere Gesell­
schaft? Erfüllt Schule als Institution 
überhaupt noch ihre Aufgabe? Wozu sol­
len junge Menschen ausgebildet werden, 
wenn Computer schon alles wissen? 
Welche pädagogische Dosis vertragen 
Jugendliche? Mit diesen und- ähnlichen 
Fragen geht die GEW nun auf Andere 
zu, mit dem Ziel, eine breite Bildungsre­
formdiskussion in Gang zu bringen. 

Gebremste 
Engagementbereitschaft 

Wie eine Mitgliederbefragung ge­
zeigt hat, sind ca. 2/3 der 300.000 GEW­
Mitglieder zu eigenem .Engagement ,,im 
Prinzip" bereit, sehen aber die Durchset­
zungschancen gewerkschaftlicher Forde­
rungen so gering, daß die meisten von 
solch fruchtlosen Mühen lieber absehen. 
Wer wollte es ihnen verdenken, nach .20 
Jahren Abwehrkämpfen gegen die Ge­
genreform und die große Koalition der 
Finanzminister? Die staatlich-zentralisti­
sche Struktur des Bildungssektors wirkt 
sich so als Reform- und Engagement­
blocker aus. 

Die Erfahrung des Nichts-ändern­
könnens hat auch das Interesse an visio­
nären Reformkonzepten stark reduziert. 

Flete Saß, Köln, spw-Redaktlon 

GEW auf neuen Wegen 

Dort aber, wo die Beschäftigten des 
Bildungssektors sich selbst am nächsten 
sind, bei ihren eigenen materiellen Inter­
essen, laufen sie regelmäßig Gefahr, vom 
Rest der Gesellschaft isoliert zu werden. 
Böswillig wird Sozialneid auf Beamte 
und Lehrer geschürt. Aber auch dem 
Gutwilligen sollte der Zusanunenhang 
von sozialer und demokratischer Ent­
wicklung und den materiellen Ansprü­
chen der Beschäftigten des Bildungssek­
tors vermittelt werden können. Spät hat 
die GEW die Abseitsfalle durchschaut. 

Politische und intellektuelle Heraus­
. forderungen, die eine ebenso offene wie 
anspruchsvolle Bearbeitung erfordern, 
sind reichlich vorhanden. 

Schlankes Schulwesen 
als Reformalternative 

So hat unter dem Schlagwort ,,Neues 
Verwaltungsmanagement" die Lean­
production-Diskussion auch die öffentli­
che Verwaltung erreicht. Eine Anwen­
dung von Jean production auf Schule 
hätte einschneidende Konsequenzen: 
Abbau der Wasserköpfe in den Auf­
sichtsbehörden, Stärkung der Professio­
nalität und Entscheidungskompetenz im 
Betrieb Schule, Qualitätssteigerung unter 
Einbeziehung aller Beteiligten. Also Zie­
le, wie sie auch von Horst Hensel in die­
sem Heft aus anderem Blickwinkel dis­
kutiert werden. Ob das dann für die Fi­
nanzminister billiger käme, darf bezwei­
felt werden, aber wirtschaftlicher wäre es 
auf jeden Fall. Und wenn man es nicht 
ganz falsch anfängt, könnte Schule auf 
diesem Wege zugleich demokratischer 
und für die Beteiligten auch einfach ein 
angenehmerer sozialer Ort werden. 

Wer sich mehr Effizienz des Bil­
dungswesens wünscht, muß über den ge­
sellschaftlichen Stellenwert von Bildung 
nichts wissen. Und wer sich eine höhere 
Priorität der Bildungsausgaben wünscht, 
ist noch lange nicht für Schlendrian. Bei­
des hat mit Geld zu tun, und die Synthese 
scheint einfach: Gönnen wir uns und un­
seren Kindern ein erstklassiges, effizien­
tes Bildungswesen, denn das ist in philo­
sophischer wie wirtschaftlicher Hinsicht 
die beste mögliche Investition. 

Aber so einfach geht es doch nicht. 
Effizienz ist für öffentliche Verwaltung 

von Fiete Saß• 

und den Bildungssektor eine relativ neue 
und noch umstrittene Forderung. Wo 
früher hoheitlicher Auftrag und pädago­
gisches Ideal genügten, soll es nun au­
ßerdem noch wirtschaftlich zugehen? 

Kann man denn menschliche Ent­
wicklung in Mark und Pfennig ausdrük­
ken? Man kann. Zumindestens von der 
Kostenseite ist das gar kein Problem. 
Auch Kosten/Nutzenbetrachtungen sind 
leicht möglich. So hat etwa das Dort­
munder ISP empirisch festgestellt, daß 
die Qualität von Schule am stärksten ab­
hängig ist von der Qualität der Schullei­
tung. Mit anderen Worten: Durch Maß­
nalunen zur Qualitätsverbesserung der 
Schulleitungen (Auswahl, Weiterbil­
dung, Coaching) läßt sich ein besonders 
günstiges Nutzenverhältnis der aufge­
wandten Mittel erzielen. Solche Überle­
gungen sind nicht nur legitim, sondern 
angebracht, solange die verfügbaren 
Mittel begrenzt sind. 

GEW wird sich der 
Effizienzdiskussion 

stellen müssen 

Die GEW wird sich der Effizienzdis­
kussion stellen müssen, mit dem Ziel, sie 
für sich zu entscheiden. Das ist inhaltlich 
gar nicht so schwer: Staatliche Biirokra' 
tie statt gesellschaftliche Verantwortung, 
Inkompetenz der Entscheidungsträger, 
Geringschätzung der Arbeitenden und 
ihres Engagements - das· sind Faktoren, 
die den Wirkungsgrad jeder Organisation 
untergraben müssen. Dennoch identifi­

. zieren sich viele Beschäftigte des Bil-
dungssektors mit dem Status Quo, denn 
das ist ihr Alltag. Und das ist wohl die 
Aufgabe, die sich die GEW gesteckt hat: 
Die Mitglieder und Kolleglnnen des Bil­
dungsbereichs aus dem „sicheren" Be­
zugsralunen ihres AÜtags heraus in eine 
offensive Debatte inmitten des Zynis­
mus, der Zumutungen und des Tempos 
der Mediengesellschaft zu führen. 

Das ist mutig, ja, tapfer, und vielleicht 
verallgemeinerungsfähig: Wenn wir, die 
Profis für dies und für das, uns gegensei­
tig anscheinend immer weniger verste­
hen, dann sollten wir miteinander reden, 
welche Dinge wir warum füreinander tun 
können. 
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Bildungspolitik in schwieriger Zeit 
Die aktuelle bildungspolitische Debatte in Nordrhein-Westfalen 

Um gleich mit der Tür ins Haus zu 
. fallen: Die bildungspolitische 

Debatte in Nordrhein-Westfalen 
wird vor allem von der neuerlichen Aus­
einandersetzung um die Gesamtschule 
beherrscht 

Der Streit 
um die Gesamtschule 
Dabei kann sich die Bilanz der 25jäh­

rigen Gesamtschulentwicklung in Nord­
rhein-Westfalen sehen lassen. Es gibt 
heute eine Gesamtschul-Infrastruktur 
mit inzwischen 158.000 Schülerinnen 
und Schülern an l 92 Schulen. Die Idee 
der gemeinsamen Schule für alle ist so 
erfolgreich, daß selbst konservativ re­
gierte Gemeinden in Nordrhein-Westfa­
len ihren jahrelangen Widerstand aufga­
ben und Gesamtschulen gründeten. Die 
Nachfrage von Eltern nach Plätzen an 
Gesamtschulen für ihre Kinder über­
schreitet weiterhin das zur Verfügung 
stehende Angebot Kürzlich hat das 
.diesjährige Anmeldeverfahren stattge-

Brigitte Speth, Mdl, Düsseldorf, Vorsitzende der 
Arbeitsgemeinschaft für Bildungsfragen in der 
SPD 

funden. Ergebnis: 6.000 - 8.000 Plätze 
fehlen. 

Der jüngst in der Zeitschrift nds ver­
öffentlichte Artikel eines ehemaligen 
Gesamtschullehrers hat allerdings eine 
neue Qualität Nachdem er 21 Jahre an 
einer Gesamtschule unterrichtet hat, hat 
er ein Geheimnis gelüftet In fünf The­
sen zur Gesamtschule macht er sich 
Luft Allgemeine Erziehungsschwierig­
keiten, die es an allen Schulformen gibt, 
werden ausschließlich und bewußt auf 
die Gesamtschule fokussiert. Dabei ist 
es schlichtweg unzulässig, gesamtge­
sellschaftliche Probleme, z.B. eine ande­
re Art von Jugend zum Maßstab für die 
Dignität eines Schulsystems zu machen. 
Das Schlimme ist, daß dieser Artikel 
von den Gegnern der Gesamtschule be­
gierig aufgenommen und gegen die Ge­
samtschule eingesetzt wird. Die CDU 
will - nicht zum ersten Mal - ein Morato­
rium für neue Gesamtschulerrichtungen. 
Die Führung der CDU-Opposition will 
sie in schöner Eintracht mit der F.D.P. 
gar ganz auflösen. 

Was mich an dieser Kampagne am 
meisten bedrückt, ist, daß sich Lehrerin­
nen und Lehrer an Gesamtschulen in die 
Anonymität flüchten, um gedeckt durch 

von Brigitte Speth• 

eine Brietkastenadresse 
den Gesamtschulbefür­
wortern mal gründlich 
die Meinung zu sagen. 
Von Schülerinnen und 
Schülern erwarten wir, 
daß sie aufrechten Gangs 
durchs Leben gehen, wir 
erziehen sie - mindestens 
wollen wir das - zur De­
mokratie. Und diejeni­
gen, denen wir die Kin­
der und Jugendlieben an­
vertrauen, die im Erzie­
hungsprozeß eine wichti­
ge Rolle spielen, erklären 
nun, sie trauten sich 
nicht, ihre Meinung zu 
sagen. 

Ich will nicht leugnen, 
daß es an allen Schulen 
Reformbedarf gibt Alle 
Schulformen, auch die 
Gesamtschulen, müssen 
sich der Kritik stellen. Sie 

müssen die veränderte Kindheit anneh­
men und die Schulwirklichkeit entspre­
chend verändern. Gleichwohl gilt: In ei­
ner Gesellschaft, die zunehmend mehr 
von der Erfüllung individueller Bedürf­
nisse, von Partikularinteressen und 
Egoismen geprägt ist, ist mehr Integrati­
on und Solidarität notwendiger denn je. 
Das gilt auch für Schulen. 

Die neuen 
Herausforderungen 

Die Bedingungen des Heranwach­
sens von Kindern und Jugendlichen in 
unserer Gesellschaft haben sich grundle­
gend verändert. Immer mehr Kinder 
wachsen als Einzelkinder und/oder in 
Ein-Eltern-Familien auf. Zunehmend 
sind. beide Eltern berufstätig. Lebens­
und Erfahrungsräume von Kindern wer­
den immer stärker eingeschränkt Ver­
stärkter Medienkonsum durch Fernse­
hen und Video beeinflussen Kinder 
ebenso wie die Beschränkung ihres Be­
wegungsraums durch Verkehr und kin­
derunfreundliche Bebauung. Der Ver­
lust von sozialer Verankerung insgesamt 
bewirkt häufig Gleichgültigkeit gegen­
über anderen bis hin zur Rücksichtslo-
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· gkeit, Entsolidarisierung, Verlust an 
'Gemeinschaftssinn und. Gemeinschafts­
'{ähigkeit, und kann - wenn weitere un­

i'glinstige Bedingungen hinzukommen -
zu Gewaltbereitschaft eskalieren. Wenn 

. ~ich gesellschaftliche Anerkennung nur 
noch am materiellen Status festmacht, 
wenn Kosten-Nutzen-Überlegungen 
maßgebend sind für das menschliche 
und soziale Miteinander, we11J1 Konkur­
rei:tzdenken bis hin zur rücksichtslosen 
Durchsetzung individueller Interessen 
als erfolgversprechendes Verhalten pro­
pagiert wird, darf man sich nicht wun­
dern, daß es gerade junge Menschen be­
sonders schwer haben, eigene Maßstäbe 
und Wertvorstellungen zu finden. 

Die herkömmliche Abgrenzung und 
Aufgabenteilung zwischen Familie, 
Schule, Jugendarbeit trägt heute nicht 
mehr. Mit der traditionellen Unterrichts­
schule, die sich auf familiäre und gesell­
schaftliche Stützsysteme verlassen 
konnte, können die heutigen individuel­
len und gesellschaftlichen Ansprüche an 
Bildung und Erziehung nicht mehr be­
wältigt werden. Wenn sich .die Gesell­
schaft ändert, muß sich auch die Schule 
verändern. In Zweifel. gezogen wird 
nicht die Schule als staatliche Einrich­
tung, sondern in Frage gestellt wird das 
traditionelle Leitbild der reinen Unter­
richtsschule. 

Autonomie oder mehr 
Selbständigkeit? 

Das Thema ,,Autonomie von Schule" 
oder mehr „Autonomie für Schulen" hat 
in der Bundesrepublik Konjunktur. In 
Hessen, Niedersachsen, Bremen, Ham­
burg enthalten die neuen Schulgesetzes 
bereits Bestimmungen zu mehr Autono­
mie. Erwogen wird mehr Autonomie in 
Baden-Württemberg und Rheinland­
Pfalz. In Nordrhein-Westfalen gibt es ei­
nen SPD-Parteitagsbeschluß „mehr Ei­
genverantwortung für die Einzelschule". 

Zunächst zum Begriff: Ist Autonomie 
überhaupt das richtige Wort? Autono­
mie bedeutet, sich die Gesetze selber zu 
geben. In dieser Konsequenz bedeutet 
mehr Autonomie von Schule den voll­
ständigen Rückzug des Staates aus der 
Bildungspolitik. Das, denke ich, kann 
nicht gemeint sein. 

Nach dem Grundgesetz steht das ge­
samte Schulwesen unter der Aufsicht 
des Staates. Die staatliche Schulhoheit 
umfaßt Planung, Gestaltung und Beauf­
sichtigung im Schulwesen. Zu den Not­
wendigkeiten staatlicher Bildungspolitik 

gehören insbesondere die Festlegung 
der Bildungsziele, die Planung der 
Schulstruktur, die Entwicklung der Bil­
dungsinhalte, die Bestimmung der inne­
ren Struktur wie Mindeststandards, Mit­
bestimmung usw., die Definition der 
Abschlußvergabe und die Sach- und 
Personalausstattung. Letzteres ist im Zu­
sammenhang mit der Wahrung der Ein­
heitlichkeit der Lebensverhältnisse von 
besonderer Bedeutung. 

Mit der aus meiner Sicht falschen Be­
grifflichkeit ist ein weiterer Zusammen­
hang verbunden, der in die Irre geht 
Weder Autonomie noch mehr Selbstän­
digkeit lassen sich verordnen, sie lassen 
sich nicht erzwingen und auch nicht 
schenken.Innere Refonn, neue Ansätze 
des Unterrichts sind darauf angewiesen, 
daß sie von der Basis, also von den Lebe 
rerinnen und Lehrern und allen, die am 
Schulleben beteiligt sind, getragen wer­
den. Nur dann, wenn sie sich identifizie­
ren, wenn sie selbst ein neues Konzept 
aus der jeweiligen Situation heraus ent~ 
wickelt haben, hat eine innere Reform 
die Chance, mehr zu sein als ein moder-, 
nistisches Apen;u. 

Also verabschieden wir ·uns schnell 
von zwei Gedanken: 

L Die autonome Schule im Sinne 
der Definition von Autonomie kann es 
nicht geben, weil dies die Chancen­
gleichheit erheblich gefährdet 

2. Mehr Selbständigkeit von Schule 
kann nicht von oben verordnet werden, 
weil die tragfähige Ausfüllung dessen, 
was mit mehr Selbständigkeit gemeint 
ist, von denen abhängt, die in der Schule 
leben und arbeiten. 

Welche Anlässe sind es denn über­
haupt, größere Selbständigkeit für Schu­
len zu fordern? Einen Anlaß sollten wir 
schnell zu den Akten legen. Diejenigen, 
die z.B. für ein eigenes Schulbudget ein­
treten, um da~it die staatliche Verant­
wortung für die Sach- und Personalaus­
stattung in Zeiten knapper öffentlicher 
Kassen auf die Schule abzuwälzen, da­
mit nicht vor dem Kultusministerium, 
dem Landtag oder dem Rathaus demon­
striert wird, diejenigen tragen die Ver­
antwortung dafür, daß ein guter Ansatz 
im Keim erstickt wird. Genau in dieser 
Verbindung liegt der Anlaß für das Miß­
trauen der Lehrerinnen und Lehrer. Im 
übrigen liefern die, die so argumentie­
ren, denen die argumentative Basis, für 
die mehr Selbständigkeit vom Teufel ist. 
So schreibt beispielsweise der Vorsit­
zende des Philologenverbandes NRW: 
„Es ist seltsam, daß gerade in Zeiten des 
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knappen Geldes in fast leeren öffentli­
chen Kassen die Politik nach mehr Au­
tonomie ruft. Das riecht geradezu nach 
Deregulierung von Verantwortung für 
Miseren nach unten." 

Also verabschieden wir uns von ei­
nem dritten Gedanken: Mehr Selbstän­
digkeit von Schulen ist kein Sparkon­
zept Wenngleich ich zutiefst davon 
überzeugt bin, daß Schulen mit einem 
eigenen Schulbudget sinnvoll und spar­
sam umgehen können, so behaupte ich 
doch, daß mehr Selbständigkeit vor­
übergehend mehr Geld kosten wird, dies 
schon allein wegen des erhöhten Bedarfs 
an Lehrerfortbildung. 

Die Diskussion um mehr Selbstän­
digkeit von Schulen im politischen 
Raum in der Bundesrepublik begann 
Mitte der 80ger Jahre und hatte mit Fi­
nanzen überhaupt nichts zu tun. Sie ist 
entstanden aus der Notwendigkeit, die 
innere Reform von Schule neu zu disku­
tieren. Der ernsthafte Ansatz reagierte 
auf die gesellschaftlichen Veränderun­
gen. Veränderungen, die vor der Schule 
nicht haltmachen. 

Manche sagen, man dürfe der Schule 
nicht alle gesellschaftlichen Defizite 
aufualsen. Das ist zwar grunds~(ich 

richtig. Nur, die Defizite sind .. ~ .. :.:..'ls~".'.c-;".:d 
machen mcht Halt vor der Schu~j~-
mut von Hentig sagte bereits vo(rielen 
Jahren: ,,Die Lebensprobleme der Kin­
der sind größer als ihre Lernprobleme". 
Und in seinem Buch „Die Schule neu 
denken" aus dem Jahr 1993 wiederholte 
er: ,,Wir müssen es mit den Lebe11spro­
blemen der Schüler aufnehmen, bevor 
wir ihre Lernprobleme lösen können, die 
sie auch nicht haben müßten". Und er 
fordert Schule als Lebens- und Erfah­
rungsraum oder Schule als „Lebens- und 
Lernort". 

Öffnung von Schule 
In dieser Erkenntnis ist 1988 das 

Rahmenkonzept „Gestaltung des Schul­
lebens und Öffnung von Schule" (GÖS) 
entstanden. Der damalige Ansatz des 
Konzeptes war richtig. Schulen hatten 
sich auf den Weg gemacht, ihr eigenes 
Schulleben zu schaffen. Die Politik hat 
dies aufgenommen und versucht, die 
vorhandenen Ansätze zu stärken. Nichts 
wurde von oben diktiert. Es gab für gute 
Ansätze Unterstützung durch Geld und 
auch durch Stellen. So war Nordrhein­
Westfalen Vorreiter für eine neue Schul­
wirklichkeit. Angefordert wurde das 
Rahmenkonzept von vielen außerhalb 
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H'-:f::·'IJiJel)kenist etwas, das 
'a!Jf Schwierigkeiten 
folgt und dem Han­
deln VOrausgeht. (Brecht) 

. Die Schwierigkeiten sind offenkundig: in 
Wirtschaft, Gesellschaft, Kultur. Politik. 
Und vier weitere Jahre Kohl produzieren 
ein Desaster Durch Analysen begründe­
te Alternativen müssen her 
Deshalb 
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von NRW. Gar im Ausland wurden wir 
kopien. · 

Nur, Nordrhein-Westfalen hat sich 
überholen lassen. GÖS wurde von seilen 
des Staates nicht weiter entwickelt. Lei­
der! Dabei war GÖS die Keimzelle des­
sen, was heute unter mehr Selbständig­
keit diskutien wird. Die Fonentwick­
lung von GÖS ist mehr Selbständigkeit 
von Schule. 

Wenn wir die gesellschaftlichen Ver­
änderungen ernst nehmen, wenn wir die 
verändenen Lebens- und Lernbedingun­
gen von Kindern und Jugendlieben ernst 
nehmen, dann kann aus meiner Sicht der 
Weg nur sein: Von der Unterrichtsschu­
le zur Schule als Lern- und Lebensort. 
Das setzt voraus, daß der Streit darüber 
beendet sein muß, ob die Schule einen 
Erziehungsauftrag habe oder nicht. Das 
setzt voraus, daß alle endlich begreifen, 
daß kognitive Bildung alleine nicht-ge­
nügt, daß Lehrerinnen und Lehrer Kin­
der so annehmen, wie sie sind, daß sie 
sich einlassen, mit den Kindern und Ju­
gendlichen zu lernen und zu leben. Das 
setzt voraus, daß Politik und Verwaltung 
die Lehrerinnen und Lehrer in ihrer 
schwierigen· Aufgabe nicht alleine las­
sen, daß Politik und Verwaltung Unter­
schiedliches zulassen, ja sogar unterstüt­
zen; d.h. individuelle Schulprogramme 
sind zuzulassen statt einheitlich verord­
neter Gesamtpläne. 

Möglichkeiten für mehr 
Eigenverantwortung 

der Schulen 
So verstanden nenne ich 10 Möglich­

keiten, wie eine Schule ihre Eigenver­
antwonung ausgestalten kann: 

1. Schulen können sich ein eigenes 
Schulprogramm geben. Die Schulpro­
gramme können von Schule zu Schule, 
von Region zu Region höchst unter­
schiedlich sein. Nur, sie müssen etwas 

. mit der Schule zu tun haben. Schulen 
spüren Probleme auf, die vor ihrer 
Schultür liegen. Sie greifen sie auf und 
rücken sie in den Mittelpunkt des schu­
linternen Lehrplans. 

2. Innerhalb des Schulprogramms 
können Kooperationen mit anderen 
Schulen und/oder Einrichtungen vor On 
eingegangen werden. 

3. Der Lernon muß nicht nur die 
Schule sein. Andere Lernone sind denk­
bar, One, die je nach gemeindlicher 
Wirklichkeit unterschiedlich sind. 

4. Andere Menschen als Lehrerin-

nen und Lehrer sollten in der Schule un­
terrichten können. 

5. Der Unterricht kann in Projekten, 
er kann fächerübergreifend, jahrgangs­
übergreifend oder epochal organisien 
sein. Der 45-Minuten-Takt muß nicht 
die Norm sein. Das setzt voraus, daß die 
Wochenpläne zugunsten von Jahresplä­
nen aufgegeben werden. 

6. Die Schule kann ein Ganztagsan­
gebot in zu ihrem Programm passender 
Form anbieten. 

7. Die Schule entscheidet bis zur 
Klasse 6 über die Leistungsbewenung in 
Form von Noten oder Berichtszeugnis­
sen. 

8. Die Schulen erhalten ein Schul­
budget für die sächlichen Ausgaben, das 
in das nächste Haushaltsjahr übenragen 
werden kann. 

9. Die Schulen erhalten ein Mit­
spracherecht bei Einstellung von Lehre­
rinnen und Lehrern. 

10. Das bisherige Programm „Geld 
statt Stellen" ist neu zu denken. Es sollte 
den Schulen die unbürokratische Mög­
lichkeit eingeräumt werden, z.B. über 
Honorarvenräge Stunden der Jugend­
musikschule einzukaufen, Übungsleiter­
pauschalen für Sponvereine zu bezah­
len, sich an den Personalkosten einer 
Kinderkultureinrichtung zu beteiligen, 
wenn diese z.B. ein Ganztagsangebot 
übernimmt. 

Neu zu denken ist in diesem Zusam­
menhang die ~olle- des Schulleiters oder 
der Schulleiterin, der Schulaufsicht hin 
zu mehr Beratung, die Frage der Mitbe­
stimmung und der Stellenwen von Leh-
reraus- und -fonbildung. . 

Der Staat muß Rahmenbedingungen 
setzen, innerhalb derer die Übernahme 
von mehr Selbstverantwonung möglich 
ist. Der Staat muß vor allem zulassen 
und nicht gleich mit dem Knüppel der 
Verordnung kommen. Vor allem aber 
muß eine gleichmäßige Versorgung mit 
Lehrerinnen und Lehrer in allen Teilen 
des Landes und eine angemessene Sach­
ausstattung gewährleistet sein. 

Wie auch immer das Schulleben kon­
kret gestaltet wird, Schule hätte ein On 
zu sein, an denen unsere Kinder er­
wünscht sind. So manche Äußerungen 
über die sog. neuen Kinder lassen mich 
daran zweifeln. Schulen hätten ein On 
zu sein, an dem den Kindern und Ju­
gendlichen Venrauen und nicht Miß­
trauen entgegengebracht würde, an dem 
sie spielend lernen, also leben könnten, 
ohne ihre Lebenszeit irgendwelchen 
fremden Zwecken opfern zu müssen. 
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;,chule hätte ein On zu sein, an dem sich 
e am Schulleben Beteiligten ohne 
ißtrauen begegnen könnten, an dem 

·· · .. ßlokratie und soziales Miteinander 
t! nicht folgenlos diskutien, sondern ge­

: lebt werden. 

Ganztagsangebote 
an Schulen 

Wer einmal einen Blick über den 
Zaun dieser Republik wagt, wird fest­
stellen, daß beispielsweise in England, 
Frankreich, Belgien, Norwegen · und 
Schweden ganztägige Betreuung von 
Kindern längst zur Normalität gehön. 

Schule braucht heute mehr freie Zeit, 
um. Kindern als Ergänzung zur Familie 
einen Entfaltungs- und Begegnungs­
raum zu geben. Und Eltern haben einen 
Anspruch darauf, ihre -Kinder gut betreut 
zu wissen, wenn sie berufstätig sind. 
Nicht zuletzt deshalb spricht Johannes 
Rau in seinem Regierungsprogramm 
von der Schule als „Haus des Lernens". 
Dieser Begriff legt nahe, daß Schule ei­
nerseits nach wie vor Wissen vermitteln, 
zum anderen aber heute zunehmend 
mehr Lebensraum für Kinder und Ju­
gendliebe werden muß. 

Ende Januar war in der Westdeut­
schen Allgemeinen zu lesen: ,,Ministe­
rin: Kinder von 8.00 - 13.00 Uhr in die 
Grundschule - Ridder-Melchers forden 
Betreuungsgarantie, damit die Mütter 
arbeiten gehen können". Ausgelöst wur­
den Meldungen wie diese,ilurch den Be­
schluß der Arbeitsgemeinschaft sozial­
demokratischer Frauen ( AsF) auf ihrer 
Landeskonferenz im Januar 1995. In 
diesem Beschluß heißt es u.a.: ,,Priorität 
muß ab 1995 das Ziel haben, für Kinder 
und Eltern von Kindern im Grundschul­
alter zumindest verläßliche Schulan­
fangs- und Schulschlußzeiten zu errei­
chen. Die Grundschule von 8.00 - 13.00 
Uhr muß in ganz NRW Wirklichkeit 
werden." 

Der Bedarf an ganztägiger Betreuung 
in der Schule, insbesondere in der 
Grundschule von 8.00- 13.00 Uhr, wird 
in NRW heute politisch anerkannt und 
muß Schwerpunkt der Landespolitik in 
den nächsten Jahren werden . Es wird 
aber auch deutlich, daß für die Umset­
zung angesichts der knappen Kassen der 
öffentlichen Hand, also des Landes und 
der Kommunen, neue Strukturen und 
viel Phantasie gebraucht werden. Des­
halb ist es unverzichtbar, das bisherige 
Nebeneinander von Angeboten schuli­
scher Einrichtungen und anderer Träger 

im Sinne einer Ressourcenbündelung 
zusammenzuführen. Darüber hinaus 
sollten den Schulen Geldmittel statt Stel­
len zugewiesen werden, die diese z.B. 
zur Finanzierung von Honoraren für 
Personen nutzen können, die Kinder 
während der unterrichtsfreien Zeit be­
treuen. 

Für die Haushaltsberatungen der 
SPD-Landtagsfraktion Ende 1994 war 
der Beschluß des Landesvorstandes der 
SGK sehr hilfreich. Dort heißt es u.a.: 
,,Städte, Kreise und Gemeinden sind ge­
forden, mit Unterstützung des Landes 
entsprechende Lösungen zu finden, wo­
bei die Lage der öffentlichen Haushalte 
großen finanziellen Anstrengungen 
Grenzen setzt. Unkonventionelle und 
kostengünstige Initiativen stehen des­
halb im Vordergrund der Überlegung. 

Wir müssen weiterhin 
Menschen davon über­
zeugen, daß Lernen und 
Leben in einer gemein­
samen Schule für alle 
einem demokratischen 
Bildungswesen ent­
spricht. 

Überhaupt läuft in den Kommunen 
bereits mehr, als viele wissen. Bereits 
1992 haben mein Kollege Heinz Hil­
gers; ehemals jugendpolitischer Spre­
cher der SPD-Landtagsfraktion, und ich 
eine Umfrage bei den Städten und kreis­
angehörigen Gemeinden durchgefühn, 
um herauszufinden, welche Ganztagsan­
gebote bereits in den jeweiligen Ge­
meinden laufen. Das Ergebnis war er­
staunlich. Mit zahlreichen Initiativen 
und unterschiedlichen Konzepten haben 
sich viele Städte und Gemeinden längst 
auf den Weg gemacht, um aus eigener 
Kraft einen Teil der Versorgungslücke 
zu füllen. 

Gemeinsame Motivation für alle ist, 
daß Kinder und Jugendliche in einer so 
gestalteten Schule besser aufgehoben 
sind als auf der Straße. Gemeinsame Er­
fahrung ist, daß so manche Erziehungs­
schwierigkeit im Ganztag besser gelöst 
werden kann. Dieses Stückchen Ersatz­
heimat ist für viele Kinder und Jugendli­
che heute notwendiger denn je. Unser 
Ziel muß es sein, in den nächsten Jahren 
mehr Ganztag an allen Schulen, insbe-
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sondere die verläßliche Halbtagsgrund­
schule zu schaffen. 

Die Frage 
der Schulstruktur 
ist nicht erledigt 

Nach wie vor bin ich zutiefst davon 
überzeugt, daß innere und äußere Schul-

. reform zusammengehören. Die innere 
Reform von Schule gelingt don am be­
sten, wo die äußere Struktur von Schule 
gemeinsames Leben und Lernen nicht 
behinden, sondern fördert. Deshalb setzt 
sich die SPD dafür ein, Lernen und Er­
ziehen in einer gemeinsamen Schule für 
alle zu organisieren. 

Für die Kinder im Alter zwischen 6 
und 10 Jahren ist dies in der Grundschu­
le, der von den Eltern am meisten akzep­
tierten Schule, umgesetzt. Eine gemein­
same Schule für alle auch in den Se­
kundarstufen gibt es nirgendwo in 
Deutschland, auch nicht in Nordrhein­
Westfalen. In der Sekundarstufe I exi­
stiert ein Nebeneinander von Gesamt­
schulen und Schulen des gegliedenen 
Systems, in der Sekundarstufe II von be­
ruflichem Schulwesen und der gymm•­
sialen Oberstufe. Der Grund liegt<!1'ili•' 
daß es noch keinen gesellsch~' 
Konsens darüber gibt, daß Kindi:iI;.ilt 
unterschiedlichem Lernvermögen;-, ·'!II~ 
terschiedlicher Herkunft und Nationali~ 
tät in,einer Schule lernen und leben sol­
len, um dort die Unterschiedlichkeit zu 
erfahren und zu respektieren. Insofern 
spiegelt die in Deutschland vorhandene 
Schulstruktur den gegenwärtigen Zu­
stand unserer Gesellschaft wider, in der 
die Bestrebungen zur Ausgrenzung stark 
sind und von konservativer Seite noch 
unterstützt werden. Angesichts der 
schlimmen Ereignisse der Jahre 1992 
und 1993 ist es für unsere Gesellschaft 
wichtiger denn je, daß jeder gesell­
schaftliche Bereich seinen Beitrag zur 
Abwehr von Ausgrenzung leistet. Auch 
deshalb müssen wir weiterhin Menschen 
davon überzeugen, daß Lernen und Le­
ben in einer gemeinsamen Schule für 
alle einem demokratischen Bildungswe­
sen entspricht. Daß wir bisher dafür 
noch nicht alle Menschen gewinnen 
konnten, spricht nicht gegen die Richtig­
keit dieses Ansatzes. 

Gesamtschulen mit ihrem vielfälti­
gen und vollständigen Angebot aller Bil­
dungsgänge und Schulabschlüsse, . ein­
schließlich der allgemeinen Hochschul­
reife, sollen auch weiterhin don einge-
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Wer mehr erfahren will, wählt: 
030 - 873 88 65 

Werte Damen und Herren! 
Mit milliardenschweren Mehrwert­
produzenten (nämlich den Banken, 
den Versicherungen) haben Soziali­
stinnen und Sozialisten in aller Regel 
"Nichts am Hut"! - Dennoch stellt 
sich gelegentlich auch für Sie und 
sie die Frage: · 
So/idarity forever oder als "Ab­
weichler" ins Lager der Individuali­
sten wechseln? - Zum Beispiel bei 
der Krankenversicherung! 
Für Beamte (ein Dikiat unseres 
Staates) ist ein Wechsel fast 
Vorschrift; für Freiberufler ist er 
meist empfehlenswert. 
Es gibt aber auch weitere Gründe 
für die private Vorsorge, Versor­
gung. -- Beispiele: 
1) Die "Nachgeborenen" - etwa ab 
Jahrgang 195 7 - können sich auf 
den Generationenvertrag nicht mehr 
verlassen. Deren Renten sind selbst 
bei einer SPD-Regierung nicht mehr 
sicher! - Also privat vorsorgen! 
2) Familienväter und -mütter han­
deln klug, denken sie an die Zukunft 
ihrer Angehörigen - mit einer zeitlich 
begrenzten Risikoversicherung! 
3) Abhängig beschäftigte Berufsein­
steiger können bei Erwerbsunfähig­
keit in den ersten 5 bis 15 Jahren 
ins soziale Nichts stürzen, weil das 
Instrumentarium der GRV noch 
nicht greift. 
4) Freiberufler sind bei Unfällen 
ohne gesetzlichen Schutz; · Kinder 
neigen zu einem höchst abenteuerli­
chen Freizeitverhalten. Beide Grup-· 
pen bräuchten eine Unfallversiche­
rung. 
Denken Sie mal darüber nach! 
Falls Sie auch darüber hinaus auch 
noch in Gruppen arbeiten, die gele­
gentlich Kulturveranstalter . sind: 

· Mein neues Theater-Tournee-Pro­
gramm VON FREUD & LEID - Jüdi­
sche Literatur in Wort und Spiel -
kann nach Abschluß der Proben 
"gebucht" werden (Co-Regie führt 
übrigens der spw-Mitherausgeber 
Heinz Albrecht, der bekanntlich 
auch Theaterfachmann ist). 
l\llit solidarischer Verbundenheit 

.. :KLAUS E.-DIEDRICH 
. . Fax: 030 - 873 97 56 

-~ .. ;:·Pöit:agenfürC- diedrich 
Pc!atfach.310 112 # 10631 Berlin 

richtet werden, wo sie von Eltern nach­
gefragt werden und wo Bedingungen 
dafür bestehen, daß diese Schulen ent­
sprechend ihrem Bildungsauftrag für 
unterschiedlich begabte Schülerinnen 
und Schüler unterschiedlicher Herkunft 
und Nationalität unterschiedliche Bil­
dungsangebote bereithalten können. 
Diese Bedingungen müssen zugleich die 
pädagogische Qualität der Gesamtschu­
le sichern und weitere Errichtungen er­
möglichen. Die Qualitätssicherung ist in 
der gegebenen Wettbewerbssituation 
insbesondere mit dem Gymnasium von 
ausschlaggebender Bedeutung für die 
Akzeptanz der Gesamtschule. Um alle 
Bildungsgänge und allgemeinbildenden 
Abschlüsse in den Sekundarstufen I und 
II anbieten zu können, benötigt die Ge­
samtschule in der Regel eine Mindest-

. größe von 4 Zügen und eine eigene 

Lassen wir uns nicht auf 
Schulverbünde ein. so 
werden die Probleme 
einseitig den Haupt­
schulen aufgebürdet. 
was unverantwortlich ist. 

. gymnasiale Oberstufe. Da bei der Er­
richtung von Gesamtschulen die Zusam" 
mensetzung der Schülerschaft nicht zu­
letzt durch Standort und räumliche Un­
terbringung wesentlich beeinflußt wird, 
muß gesichert werden, daß neue Ge­
samtschulen an attraktiven Standorten 
und in geeigneten Schulgebäuden unter­
gebracht werden. Dependancen sind 
nach Möglichkeit zu vermeiden. 

Natürlich tragen wir selbstverständ­
lich Verantwortung für die Kinder, deren 
Eltern sich nach der Grundschule für das 
gegliederte Schulsystem entscheiden. 
Wir sind daher verpflichtet, nach Lö­
sungsmöglichkeiten zu suchen, die die 
Probleme im gegliederten System in ih­
ren Wirkungen auf Kinder und Jugendli­
che möglichst abmildern und die Schul­
träger in die Lage versetzen, sachgerech­
te örtliche oder regionale Lösungen zu 
finden. Das sichtbarste Zeichen für die 
Probleme im gegliederten System ist die 
hohe Nachfrage nach dem Gymnasium 
und die dadurch verursachte Abkehr von 
der Hauptschule. Mit diesem geänderten 
Schulwahlverhalten kann das gegliederte 
System nicht fertig werden, denn es ist 
gekennzeichnet durch eine unterschiedli­
che Wertigkeit der Schulformen und ih-

res gesellschaftlichen Ansehens. Da deri 
Wunsch von Eltern verständlicherweise' 
darauf gerichtet ist, dem eigenen· ·Kind· 
.den Weg zum Abitur zu eröffnen, ist im 
gegliederten System das Gymnasium zur 
Mehrheitsschule geworden, während die' 
Hauptschule trotz guter pädagogischer 
Arbeit und trotz der Möglichkeit zum Er­
werb der mittleren Bildungsabschlüsse 
zu einer Schule der Minderheit gewor­
den ist. 

Verbundsysteme 
ermöglichen 

Um das gegliederte System dort zu . 
erhalten, wo dies gewünscht wird, sind 
stärkere Kooperationen zwischen diesen 
Schulformen rechtlich zu ermöglichen. 
Wenn in einer Kommune oder in einem 
Stadtteil eine oder mehrere Schulformen 
des gegliederten Systems, insbesondere 
die Hauptschule, nicht mehr in organisa­
toris.ch eigenständiger Form geführt 
werden können und der Erhalt aller Bi!- · 
dungsgänge nicht durch Errichtung ei­
ner Gesamtschule sichergestellt werden 
kann oder soll, muß dem Schulträger die 
gesetzliche Möglichkeit eröffnet wer­
den, die bisher in Schulformen organi­
sierten Bildungsgänge des gegliederten 
Systems zu organisatorischen Verbün­
den zusammenfassen. Das hat den Vor­
teil, daß die für die Fortführung selb­
ständiger Schulen vorgeschriebenen 
Mindestgrößen bzw. Mindestzügigkei­
ten unterschritten und die Bildungsgän­
ge des gegliederten Systems als Abtei­
lungen einer Schule unter einer Schullei­
tung mit abteilungsübergreifendem Leh­
rereinsatz zusammengeführt werden 
können. Damit werden gleichzeitig die 
verfassungsrechtlichen Vorgaben er­
füllt, die für die Hauptschule ein Min­
destmaß an organisatorischer Selbstän­
digkeit, nicht dagegen eine selbständige 
Organisationseinheit verlangen. Den 
Schulträgern soll überlassen bleiben, ob 
und wie _sie den so erweiterten kommu­
nalen Spielraum nutzen wollen. Denn es 
führt uns nicht weiter, wenn wir vorhan­
dene Strukturen durch „von oben" ver­
ordnete Modelle ersetzen wollen. Viel­
mehr soll im Konsens der Betroffenen 
eine Weiterentwicklung der örtlichen 
bzw. regionalen Schullandschaft und 
eine Anpassung an ggf. neue Erforder­
nisse ermöglicht werden. 

Leider wurde dieser Ansatz der Ver­
bundschule auf dem bildungspolitischen 
Parteitag der NRW-SPD im September 
1993 mit denkbar knapper Mehrheit ab-
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..'gelehnt. Ich halte ihn dennoch für rich­
. Jig, weil er aus meiner Sicht die einzige 
-Chance bietet, die strukturellen Proble­

\me im gegliederten Schulwesen zu lö­
': ·sen. Lassen wir uns nicht auf Schulver-

bünde ein, so werden die Probleme ein­
seitig den Hauptschulen aufgebürdet, 
was unverantwortlich ist. 

Reform der 
gymnasialen Oberstufe 
Bis Ende 1995 ist ein Vorschlag der 

Kultusministerkonferenz (KMK) zu er­
warten, wie künftig die gymnasiale Ober­
stufe zu organisieren sei. Ein Anlaß für 
die Debatte in der KMK ist die sogenann­
te Studierfähigkeit. Ein Blick zurück in 
die Bildungsgeschichte macht deutlich, 
daß Professorinnen und Professoren in 
schöner Regelmäßigkeit klagen, daß die 
Abiturientinnen und Abiturienten nicht 
studierfähig seien. Dies war auch vor der 
Oberstufenreform l 972 der Fall. Manche 
scheinen das vergessen zu haben. 

Dabei beklagen die Lehrerinnen und 
Lehrer an den Hochschulen etwas, was 
eigentlich ganz normal ist: Junge Men­
schen, die Abitur gemacht haben, ob mit 
oder ohne Zentralabitur, haben selbst­
verständlich unterschiedliche Wissens­
stände und unterschiedliche Schwer­
punkte. Auch die Lehrerinnen und Leh­
rer von weiterführenden Schulen klagen 
manchmal darüber. was-ihnen denn von 
der Grundschule geliefert werde. 

Weil die Hochschulen schon in der 
Vergangenheit darüber klagten, daß sie 
mit diesen Abiturientinnen· und Abituri­
enten nichts anfangen könnten, wurden 
zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen 
die sogenannten Kernfächer durch Bele­
gungsvorschriften gestärkt bzw. quanti­
tativ ausgedehnt. Ob zum Beispiel durch 
die auf Druck eben dieser Seite vorge­
nommene Einführung eines Kurses Lite­
ratur die beklagte mangelnde Recht­
schreibfähigkeit beheben wird, wage ich 
zu bezweifeln. Ob die Pflichtbindung 
Philosophie anstelle von Religion dazu 
beiträgt, die Welt an sich tiefer zu durch~ 
dringen, hängt zumindest mit der Ver­
mittlungskunst des Unterrichtenden zu­
sammen. 

Ich halte es für eine Fiktion, mit der 
quantitativen Ausdehnung des Unter­
richts in sogenannten Kernfächern eine 
Homogenität der Studienanfänger errei­
chen zu könn:en. Sie werden immer un­
terschiedlich studierfähig sein. Mit die­
ser Heterogenität vernünftig umzuge­
hen, ist Aufgabe der Hochschule und ei-

ner darauf abgestellten Hochschuldidak­
tik. 

Es stellt sich die Frage, ob eine Re­
form der gymnasialen Oberstufe über­
haupt notwendig ist. Ich denke, sie ist 
notwendig. Dafür will ich einige Gründe 
nennen. 
1. In den vergangenen 23 Jahren, also 
seit der letzten Reform, hat sich die ge­
sellschaftliche Wirklichkeit verändert - · 
sowohl was die Bedeutung von Familie 
und Erziehung anbelangt, als auch bezo­
gen etwa auf die technologischen Ent­
wicklungen. 
2. Durch die völlig veränderte Komm­
unikations- und Medienlandschaft ha­
ben sich sowohl personale Beziehungen 
als auch die Art des Lernens verändert. 
3. Die Reform der gymnasialen Ober­
stufe hat vor allem zwei Ziele nicht er­
füllt: Die Gleichwertigkeit der Fächer 
wurde nicht realisiert,.einmal durch die 
immer stärkeren Pflichtbindungen, zum 
anderen aber auch durch das Wahlver­
halten der Jugendlichen selbst. Ihnen 
wurde oft genug nachgesagt, sie wählten 
den leichtesten Weg durch die Oberstu­
fe. Unbestritten: einige tun dies. Auch in 
meiner Schulzeit haben sich einzelne 
durchs Abitur geturnt und gesungen. 
Vergessen wird aber, daß kurz nach der 
Oberstufenreform der Numerus clausus 
eingeführt wurde, der von außen den 
Druck auf die Wahl bestimmter Fächer 
ausübte, so daß die Fächerwahl weniger 
von Interesse, Begabung und Neigung 
geprägt war, sondern vielmehr von de,r 
Jagd nach Punkten. 

Ein Zweites wurde nicht erreicht, 
nämlich ein verstärktes Lernen an Pro­
jekten und das damit verbundene inter­
disziplinäre Lernen. Lernen ist auch 
heute eher noch eine Sammlung von 
miteinander unverbundenen Fakten als 
miteinander verknüpftes Lernen in un­
terschiedlichen Disziplinen an demsel­
ben Gegenstand. 

Der Weg zu einer Reform der gym­
nasialen Oberstufe kann keine konserva­
tive Gegenrefonn sein, also kein Zurück 
zum traditionellen Gymnasium mit sei­
nen durchhierarchisierten Fächern. Das 
sind einmal die „wichtigen" Fächer 
Deutsch, Englisch und Mathematik oder 
die „weniger wichtigen" Fächer Ge­
schichte, Erdkunde, Biologie und Phy­
sik oder aber die gänzlich „unwichti­
gen" Fächer Musik, Kµnst, Sport, Reli­
gion und Politik. 

Tröstlich ist, daß selbst die Bayern 
erkannt haben, daß das gute alte Gymna­
sium so doll doch nicht gewesen ist. 
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Es stellt sich also wieder einmal die 
Frage, was denn heute Schulbildung 
sein könnte. Ich sage bewußt Schulbil­
dung, weil die Beschreibung dessen, 
was einen gebildeten Menschen aus­
macht, noch viel schwieriger ist. Da sehe 
ich in der Kultusministerkonferenz vor 
allem einen hoffnungsvollen Ansatz: 
Der Streit darüber, ob berufliche Bil­
dung ein Teil der Allgemeinbildung ist, 
scheint zugunsten der beruflichen Bil­
dung entschieden zu sein. Das finde ich 
gut. Das läßt hoffen. Aus meiner Sicht 
gehören zu einer Schulbildung heute 
zum Beispiel Sprache und Kommunika­
tionsfähigkeit, zum Beispiel Kompetenz 
im Umgang mit Medien, zum Beispiel 
Kenntnis über und Verständnis von an­
deren Kulturen, zum Beispiel Koopera­
tions- und Teamfähigkeit. 

Warum also nicht in der gymnasialen 
Oberstufe ein Profil „Informatik, Kom­
munikation, Medien" mit den Schwer­
punkten Informatik, Mathematik, 
Fremdsprache? Warum nicht ein Profil 
„Sprache und Kulturen" mit den 
Schwerpunkten Fremdsprache, Deutsch, 
Geschichte, Erdkunde im Sinne von ge­
sellschaftlicher Entwicklung im Raum, 
Kunst? Warum nicht ein Profil „Um­
weh" mit den Schwerpunkten BA\!!~gj~. 
Erdkund~, Ch_emie ?_ Warum n,!~~tJn 
Profil „B10eth1k" mit den Schw~k­
ten Chemie, Biologie, Religii,~ '/\<!er 
Philosophie? · · 

Ich könnte mir gut vorstellen, daß 
durch eine Veränderung der Eingangs­
stufe 11 der Unterricht in der gymnasia­
len Oberstufe sehr viel lebenswirklicher 
und attraktiver gestaltet werden kann. 
So wäre zum Beispiel ein betriebliches, 
schulbegleitendes Praktikum über einen 
längeren Zeitraum mit dem Ziel denk­
bar, Berufserfahrung und Berufsorien­
tierung zu gewinnen. Denkbar wäre 
auch ein Auslandsaufenthalt mit Schul­
besuch im Gastland oder, um bestimmte 
Schülergruppen nicht auszugrenzen, ein 
Sprachpraktikum in der Heimatstadt mit 
Native Speakern. Denkbar wäre auch 
eine Phase des Augleichsunterrichts für 
beispielsweise Quereinsteiger und Que­
reinsteigerinnen im Sinne der Herstel~ 
lung von Chancengleichheit. 

Ich habe die Sorge, daß die Chance 
vertan werden könnte, die gymnasiale 
Oberstufe zeitgemäß und entwicklungs­
offen zu reformieren. Es reicht nicht, nur 
über Studierfähigkeit zu sprechen. Es 
wäre wichtig, die Chance zu nutzen, 
auch um ein wenig Langeweile aus der 
Schule zu vertreiben. 
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Innere und äußere Reform 
der Schulen miteinander verzahnen 

Schulpolitische Ziele von Bündnis '90/Die Grünen 

1 These: Die innere Reform der 
Schulen ist angesicht.s veränderter 
Kindheit und Jugend und neuer ge­

sellschaftlicher Anforderungen an die 
Einzelnen unverzichtbar. Wir wollen 
weg von den Schulen als Lehranstalten. 
Schulen müssen soziale und demokrati­
sche Lebensorte werden, die sich nach 
außen öffnen. Wir sind es den Kindern 
und Jugendlieben schuldig, daß Lernen 
und Leben eng aufeinander bezogen 
werden. Nachhaltiges Lernen findet 
dann statt, wenn die Schülerinnen und 
Schüler sich akzeptiert fühlen, Mitbe­
stimmungsrechte haben und den Sinn 
des Lernens verstehen. Lernen ohne so­
ziale Beziehungen und Bezüge bleibt 
unproduktiv. 

2. These: Die innere Reform, die 
auch größere Eigenverantwortung der 
einzelnen Schule mit einschließt, hat -
bei all ihrer pädagogischen und gesell­
schaftspolitischen Bedeutung - nicht die 
Reichweite, um alle Probleme des jetzi­
gen Schulsystems zu lösen. Nur im Zu­
sammenhang mit einer äußeren Schul­
strukturreform können langfristig die 
Ursachen für die Krise der Schulformen 
in der Sekundarstufe I und II beseitigt 
werden. Aktuelle Tendenzen, von drän­
genden Schulstrukturfragen mit Auto­
nomiediskussionen für die einzelne 
Schule abzulenken, haben politisch 
Konjunktur. Dieser neuen ,,Bescheiden­
heit" versagen wir uris, Wir können sie 
uns einfach nicht länger leist_en, denn die 
bildungspolitischen Hypotheken des 
Schulsystems lasten schwer auf den Zu­
künften der Kinder und Jugendlieben. 

Strukturelle Gewalt 
in Schulen 

3. These: Es ist an der Zeit, nach der 
Abschaffung der Prügelstrafe die staatli­
chen Schulen auch unter dem Aspekt ih­
rer strukturellen Gewalt zu durchleuch­
ten und die Dinge beim Namen zu nen­

. nen. Strukturelle Gewalt in Schulen 

Brigitte Schumann, bUdungs• und kulturpoliti­
sche. Sprecherin der. F.raktlon Bündnis '90/Die 

· ,. GrOrien im nordrheln-westtalischen Landtag 

meint alle Formen der Benachteiligung, 
der Diskriminierung und des Zwangs, 
die über die organisierten Verteilungs­
kämpfe um Noten und· Zeugnisse und 
Berechtigungen, über Separierung, Aus­
grenzung und Aussonderung auf die 
Kinder und Jugendlieben ·ausgeübt wer­
den. Die innere Reform kann die Exi­
stenz der strukturellen Gewalt im geglie­
derten Schulsystem nicht beseitigen. 
Wir gehen davon aus, daß die Gewaltbe­
reitschaft bei Kindern und Jugendli 
eben, die außerhalb der Schule ihre Ent­
stehung hat; durch soziale Desintegrati­
onsprozesse und emOtionale Verletzun­
gen in der Schule leider verstärkt, statt 
gemindert werden. · 

4. These: Die selektiven Schulstruk­
turen des gegliederten Systems reprodu­
zieren die bestehende gesellschaftliche 
Ungleichheit. Die soziale Herkunft und 
nicht die tatsächlichen Fähigkeiten, Be­
gabungen und Neigungen entscheiden in 
den meisten Fällen über den Verlauf von 
Bildungslaufbahn und Lebensbiogra­
phie. Die :Bildungsverlierer sind ethni­
sche Minderheiten, sozial benachteiligte 
Deutsche und Behinderte. Nur vorder­
gründig lassen sich Bildungsgewinner 
ausmachen. Auch ihnen wird die Erfah­
rung der Vielfalt vorenthalten. Ihre 
Chancen, Friedensfähigkeit und solida­
risches Zusammenleben in der Schule zu 
erlernen, werden verringert über die 
Verteilungskämpfe beim Erwerb von 
Abschlüssen. 

5. These: Auch die Probleme der Ge­
samtschule sind .wesentlich den politi­
schen und gesellschaftlichen Rahmen­
bedingungen geschuldet, die auf sie ein­
gewirkt haben und noch einwirken. Dies 
gilt insbesondere für das Nebeneinander 
von gegliedertem und integriertem 
Schulsystem sowie die erzwungene An­
passung an den Leistungsbegriff des ge­
gliederten Schulsystems. Nicht die Ab­
schaffung der Gesamtschule, sondern 
ihre Verbesserung und Weiterentwick­
lung ist Ziel grüner Bildungspolitik. 

6. These: Die innere Reform kann 
auch die konkreten Probleme, vor denen 
Schulträger heute stehen, nicht lösen. 

von Brigitte Schumann* 

Das veränderte Schulwahlverhalten 
macht es kleinen Gemeinden unmög­
lich, ein vollständiges, wohnortnahes 
Schulangebot für die Sekundarstufe an­
zubieten. Im schlimmsten Fall droht der 
Verlust des einzigen Schulstandortes. 

7. These: Um die Bildungswege in 
der Sekundarstufe II gleichwertig zu 
machen, bedarf es mehr als nur einer in­
neren Schulreform. Die Spaltung zwi­
schen allgemeiner und beruflicher Bil­
dung und die damit verbundenen unter­
schiedlichen Wertigkeiten: mit den satt­
sam bekannten Folgen eines immer 
deutlicher sich abzeichnenden Fachar­
beiterinnenmangels - haben in Deutsch­
land Tradition. Die Spaltung kann lang­
fristig im schulischen Bereich nur über­
wunden werden über die Realisierung 
der integrierten Stufenschulen in der Se­
kundarstufe I und II. 

Fazit: Das langfristig herzustellende 
Politikziel der Grünen ist die integrierte 
Stufenschule. Sie umfaßt den Bereich 
der 6-jährigen Primarstufe, der sich vier­
jährige Bildungsgänge der Sekundarstu­
fe I und dreijährige Bildungsgänge der 
Sekundarstufe II anschließen. Nach der 
Grundschule folgt die Schule für Heran­
wachsende. Sie ist eine pädagogische 
Weiterentwicklung der integrierten Ge­
samtschulen und danach schließen sich 
Bildungsgänge für junge Erwachsene 
an, in denen die allgemeine und die be­
rufliche Bildung miteinander verbunden 
bzw. verzahnt werden. 

Einwände: Der Vorwurf, wir würden 
die gewachsenen Strukturen übersehen, 
stimmt nicht. Wir planen nicht auf der 
„grünen Wiese". Schließlich knüpfen 
wir nicht nur an reale Probleme des jet­
zigen Systems an, sondern auch an 
schon bestehende integrierende Schul­
strukturen in NRW selbst. Diese drohen 
allerdings zu Bildungsruinen zu ver­
kommen, wenn sich niemand darum 
kümmert. Welch eine finanzielle Ver­
schwendung von schon geleisteten Inve­
stitionen in den erfolgreichen Kolleg­
schulversuch, wenn er jetzt ohne Folgen 
für das überholungsbedürftige Berufs­
bildungssystem abgesetzt wird. 
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; Der Vorwurf, wir würden die Kosten 
/Bildungsreform ignorieren, stimmt 

1bht. Im Gegenteil, wir wollen der Lan­
ii,isregierung dazu verhelfen, von den 

:;1eureri und problematischen Doppel­
}~tn.tkturen eines segregierenden und in­
. tegrierenden Schulsy_stems _wegzuko_m­
men. In etlichen Bereichen laßt steh eme 
Senkung der Kosten durch alternative 
Schulstrukturen nachweisen. Wir stär­
ken die pädagogische und organisatori­
sche Leistungsfähigkeit der Schulange­
bote, erhöhen ihre Durchlässigkeit, Ko­
operation und Flexibilität und erhalten, 
gemessen an dem Nutzen, kostengünsti­
gere Modelle als die bisher störanfälli­
gen Systeme. Und da, wo die Kosten 
steigen, reklamieren wir den Mehrbe­
darf als präventive Kinder- und Jugend­
arbeit, die keine Verschwendung ist, 
sondern im Endeffekt billiger als nach­
sorgende Maßnahmen. 

In unserem Schulreformgesetz von 
März 1994, das in dieser Legislaturperi­
ode au~ Zeitmangel nicht behandelt wur­
de, haben wir einen Gesetzgeburigsvor­
schlag für die Reform der Schulstruktu­
ren gemacht. Wir werden ihn in der 
nächsten Legislaturperiode wieder auf 
die Tagesordnung setzen. 

Entwurf eines 
Schulreformg~setzes 

Die zentralen Änderungen im grünen 
Schulreformgesetz: 

1. Wir fordern die sechsjährige 
Grundschule, wobei die Klassen 5 und 6 
die Erprobungsstufe darstellen und vor­
übergehend auch an den weiterführen­
den Schulen eingerichtet werden kön­
nen; wenn wegen steigender Sc~ülerl_n­
nenzahlen im Grundschulbereich dies 
mit den bestehenden Gebäuden nicht zu 
realisieren ist. 

Die 6-jährige Grundschule, wie in 
Berlin und Brandenburg, ist eine päd­
agogisch und gesellschaftspolitisch 
sinnvolle,Antwort auf veränderte Kind­
heit heute, aber auch auf die noch beste­
henden selektiven Schulstrukturen des 
gegliederten Systems. Wir halten es für 
verantwortungslos, Kinder so früh der 
Selektion, dem Konkurrenz- und Lei­
stungsdruck auszusetzen. Über die 
Schulwahl nach Klasse 6 entscheiden 
die Eltern mit ihren Kindern auf Grund 
eingehender Beratung durch Grund­
schullehrerinnen. Das bedeutet, daß die 
bisherige Grundschulempfehlung, die 
auch noch heute die gewünschte Schul­
wahl verhindern kann, abgeschafft isl 

Damit und mit der Vorschrift, die einmal 
aufgenommen Schülerinnen nur auf ih­
ren ausdrücklichen Wunsch und den ih­
rer Eltern auf eine andere Schulform 
überweisen zu können, wollen wir die 
Notwendigkeit für alle Schulformen 
schaffen, sich über die angemessene 
Förderung und Formen der Leistungs­
differenzierung Gedanken zu machen. 
Damit wird die Hauptschule von ihrem 
erdrückenden Auftrag, das Auffangbek­
ken für in anderen Schulformen geschei­
terte Schülerinnen zu sein, befreit. För­
dern statt selektieren, soll für alle Schul­
formen gelten! 

2. Wir ermöglichen die Verbund­
schule. Der Schulträger soll Verbund­
schulen errichten können, wenn eine in­
tegrierte Gesamtschule am Ort nicht zu­
stande kommt. In Verbundschulen wer-

Die innere Reform kann 
die Existenz der struktu­
rellen Gewalt im ge­
gliederten Schulsystem 
nicht beseitigen. Das 
langfristig herzustellen­
de Politikziel der Grünen 
ist die integrierte Stufen­
schule. 

den die Bildungsgänge der Hauptschule, 
der Realschule und des Gymnasiums un­
ter einer Schulleitung und einem Kolle­
gium zusammengeführt. Die Schulkon­
ferenzen bestimmen· die Art und den 
Umfang schulformübergreifenden Ler­
nens. Der Einsatz der Kolleginnen er­
folgt schulformübergreifend. Die Unter­
schreitung der Mindestzügigkeit in ei­
nem Bildungsgang kann durch entspre­
chend höhere Schülerinnenzahlen in an­
deren Bildungsgängen flexibel ausgegli­
chen wer den. Verbundschulen können 
auch durch den Zusammenschluß zwei­
er Bildungsgänge entstehen. 

3. Wir organisieren die Sekundarstu­
fe II der Gymnasien und der Gesamt­
schulen - nach einer angemessenen 
Übergangszeit für die Schulträger - in 
Oberstufenzentren. Das Gymnasium 
und die Gesamtschule können nur in 
Ausnahmefällen als Schulen der Se­
kundarstufe I und II geführt werden, und 
zwar dann, wenn den Schülerinnen un­
zumutbar weite Wege entstehen. Ober-

stufenzentren sollen in der Regel allge­
meinbildende Angebote und Angebote 
der Berufsbildung sowie der Berufsvor­
bereitung umfassen. Dies kann durch ei­
nen kooperativen Verbund mit einer be­
ruflichen Schule oder durch die Auswei­
sung des Oberstufenzentrums als Kol­
legschule sichergestellt werden. 

4. Bündnis '90/Die Grünen wollen 
die Zusammenführung des zergliederten 
beruflichen Schulwesens in integrierten, 
doppelqualifizierenden Bildungsgän­
gen. Die im Versuch erprobte Kolleg­
schule ist geeignet, über die Integration 
beruflicher und allgemeinbildender In­
halte die Qualifikation des Berufab­
schlusses im dualen System mit dem Er­
werb von Fachhochschulreife und All­
gemeiner Hochschulreife zu koppeln. 
Die Kollegschule ermöglicht die not­
wendige, kritisch reflektierende Ausein­
andersetzung mit dem praktisch erfahre­
nen beruflichen Tätigkeitsbereich. Sie 
kann damit das Bewußtsein und die 
Kompetenz für die individuelle und ge­
sellschaftliche Verantwortung im beruf­
lichen Handeln der Einzelnen fördern. 

5. Wir schlagen vor, Sonderschulen 
für Lernbehinderte, Sprachbehinderte 
und Erziehungshilfe nach einer ange­
messenen Übergangszeit geordnet auf­
zulösen und zu ersetzen durch die ini~ 
grative Regelschule. Wir finde'!:}ill": 
nicht damit ab, daß Kinder mit .. ~.( 

· satJonsschaden und fehlender Fo , ,,.,,., 
in den Regelschulen zu Behindert~11:ge:­
macht werden. Alle anderen Sonder­
schulen werden mit der Einführung des 
Rechtsanspruchs auf gemeinsames Ler­
nen Angebotsschulen:. 

Weitere wichtige Anderungen in un­
serem Gesetzentwurf will ich nur andeu­
ten: die erleichterte Umwandlung der öf­
fentlichen Konfessionsschulen in·öffent,. 
liehe Gemeinschaftsgrundschulen, die 
Förderung von Stadtteil- und Wohnum­
feldschulen, die Grundschule als volle 
Halbtagsschule für alle Kinder, ei_ne · 
Neufassung des Bildungs- und Erzie­
hungsauftrags der Schule. 

Die größere Eigenverantwortu~g der 
einzelnen Schulen, · die erweiterten 
Rechte der Schülerinnen im Rahmen 
von Schulmitbestimmung, eine refor' 
mierte Lehrerinnenausbildung und 
-fortbildung, die Stärkung der_beniten: 
den Funktion der Schulaufsic_ht u_nd 
nicht zuletzt eine bildungsoffe~iv~; 
stellungspolitik smd n~twendig, · · · , 
die Schulen sich im Sinne de~. Reform 
verändern können. 



Wohin die Reise geht 
und wohin sie gehen sollte 

Bildungspolitik aus Schülerinnensicht 

R
nf Jahre nach dem Anschluß der 

DDR an die Bundesrepublik befin­
et sich die bundesrepublikanische 

Gesellschaft in noch nie dagewesenen 
Verteilungskämpfen. Die Unternehme­
rinnenverbände versuchen, die Zeit 
knapper Kassen zu nutzen und sich end­
gültig von dem „Sozialen" an der Markt­
wirtschaft zu verabschieden. Im Rah­
men der „Standortdebatte" werden so­
ziale und gesellschaftliche Errungen­
schaften der keynesianisch-wohlfahrts­
staatlichen Politik der 60er und 70er 
Jahre in Frage gestellt. Die Kohl-Regie­
rung forciert ihre 1982 eingeleitete Um­
verteilungspolitik. 

Das von den Konservativen losgetre­
tene und alle gesellschaftlichen Bereiche 
umfassende „neokonservative Projekt" 
dient zur Straffung und Vollendung der 
Leistungsgesellschaft. Dabei ist gerade 
unser Bildungssystem mit den fort­
schrittlichen Veränderungen der 60er 
und 70er Jahre, wie beispielsweise der 
Einführung des Kurssystems in der 
gymnasialen Oberstufe, der Gesamt­
schule, der Schulmitwirkungsgesetze 
und der Aufwertung der gesellschafs­
wissenschaftlichen Fächer, besonderes 
Angriffsziel neokonservativer Politik 
geworden. Exemplarisch dafür ist die 
momentan in Ausschüssen, Hinterzim­
mern und teilweise auch in der Öffent­
lichkeit geführte Debatte um die Reform 
der gymnasialen Oberstufe: Einschrän­
kung der Wahlfreiheiten für Schülerin­
nen und Schüler, Aufwertung der soge­
nannten Kernfächer (Deutsch, Mathe­
matik, Fremdsprache), Unterrichien im 
Klassenverbund, Zentralabitur und Er­
höhung der Zahl der Prüfungsfächer 
sind die zentralen Forderungen. 

Die Folgen wären eine Zementierung 
der Trennung von Hand- und Kopfarbeit 
und verstärktes soziales „Creaming", 
also die Spaltung der Schülerinnen in 
eine hochgebildete Produktionselite und 
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von Sebastian Jobelius und Janis Vougioukas* 

ein „quotiert nach Qualifikationen" aus­
gebildetes Bildungsproletariat. 

Veränderte Ansprüche 
an Bildung 

Durch die Abkehr von der tayloristi­
schen Arbeitsteilung und die zunehmen­
de Tertiarisierung des Erwerbsbereiches 
sind neue Qualifikationen der Schulab­
gängerlnnen nötig geworden und die In­
dustrie hat einen neuen Bildungsan­
spruch definiert. 

So schrieb das !HK-Magazin Wirt­
schaft im Revier in der Ausgabe März 
'95: ,,Jugendliche sollten von der Schu­
le Neugierde und Lust auf Neues mit­
bringen und diese in der Ausbildung ak­
tiv.ieren." Desweiteren wird die Vermitt­
lung von „ sozialen· Kompetenzen" so.: 
wie von „Kritikfähigkeit", ,,Kreativität" 
und „ Tea,rifähigkeit" gefordert. 

Trotz der punktuellen Überschnei­
dungen mit einem fortschrittlichen Bil­
dungsideal ist eine ,,Zweckkoalition" 
zwischen Kapital und Reformpädago­
ginnen unwahrscheinlich, zu sehr unter­
scheiden sich die Hintergründe, aus de­
nen die Forderungen und Konsequerizen 
erwachsen. So schrieb beispielsweise 
das IHK-M.agazin weiter: ,,Das Schlüs­
selwort der 70er und 80er Jahre 'Eman­
zipation' ist zwar nicht obsolet, darf je­
doch nicht länger das überragende oder 
gar einzige Leitziel der Erziehung blei­
ben." 

Ansprüche an die 
Bildungspolitik aus Sicht 

der Schülerinnen 
Die Hauptbetroffenen des Bildungs­

systems sind die Schülerinnen. Auffällig 
ist, daß in allen Bundesländern, bei allen 
bildungspolitischen Debatten in fast 
allen Parteien, Verbänden und Jnstitu' 
tionen, ihr Wille weder momentan eine 
Rolle spielt, noch jemals eine gespielt 
hat. Ob es um Schulstruktur, Schul­
zeitverkürzung oder um die "Reform" 
der gymnasialen Oberstufe ging, die 

Schülerinnen, bzw. ihre Vertretungen, 
wurden nie wirklich in Entscheidungs­
und Meinungsbildungspozesse einge­
bunden. Selbst fortschrittliche Päda­
goginnen vergessen in ihrem Forde­
rungskatalog meist, die Aufwertung 
der Entscheidungskompetenzen der 
Schülerinnen und Schüler zu erwähnen 
oder halten das sogar nicht für sinnvoll. 

·Autonome 
demokratische Schulen! 

Anders als während der Zeit der 
schulischen Reformen der 60er und 70er 
Jahre geht es. in den "bildungspoliti­
schen" Debatten der Parlamente heute 
nicht mehr in erster Linie um pädagogi­
sche, wirtschaftliche oder gesellschaftli­
che Anforderungen an das Schulystem, 
sondern meist um die Frage der Effizi­
enz und der Einsparungsmöglichkeiten. 

Unter dem Titel "Autonomie von 
Schulen" versuchen viele SPD-Landes­
regierungen, beherrscht von der Angst, 
durch schulpolitische Entscheidungen 
Profil zu zeigen und sich dadurch be­
stimmten Wählerinnengruppen zu ver­
schließen, finanzielle und strukturelle 
Verantwortung von sich nach unten zu 
verlagern. Die einzelne Schule vor Ort 
soll Probleme des Systems besser lösen 
und Mängel besser verwalten könllen, 
als die Landespolitik. Eine Dezentrali­
sierung von bildungspolitischen Ent­
scheidungen bedeutet jedoch nicht un­
bedingt auch eine Stärkung der Ent­
scheidungskompetenzen der eigentlich 
Betroffenen des Schulsystems: der 
Schülerinnen. So verkündete der NRW­
Kultuswminister Hans Schwier im Fe­
bruar auf einer Veranstaltung der Fried­
rich-Ebert-Stiftung, daß Ges(altungsau­
tonomie für Schulen seiner Meinung 
nach "mehr Rechte für Schulleitung und 
Schulkonferenz" bedeutet. 

Formale Vertretungen der Schülerin­
nen und Schüler gibt es in den meisten 
Bundesländern auf fast allen parlamen­
tarischen Ebenen. Die Mitwirkungs­
möglichkeiten der S(M)Ven sind jedoch 
unterschiedlich. Während die 
Schülerlnnen(vertretuilgen) an den 
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i:schulen, fast in allen Bundesländern den 
;':Schulkonferenzen mit 25% (bestenfalls 
,;33%) vertreten sind, hört die "Entschei­
'dungskompetenz" damit auch schon auf. 
'Auf Stadt-, Kreis-, Landes-, oder Bun­
desebene sind Mitentscheidungsmög­
lichkeiten nicht gegeben, Mitsprache 
wird höchstens großmütig durch persön­
liche Gespräche mit Abgeordneten ein­
geäumt, Antrags- oder gar bild4ngspoli­
tisch suspensives Vetorecht fehlt in allen 
Landtagen und Schulausschüssen. Die 
Möglichkeiten der Schülerinnen mitzu-
gestalten beschränken sich meist also le­
diglich auf die Wahl der zu lesenden 
Lektüre in sprachlichen Fächern, selbst 
da ist aber letztlich der Wille des/der 
Lehrerin entscheidend. Damit steht das 
Schulsystem im Widerspruch zu den 
durch zunehmende lndividualisierungs­
tendenzen gesteigerten Partizipationsan­
sprüchen der Schülerinnen und Schüler, 
die heutzutage ein stark gewachsenes In­
teresse an selbstbestimmter Planung und 
Gestaltung des eigenen Lebensumfeldes 
haben, wozu die Möglichkeiten in der 
Gesellschaft während der letzten Jahre 
ebenfalls gestiegen ist. 

Anstatt sich also an den. Bedürfnissen 
und den Lebensgewohnheiten der Schü­
lerlnnen zu orientieren, sie als handelnde 
Subjekte mit eigenen Ansprüchen ernst­
zunehmen und dadurch positive Identifi­
kationsmöglichkeiten zu bieten, kommt 
es durch überkommene Autoritätsstruk­
turen zu einer Entfremdung der Schüle­
rinnen von der Schule, was dieser die Er­
füllung ihrer gesellschaftlichen Aufgabe 
erschwert. Mehr Gestaltungsautonomie 
für die einzelne Schule darf also nicht 
bloß eine Stärkung der Schulleitung be­
deuten, sondern muß einhergehen mit ei­
ner umfassenden Demokratisierung des 
Schulsystems und Schullebens. Sämtli• 
ehe die Schule betreffenden Beschlüsse 
müssen von allen am Schulleben betei­
ligten Gruppen getroffen werden, ohne . 
den Grundsatz der staatlichen Verant­
wortung für das Bildungssystem in Frage 
zu stellen. 

Eckpunkte einer 
demokratischen 

autonomen Schule: 
• Die Schulkonferenz muß gestärkt 
werden und soll neben formal-organisa­
torischen Aufgaben auch die pädagogi­
sche Gestaltung des Unterrichts festle­
gen. Die Stimmenanteile sollten zu.50% 
bei den Lehrerinnen und zu 50% bei den 

Schülerinnen liegen. Elternvertreterin­
nen (allerdings nur in der Sekundarstufe 
!, also den J ahrgangsstufen 5 bis 10) so­
wie Delegierte des nicht-lehrenden-Per­
sonals der Schule sollten ihr ebenfalls 
mit beratender Stimme angehören. 
• Die Schulleitung, die die Schule nach 
außen hin vertritt, führt Beschlüsse der 
Schulkonferenz aus, koordiniert den 
schulischen Betrieb und vermittelt bei 
Konflikten. Auch an der der Leitung 
Schule müssen alle Grup-
pen beteiligt sein. So soll­
ten nicht-lehrendes-Per­
sonal, Schülerinnen und 
Lehrerinnen jeweils für 
ein Jahr eineN Vertreterin 
in das dreiköpfige Gremi­
um entsenden. Der Ein­
fluß des Schulleitungs­
team ist so weit wie mög­
lich zu begrenzen. 
• Auch bei formaler 
Gleichberechtigung von 
Schülerinnen und Lehre­
rinnen, werden die Schü­
lerinnen stets rhetorisch 
und fachlich unterliegen.· 
Um ihren Meinungsbil­
dungsprozß zu verbes­
sern, ist es daher wichtig, 
daß sie das Recht bekom­
men, nach eigenem Er- '-H 

messen Klassen-, Jahr­
gangsstufen- oder Voll­
versammlungen abzuhal­
ten. 
• Die Arbeit der Schüle­
rinnenvertretungen muß 
auf allen Ebenen finanzi­
ell abgesichert werden. 
Demokratischer als Alibi­
veranstaltungen wie Ju-
gendbeiräte ist es, den Vertretungen der 
Schülerinnen und Schüler ein Antrags­
und Mitspracherecht in den Parlamenten 
einzuräumen. 
• Sinnvoll wäre die Gründung von Bil­
dungsräten: Gremien, die sich aus de­
mokratisch legitimierten Vertreterinnen 
der Schülerinnen, der Lehrerinnen, der 
zuständigen Behörden, der Eltern und 
anderer gesellschaftlich relevaten Grup­
pen zusammensetzen und die, von der 
Schule an, auf allen Ebenen existieren 
sollten. Sie hätten die Aufgabe, sich mit 
bildungspolitischen Neuerungen ausein­
anderzusetzen und schulpolitische Kon­
zepte für die jeweilige Ebene zu entwik­
keln. Natürlich müßten die Bildungsräte 
sowohl in den entsprechenden parla­
mentarischen Ebenen beratend vertreten 
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sein als auch über Initiativ- und Anhö­
rungsrecht Verfügen. 
• Auch die Rolle der Schulbehörden 
muß sich ändern. Weiterhin Zu sichern 
bleibt die Kontrolle über staatliche Vor­
gaben, stärker betont werden sollte die 
Rolle als Berater. Die Schulaufsicht soll­
te die Schulen wesentlich stärker vernet­
zen, Hilfestellung bei Problemen leisten. 
• Die Schule muß frei über die Gelder, 
die ihr je nach Größe zugeteilt werden 

sollten, verfügen können, feste Haus­
haltsposten sollten einer freien Verfüg­
barkeit weichen. Den Schulen sollte ein 
Deckungs- und Übertragungsrecht ein­
geräumt werden, ein Haushaltplan sollte 
von der Schulkonferenz beraten und be­
schlossen werden. "Schoolsponsoring" 
durch die Industrie sowie andere Finan­
zierungsmöglichkeiten über Drittmittel 
sind abzulehnen, Bildungsfinanzierung 
muß weiterhin Staatsaufgabe bleiben, 
um "Ghettoisierung" zu vermeiden und 
Chancengleichheit zu ermöglichen. 

Schulstruktur 
und Chancengleichheit 
Der Grund, warum Schülerinnen und 

Schüler nach vier, in Außnahmen wie 
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Berlin nach sechs, Jahren, Grundschule 
auf unterschiedliche Schultypen aufge­
teilt werden, wird von Konservativen 
nicht einmal verschleiert: Das Gymnasi~ 
um hat die Aufgabe, seinen Schülerln­
nen eine umfangreiche - ·wenn auch 
überholungsbedürftige - Allgemeinbil­
dung mit auf den Lebensweg zu geben, 
sie zu Verantwortungsträgerinnen und 
Studentinnen zu befähigen, sie also zur 
gesellschaftlichen Elite heranzubilden. 
Die Realschule soll ihre Schülerinnen 
auf ein Leben im Mittelstand, als Ver­
waltungsangestellte und Büroarbeiterin­
nen vorbereiten, und die Hauptschule 
hat die Aufgabe Nachwuchs für Hand­
werk und Fließband zu "produzieren". 

"Schick' Dein Kind auf bessere Schu­
len" lautete das Motto der Bildungsrefor­
men während der 70er Jahre, als Politik 
und Wirtschaft die Bedeutung der Bil­
dung für ökonomischen Fortschrit er­
kannten. Die Folgen sind seitdem nahezu 
konstant steigende Gymnasiastlnnen­
quoten zu Lasten der Hauptschulen, die 
zur Restschule für soziale und pädagogi­
sche Problemfälle verkommen ist und 
vielerorts vor ernsthaften Existenzpro­
blemen steht. Doch auch das Gymnasi­
um ist durch die steigenden Schülerin­
nenzahlen und damit immer heterogener 
werdende Schülerinnenschaft vor ernst­
hafte Probleme gestellt worden und ist 
veränderten Problemen mit veralteten 
Konzepten natürlich nicht gewachsen. 

Obwohl der Anteil der Schülerinnen 
aus den sogenannten "bildungsfemen 
Schichten", die das Gymnasium besu­
chen, in den letzten 25 gestiegen ist, sind 
wir noch immer weit von Chancen­
gleichheit im Bildungssystem entfernt. 
Ungerechtigkeiten bestehen nach wie 
vor, haben sich aber auf ein höheres Ni­
veau verlagert (Fahrstuhleffekt). Noch 
immer ist eine gymnasiale Laufbahn ei­
nem Beamten- und Akademikerinnen­
kind quasi in die Wiege gelegt, noch im­
mer ist sie untypisch für Arbeiterinnen­
kinder. Das hat mehrere Gründe: Arbei­
terinnenkinder kommt zu Hause nicht 
die gleiche Förderung zu wie Kinder ge­
hobenerer Schichten. Finanziell benach­
teiligten Eltern ist es nicht ohne weiteres 
möglich, ihren Kindern teure Nachhilfe­
stunden und Auslandsaufenthalte zu fi­
nanzieren. Ebenso können sie ihren Kin­
dern nicht die Unterstützung geben wie 
Eltern mit akademischen Abschlüssen, 
bewegen.sich und wohnen in völlig an­
deren Umfeldem, haben andere Interes­
sen und :geben dadurch natürlich auch 

· !lftdere :Weiter. . 

Ein Modell, das einen großen Fort­
schritt gegenüber dem gegliedertem 
Schulsyste.m bedeutet, inzwischen aber 
auch von den einstigen Vertreterinnen 
ad absurdum geführt worden ist, ist das 
der Integrierten Gesamtschule (IGS). 
Konzeptionell ist die IGS die Schule für 
alle Schülerinnen, die "sozialistische 
Einheitsschule", wie konservative Bil­
dungspolitikerinnen sagen würden. 
Nach ihrer Einführung als Schulversuch 
vor 25 Jahren traute sich die SPD jedoch 
nicht den eigentlich logischen Folge­
schritt zu tun und das gegliederte Schul­
system abzuschaffen und vollständig 
durch Integrierte Gesamtschulen zu er­
setzen; sondern machte di~ Gesamtschu­
le still und leise zur vierten Säule des 
Systems. Damit steht die IGS in unmit­
telbarem Konkurrenzkampf zu dem 
Gymnasium, einem Kampf, den die IGS 

Die Schülerinnen 
wurden nie wirklich in 
bildungspolitische Ent­
scheidungs- und Mei­
nungsbildungsprozesse 
eingebunden. 

verlieren muß, ist sie doch die Schule, 
die oft "Rückläuferlnnen" des Gymnasi­
ums sowie typische Haupt- und Real­
schülerinnen auffangen muß. 

Die IGS ist auch die Schule fort­
schrittlicher Pädagogik und altemati ver 
Unterrichtsmethoden. Oft wird der Un­
terricht nach dem Team-Kleingruppen­
Modell (TKM) praktiziert, ein Modell, 
bei dem Schülerinnen mit verschiede­
nen Abschlußerwartungen gemeinsam 
und selbständig arbeiten und sich dabei 
soziale Kompetenzen aneignen, mitein­
ander umzugehen und zu kommunizie­
ren lernen. Aber auch Projektunterricht, 
fächerübergreifendes Arbeiten, Arbeits­
gemeinschaften und Berufspraktika sind 

· an Gesamtschulen Realität. Leistungs­
probleme werden in der Integrierten Ge­
samtschule innerhalb des Klassenver­
bandes gelöst. Bei "Versagen" gibt es 
kein Sitzenbleiben, was -einen wesent­
lich streßfreieren Schulalltag ermöglicht 
und verhindert, daß die Klassenverbän­
de z.u Anfang jeden Schuljahres neu zu­
sammengewürfelt werden. 

Seit 25 Jahren gibt es nunmehr die 
Integrierte Gesamtschule, ständig wer­
den neue Gesamtschulen gegründet, in 

NRW werden im Schuljahr 1995/96 
10.000 Schülerinnen keinen Gesamt­
schulplatz bekommen können. In eini­
gen SPD-regierten Bundesländern ist sie 
bereits zweitgrößte Schulform. Die Ge­
samtschule muß weiter ausgebaut wer­
den, sie ist eine Voraussetzung für 
Chancengleichheit im Bildungssystem, 
ermöglicht sie doch allen Schülerinnen 
und Schülern, das Abitur zu bekommen. 
An Gesamtschulen haben beispielsweise 
2-3 mal mehr Arbeiterinnenkinder einen 
höheren Schulabschluß erreicht als auf 
den anderen Schulformen. 

Zwar ist das "katholische Arbeiterin­
nenmädchen vom Lande" nicht mehr die 
Personifizierung aller Unterdrückungen 
im Schulsystem, ein Stadt-Land-Gefälle 
beim Schulwahlverhalten läßt sich den­
noch feststellen. Die Integrierte Gesamt­
schule ist die Schulform, der es möglich 
ist, wohnortnah all~ Bildungsabschlüsse 
anzubieten, und das, wie der Kölner Re­
gierungspräsident Antwerpes formu­
liert, "sogar 20% billiger als das geglie­
derte Schulsystem". Das würde den 
Schulen auch ermöglichen, zu Stadtteil­
schulen mit breitgefächertem außer­
schulischem Programm zu werden. Der 
Idealzustand wären Stadtteilschulen mit 
Ganztagsbetrieb, die lokalen Jugendor­
ganisationen und -initiativen ein Forum 
bieten und diese punktuell sogar in den 
Unterricht einbinden. 

Die Abschaffung des gegliedenen 
Schulsystems ist momentan gesellschaft­
lich nicht durchsetzbar. Zu heilig ist das 
Gymnasium, oft zu verrufen die "Rest­
schule" Gesamtschule. Dennoch gibt es 
keinen vernünftigen Grund, vom Leit­
bild der Integrierten Gesamtschule als 
eine Schule für alle Kinder abzurücken. 

Ein möglicher Weg hin zu einem ge­
rechteren Schulwesen, ist der Weg der 
"regionalisierten Schulstruktur", der auf 
einem Konzept des Dortmunder Institu­
tes für Schulentwicklungsforschung 
(ISF) basiert. Basis der Konzeption ist 
dabei die Annahme, daß die Gesamt­
schule die einzige Alternative zum ge­
gliederten Schulsystem darstellt, die in 
der Lage ist, aktuelle Probleme zu lösen 
und Chancengleichheit herzustellen. 
Ziel des Modells ist die Etablierung ei­
ner Schulstruktur, die auf regional unter­
schiedliche Gegebenheiten eingeht, die 
Entwicklung von Gesamtschulen aber 
dennoch offenhält. 

Die Orientierungsstufe (5. und 6. 
Klasse) soll in allen Schulformen gleich 
sein. Die weiteren Jahrgänge der Se­
kundarstufe I sollen zwar ihr jeweils ei-
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genes Schulprofil nicht völlig aufgeben, 
·. aber gemeinsam ein. Verbundssystem 
·bilden, so daß in jedem Fall ein wohn­
·ortnahes Schulangebot gesichert werden 
kann. Es sollte, nach dem Modell, schul­
formübergreifende Lerngruppen geben, 
Stundentafeln und Curricula werden 
schrittweise angeglichen, Lehrerinnen 
unterrichten schulformübergreifond und 
einmal aufgenommene Schülerinnen 
dürfen nicht mehr abgeschoben werden. 
Grundsätzlich sollten die Schulen ver­
pflichtet sein, alle Schülerinnen aufzu­
nehmen. 

Die Sekundarstufe II sollte schließ­
lich völlig vom Gymnasium abgekop­
pelt werden und in Oberstufenzentren 

· unterrichtet werden, die der bisher nur in 
NRW existierenden Kollegschule äh­
neln und berufliche und allgemeine Bil­
dung integrieren sollten. Schülerinnen 
aller Schulformen muß der Besuch die­
ser Oberstufenzentren ermöglicht wer­
den. Dadurch würde Abiturvorbereitung 
nicht alleinige Aufgabe des Gymnasi­
ums bleiben, die Schulformen würden 
sich weiter angleichen. Neben diesem 
Verbundssystem mit Oberstufenzentren 
sollte alternativ weiterhin die Integrierte 
Gesamtschule existieren, Mischformen 

'der Systeme in einer Region sind jedoch 
zu vermeiden, da die Gesamtschule 
nicht Systemanhängsel, sondern Alter­
native sein sollte. 

Perspektiven und 
mögliche Entwicklungs­

szenarien 

Wohin die Reise gehen wird, ist un­
gewiß. Sicher ist nur, daß Bildungspoli­
tik in Zukunft stärker als jemals zuvor 
v.on finanzpolitischen Erwägungen ge­
leitet sein wird. Motoren für eine fort­
schrittliche Schul- und Bildungspolitik 
sind derzeit nicht erkennbar. Die Sozial­
demokratie stiehlt sich aus der Verant­
wortung und vermeidet bildungspoliti­
sche Reformorientierungen aus Angst, 
dadurch Wählerinnen zu verlieren und 
den Konservativen Angriffsfläche zu 
bieten. In einigen Bundesländern be, 
treibt die SPD rückschrittliche Entwick­
lungen sogar maßgeblich mit. So fordert 
die rheinland-pfälzische SPD/FDP-Lan­
desregierung in der Kultusministerlnn­
nenkonferenz, daß zur Zulassung zum 
Abitur eine durchgängig gymnasiale 
Schullaufbahn notwendig sein soll, eine 
Forderung, die soziale Ungerechtigkei­
ten im Schulsystem verhärtet. 

Oft sind SPD-Landesregierungen 
wie in NRW oder derzeit in Niedersach­
sen finanziell die Hände gebunden, es 
wird kein Spielraum für Neueinstellun­
gen gesehen und am liebsten dort ge­
spart, wo mit den geringsten Protesten 
zu rechnen ist und Einsparungen und 
Kürzungen sich kurzfristig am leichte­
sten auffangen lassen: im Schulsystem. 
Was macht es auf den ersten Blick schon 
für einen Unterschied, wenn die Lehre­
rinnen-Schülerinnen-Relation um vier 
bis fünf Schülerinnen erhöht oder eine 
Wochenstunde gestrichen wird? 

Natürlich gibt es auch in der SPD 
noch immer viele reformorientierte Bil­
dungspolitikerinnen. So sind Gewerk­
schafterinnen, Jusos und die Arbeitsge­
meinschaft für Bildungspolitik in der 
SPD (AfB) eindeutig fortschrittlich, sie 
sind jedoch auf den von Antragskom­
missionen und Landesvorständen (die 
wiederum weitgehend Vorgaben SPD­
geführter Landesregierungen folgen) 
gelenkten Parteitagen machtlos und in 
den Parlamenten gegenüber Fraktions­
vorständen und Finanzpolitikerinnen 
ebenfalls hilflos. 

Am nächsten an den Forderungen der 
Schülerinnenvertretungen liegen die 
Grünen, die in NRW beispielsweise Ge­
setzentwürfe zur Refonnierung des 
Schulmitwirkungsgesetzes gemeinsam 
mit den Juso-Schülerinnen und der Lan­
desschülerinnenvertretung diskutierten 
und schrieben. In den Parlamenten ha­
ben die Grünen es jedoch einfach: Was 
sie fordern wird meist ohnehin abge­
lehnt, muß also weder juristisch wasser­
dicht, pädagogisch perfekt oder gesell­
schaftlich durchsetzbar sein. Leicht kön­
nen sie die sofortige Einstellung von 
25.000 Lehrerinnen fordern, Verant­
wortung für die Finanzierung obliegt an­
deren. So verhalten sich die Grünen in 
Hessen bereits ganz anders. Auch in 
Berlin, zur Zeit der rot-grünen-Koaliti­
on, können ,die Grünen nicht gerade als 
Kämpferinnen für Schülerlnneninteres­
sen bezeichnet werden. Dennoch sind 
sie, besonders in NRW, vielfach zum 
"parlamentarischen Arm" der Überreste 
der Schülerlnnenbewegung geworden. 

Das Auftreten von 
Schülerlnnen(vertretungen) in bildungs­
politischen Debatten hat sich aufgrund 
gesamtgesellschaftlicher Entwicklungen 
(z. B. Individualisierung/Niedergang 
politischer Massenbewegungen) verän­
dert. Schülerinnenvertretungen existie­
ren zwar meist, . sind jedoch finanziell 
und personell sehr schwach und driften 

SCHULREFORM 

in die politische Beliebigkeit ab. Bil­
dungspoitische Diskussionen werden 
von ihrer Seite meist nur auf höheren 
Ebenen verfolgt und begleitet und nur 
selten gesamtgesellschaftlich eingeord­
net. Eine sozialistische Schülerinnenbe­
wegung mit Verankerung an den Schu­
len ist teilweise nicht einmal mehr in den 
Überresten vorhanden, hegemoniefähig 
sind ihre Positionen erst recht nicht, 
dazu fehlen Personal und Finanzen. 

Auch Diskussionen über bildungs­
und schulpolitische Themen innerhalb 
der Schülerinnenschaft finden, als Folge 
einer zunehmenden Entfremdung von 
der Schule kaum statt, Ungerechtigkei­
ten und Demokratiedefizite werden oft 
zwar wahrgenommen und als Übel er­
kannt, jedoch relativ gleichgültig hinge­
nommen. An die Stelle des Kampfes für 
eine bessere Schule ist an vielen Stellen 
der Versuch eines möglichst konfliktfrei­
en Durchlavierens getreten. Die soziali­
stische Schülerinnenbewegung muß sich 
wandeln, muß Veränderungen in der Ju­
gendphase akzeptieren und stärker zur 
Interessenvertretung der Schülerinnen 
werden, an ihren Problemen ansetzten, 
Alternativen und Ursachen aufzeigen. 

Die momentan in der Kultusministe-, 

rlnnenkonferenz diskutierte Reforrn·"·.··l·I .. ·, ... ·.:., gymnasialen Oberstufe bietet, so f .·'" _l: 
sie auch ist, eine Menge positiver M'' :T 
lichkeiten für die politische Schülerin~. 
nenbewegung. Durch die Information 
der Schülerinnen und die Herstellung 
von politischen Zusammenhängen kann 
es zu einer verstärkten Politisierung der 
Schülerinnenschaft kommen, wenn sie 
erkennt, daß sie persönlich betroffen ist. 
Beispielhaft für solche Entwicklungen 
sind die Proteste gegen die Schulzeitver­
kürzung in NRW, als die Landesschüle­
r Innenvertretung es schaffte, 80.000 
Schülerinnen zum Streik zu bewegen. 

Es gilt, ein breites bildungspoliti­
sches Reformbündnis aus Gewerkschaf­
ten, Jusos, Schülerinnenvertretungen, 
Grünen und Teilen der Sozialdemokra­
tie zu installieren. Bildungspolitische 
Diskussionen müssen aus den Hinter­
zimmern der Kultusbürokratie geholt 
werden und wieder breit in der Öffent­
lichkeit diskutiert werden. Dabei können 
Krise und Legitimationsprobleme des 
dreigliedrigen Schulsystems genutzt 
werden um Alternativen aufzuzeigen 
und zu etablieren. Die momentane Dis­
kussion über äußere Schulreform muß 
verknüpft werden mit einer Diskussion 
über fortschrittliche Vorstellungen inne­
rer Schulreform. 
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POLITISCHE KULTUR UND ORGANISATION 

Zum Wandel der politischen Kultur 
in Westdeutschland 

Die jungen Leute heutzutage tun 
überhaupt nichts. Sie smd so 

„ apathisch. Wir sind immerhin 
noch auf die Straße gegangen und haben 
protestiert. Alles, was sie machen, ist 
kaufen und sich beklagen." Diesen Satz 
legt Douglas Coupland einem typischen 
aufgestiegenen 0 68er" in den Mund: in 
seinem berühmt gewordenen Buch „Ge­
neration X", in dem er das Lebensgefühl 
und die Situation der nachwachsenden, 
gesellschaftlich wenig integrierten Ge­
neration nachzuzeichnen versucht. 1 Die­
se auch in der westdeutschen Linken ge­
läufige, oft wenig reflektierte Abwer­
tung der nachkommenden politischen 
Generation möchte ich zum Anlaß neh­
men, mir über die Analyse der Jüngeren 
von heute und ihr Verhältnis zur Politik 
etwas· ausführlicher und systematischer 
Gedanken zu machen. 

Mit den politischen Orientierungen 
und der Praxis einer anderen. Generation 
befaßte sich schon 1911 Robert Michels 
in seinem Werk „Zur Soziologie des 
Paneiwesens in der modernen Demo­
kratie". Darin konstatiert er ein „Füh­
rungsbedürfnis der Masse"'. Wesentli­
che Ursachen dafür seien eine „psychi­
sche -Prädispo~ition _zur Unterordnung" 

.. sowie die „Ohnmacht der Masse"', ihre 

Rausch, Politikwissenschaftler, 

Unfähigkeit zu politischem Handeln 
ohne Anleitung von oben. Der traditio­
nelle Typus des Funktionärs ist zuge­
schnitten auf die solcherart strukturier­
ten Mitglieder. 

Michels beschreibt die politische Di­
mension eines spezifischen Ensembles 
von _Orientierungen und Pr'axisfonnen, 
das Rainer Zoll u.a. als „altes kulturelles 
Modell"' bezeichnet haben. Zweifellos 
ist die Politikorientierung des alten kul­
turellen Modells in der westdeutschen 
politischen Kultur auch heute präsent 
(Rudolf Scharping beispielsweise be­
dient entsprechende Bedürfnisse durch 
einen weniger auf Moderation als viel­
mehr auf einen eindeutigen Führungsan­
spruch hin angelegten Politikstil). Bei 
den nachwachsenden Generationen las­
sen sich solche Orientierungen aller­
dings immer weniger feststellen - im Ge­
genteil, oft diametral entgegengesetzte. 

Wenn ich hier von der - im folgenden 
zu belegenden - These ausgehe, in der 
westdeutschen Gesellschaft seien Um­
risse einer neuen politischen Kultur er­
kennbar, so schließt diese Annahme die 
Fortexistenz anders gearteter Teilkultu­
ren, wie etwa auch die des Rechtsextre­
mismus, keineswegs aus. Meine Aus­
führungen beschränken sich notwendig 
auf Westdeutschland, da die andere poli­
tische und soziale Entwicklung in der 

von Thomas Rausch• 

DDR bzw. in den neuen Bundesländern 
natürlich auch eine andere politische 
Kultur hervorgebracht hat - auch wenn 
sich Modernisierungsprozesse, die in 
meiner Analyse eine große Rolle spie­
len, teilweise bereits zu DDR-Zeiten 
vollzogen haben und seit der politi­
schen Wende mit besonderer Vehe­
menz vonstatten gehen. 

Die Sozialwissenschaft setzt den Be­
griff der politischen Kultur (der in Poli­
tik und Publizistik vornehmlich norma­
tiv gebraucht wird, um einen morali­
schen Mindeststandard hinsichtlich po­
litischer Umgangsformen und politi­
schen Stils zu reklamieren) als analyti­
sche Kategorie ein. Ich beziehe mich 
hier auf einen weit gefaßten Begriff der 
politischen Kultur, der die Gesamtheit 
politischer Einstellungen wie auch Ver­
haltensmuster umfaßt - eingebettet in 
den analytischen Kontext der gesamt­

gesellschaftlichen Bedingungen. 

Gesellschaftlicher 
Wandel - Bedingung 

einer veränderten 
politischen Kultur 

Zunächst erfolgt eine kurze Zusam­
menschau von Entwicklungen, die im 
Hinblick auf einen Wandel politischer 
Kultur von Bedeutung sind. 
• Tertiarisierung und lntellektualisie­
rung der Arbeit: Mit dem Strukturwan­
del hin zur Dienstleistungsökonomie 
und den neuen Informations- und Kom­
munikationstechnologien vollzieht sich 
auch eine Erhöhung der Qualifikations­
anforderungen - auch in großen Teilen 
der Produktion. Die fortschreitende In­
tellektualisierung von Erwerbsarbeit ist 
auch an der seit den 50er Jahren stark 
zunehmenden Zahl der Beschäftigten in 
Berufen des Bildungs- und Wissen­
schaftssektors, in Kulturvermittlungs­
und künstlerischen Berufen, sozialpfle­
geris~hen, medizinisch-sozialen, medi­
zinisch-technischen sowie den „freien 
Berufen" abzulesen. 
• Folge (aber auch Bedingung) des 
Wandels der Lohnarbeit ist eine bedeu' 

. tende Steigerung des· Lebensstandards 
(die Realeinkommen der Lohnabhängi-
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• gen haben sich von 1945 bis 1990 etwa 
verdreifacht'), eine Ausy,eitung der ver­

" fügbaren freien Zeit sowie die Heraus-
bildung des modernen Sozialstaats, der 
soziale Infrastrukturen zur Verfügung 
stellt, die die intensive Arbeitskraftnut­
zung erleichtern. Einzuordnen in dieses 
Szenario ist schließlich der Prozeß der 
,,Bildungsexpansion". 
• Eine sozio-kulturelle Welle, die 
einschneidende Veränderungen des 
Alltags mit sich brachte, ging von der 
Bewegung von 1968 aus. Der Einbruch 
einer bis dahin weitgehend stabilen, 
relativ repressiven Alltagskultur (Bei­
spiele sind die heutige relative Akzep­
tanz nicht-traditioneller Lebensgemein­
schaften und Wohnformen oder auch 
der weniger tabuisierte Umgang mit 
Sexualität) scheint bedeutsamer als die 
unmittelbar politischen Folgen von '68". 
• Mit den hier angeführten Prozessen 
einher geht ein gesamtgesellschaftlich 
wirksamer Schub der Individualisierung. 
Ulrich Beck begreift diesen Prozeß als 
,,Herauslösung aus histon·sch vorgege­
benen Sozialformen und -bindungen "6• 

Vorgegebene biographische Muster und 
soziale Rollen treten in den Hintergrund, 
eine Differenzierung von Lebensverläu­
fen und Lebensstilen tritt ein. Damit wird 
das Individuum auf sich selbst zurückge­
worfen, steht es vor der Anforderung, 
„sich selbst als Handlungszentrum, als 
Planungsbüro in bezug auf seinen eige­
nen Lebenslauf, seine Fähigkeiten, Ori­
entierungen, Partnerschaften usw. zu be­
greifen "1. Anstatt von Traditionen ge­
winnen allerdings vielfach Moden, 
Märkte, Konjunkturen, Massenmedien 
an Einfluß. 8 

• Gleichzeitig verschiebt sich das Ko­
ordinatensystem grundlegender kultu­
reller Orientierungen - R. Zoll u.a. ana­
lysieren die Herausbildung eines „neuen 
kulturellen Modells". Sein Kern ist ein 
„neues Verhältnis der Individuen zu sich 
selbst, ... eine besonders intensive Art 
der Selbstbezüglichkeit- eine neue Form 
dessen, was Michel Foucault die Sorge 
um sich nennt"'; diese Haltung drückt 
sich am augenfälligsten in dem Streben 
nach Selbstverwirklichung aus. 

Für das neue kulturelle Modell essen­
tiell ist eine kommunikative Grundhal­
tung, die kommunikative Lebenspraxis 
erstreckt sich tendenziell auf alle Le­
bensbereiche." Vor dem Hintergrund 
der Freisetzung der Individuen aus tradi­
tionellen Normen und Sicherheiten wer­
den individuelle Orientierungen mehr 
und mehr im Prozeß der Kommunikati-

on entwickelt. Hinter der kommunikati­
ven Grundhaltung steht auch das „ Be­
dürfnis nach Aufhebung der Vereinze­
lüng "'', nach Vertrauen und menschli­
cher Nähe (beides kann erst durch Kom­
munikation - nicht mehr durch traditio­
nelle Bindungen - hergestellt werden). 
So ist Kommunikation heute meist auch 
der Weg, auf dem sich Solidarität kon­
stituiert. Allerdings liegt in der kommu­
nikativen Grundhaltung nicht nur eman­
zipatorisches Potential; sie ist u. U. auch 
für sozialpartnerschaftliche Betriebs­
ideologie u.ä. instrumentalisierbar. 

Wandel 
politischer Orientierungen 

Die weitgehende Ausblendung der 
Klassenstruktur in sozialen Bewegun­
gen heute hat einen wesentlichen Grund 
darin, daß diese keine Bewegungen ei-

Vielfach ist von einem 
Abflauen sozialer Bewe­
gungen die Rede. Tat­
sächlich ist ein Form­
wandel der Neuen so­
zialen Bewegungen zu 
verzeichnen. 

ner -Klasse Sind bzw. sich zumindest 
nicht als solche begreifen. Eine ganz an­
dere Dimension kollektiver Betroffen­
heit von einer gesamtgesellschaftlichen· 
Struktur ist seit Ende der 70er Jahre Mo­
tor sozialer, Massenbewegungen ~ das 
Bewußtsein von ökologischer und mili­
tärischer Bedrohung. Bei Jugendlichen 
zeigt sich dies besonders ausgeprägt; 
durch repräsentative Jugenderhebungen 
der 80er Jahre zieht sich die massenhafte 
und handfeste Betroffenheit angesichts 
ökologischer und militärischer Risiken 
wie ein roter Faden. 12 

Die Herausbildung eines solchen kol­
lektiven (vor-) politischen Bewußtseins 
ist ein maßgeblicher Faktor bei der Ent­
wicklung neuer sozialer Milieus. Diese 
sind ein gesellschaftlicher Sektor, in dem 
sich die im bisherigen Verlauf meiner 
Darstellung beschriebenen Aspekte ge­
sellschaftlichen Wandels fokussieren. 
Eine ,, 'emanzipatorische' Integrations­
ideologie", die nach Ergebnissen des 
Hannoveraner Forschungsprojekts „So­
zialstruktunvandel und neue soziale Mi­
lieus" eine Gemeinsa,;nkeit der neuen s0:-

zialen Milieus ist,l3 wurzelt in der kollek­
tiven Erfahrung ökologischer und militä­
rischer Bedrohung ebenso wie in den 
Wirkungen von „1968". Dabei ist die 
Kohäsion dieser Milieus weniger poli­
tisch als soziokulturell vennittelt. Ob­
wohl die neuen sozialen Milieus in sich 
durchaus heterogen sind, vergleichswei­
se privilegierte Berufspositionen ebenso 
umfassen wie Bereiche der Marginalisie­
rung, sind sie doch ganz überwiegend 
Milieus von abhängig B_eschäftigten, die 
weite gesellschaftliche Sektoren, insbe­
sondere die jüngere und modernere Ge­
neration der Lohnabhängigen, umfassen. 

· Mit dem soziokulturellen Wandel 
verschieben sich auch gesellschaftliche 
Konfliktlinien. Das Augenmerk hat sich 
,, von den Themen der 'alten Politik', 
also von Fragen wirtschaftlicher und so­
zialer Sicherheit, auf solche der neuen 
Politik, d.h. Probleme der Lebensquali­
tät, der Gleichberechtigung und der in­
dividuellen Selbstverwirklichung verla­
gert"". Wenn aufgrund der Folgen der 
deutschen Vereinigung wie auch der 
wirtschaftlichen Stagnation und Rezes­
sion in den letzten Jahren Verteilungs­
fragen wieder stärker in den Vorder­
grund gerückt sind, so tut dieser B<c~ 
dem konstatierten langfristigen /~i~f 
keinen Abbruch; im Langzeitvergleieh 
ist auch ganz aktuell von einem relati­
ven Bedeutungsverlust der traditionellen 
Konflikte zu sprechen. 

Mit dem konstatierten Wandel bewe­
gungsrelevanter Themen geht eine Ver­
änderung der Motivationsstruktur für 
soziale Bewegung einlier. Unmittelbare 
Betroffenheit und Empörung über eine 
Situation, die als (relativ) dramatisch 
aufgefaßt wird, sind heute elementare 
Bedingungen von Bewegung. Daß diese 
affektive Formbestimmtheit von Bewe­
gung keineswegs allgemeingültig und 
zeitlos ist, erweist sich anhand eines 
Vergleichs der Proteste gegen den Viet­
nam-Krieg einerseits mit der Bewegung 
gegen den Golfkrieg Anfang 1991 ande­
rerseits. Spielten im einen Fall vorwie­
gend rationale, theoretische Begründun­
gen des Engagements (v.a. Kampf ge­
gen Imperialismus) die zentrale Rolle, 
war im anderen Fall das massenhafte 
Gefühl von Betroffenheit und Angst der 
wichtigste und am meisten thematisierte 
Bewegungsantrieb. 

Die Auflösung von sozialem Gefüge, 
von kollektiven Klassenkulturen sowie 
von vorgegebenen sozialen Rollen, 
stärkt auch „postmoderne" Tendenzen: 
Eine Variante ist ein radikalisierter Plu-
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ralismus, der Dekomposition zur Nonn 
erhebt; Bernd Guggenberger diagnosti­
ziert einen „postmodernen" Zeitgeist, 
der das „Recht auf Standpunktlosig­
keit"" zelebriert, die Negation jeglicher 
Festlegung. Alltagskulturelle Stilfor­
men, die diese Haltung kultivieren, spie­
geln sich in den Schlagworten „ Cool­
Sein" oder „null Bock auf Illusionen". 
Aber auch eine auf die Wiederherstel­
lung kollektiver Identitäten orientierte 
geistige Richtung, die den Trend hin zu 
individueller Emanzipation umkehren 
will, reklamiert den Begriff der Postmo­
derne für sich. 

Wandel 
der politischen Praxis 

Wie artikulieren sich diese Orientie-. 
rungen in politischer Praxis? ,,Postmo­
derne" Strömungen mögen sich in Wahl­
enthaltung und genereller Distanz zur 
Politik ausdrücken. Deutlicher tritt im 
politischen Geschehen das autonome, 
politisch anspruchsvolle Individuum her­
vor, das mehr Möglichkeiten zur aktiven 
politischen Partizipation beansprucht -
und mit einer lebensweltlichen Perspek­
tive dem Politischen gegenübertritt. 

Machten sich Ende der 60er/ Anfang 
der 70er Jahre große Teile der Bewe­
gung von „ 1968" auf den ,,Marsch durch 
die Institutionen", so stellt Elmar Wie­
sendahl für die 80er Jahre einen 
,,Marsch ~ den lnstitutionen" 16 fest. 
Während hinsichtlich der Fonnen politi­
scher Partizipation ein massiver Trend 
in Richtung Engagement in Bürger­
initiativen und Basisgruppen der Neuen 
sozialen Bewegungen - allgemein hin zu 
weniger strukturierten, häufig spontanen 
Fonnen politischer Beteiligung - zu ver­
zeichnen ist, wächst die Distanz zu 
(Groß-) Organisationen. 

Bei den politischen Parteien .macht 
sich dies in den 80er Jahren u.a. in Fonn 
einer deutlichen Organisationsschwäche 
bemerkbar. Diese folgt auf eine Phase 
sehr weitreichender Mitgliedennobili-

. sierung von Ende der 60er bis Mitte 
der 70er Jahre: Von ca. 1.150.000 im 
Jahr 1968 wuchs die Gesamtmitglieder­
zahl der vier Parteien SPD, CDU, CSU 
und FDP auf rund 1,9 Millionen im Jahr 
1976; von 1980 bis 1989 ist sie dagegen 
um 100.000 zurückgegangen 17 - ein 
Trend, der sich in den 90er Jahren fort-

__ setzt .. Das (zahlenmäßig relativ unbedeu­
tende) Mitgliederaufkommen der Grü­
nen spielt für diese Entwicklung keine 
große Rolle. · · 

Mag ein Gesamt-Mitgliederverlust 
von 100.000 vergleichsweise unbedeu­
tend erscheinen, zeigt gerade der Ver­
gleich des starken Zuwachses in den 
70ern mit den Verlusten der 80er Jahre, 
daß eine Trendwende erfolgt ist. Be­
trachtet man die Jugendgeneration, wird 
das Bild noch eindeutiger: Von 1974 bis 
1989 stieg zwar der Anteil der 18- bis 
29jährigen an der Gesamtbevölkerung 
deutlich an, gleichzeitig aber sank der 
Anteil der Mitglieder bis zu 29 Jahren an 
der Gesamtmitgliedschaft der ·Parteien 
dramatisch." Der Mitgliederbestand der 
Jusos beispielsweise hat sich von Mitte 
der 70er bis Anfang der 90er Jahre nahe­
zu halbiert. 

Als Erklärung für die Distanz zu 
Parteien, insbesondere unter den Jünge­
ren, wird zunächst das Glaubwürdig­
keitsdefizit (Parteien gelten als opportu­
nistisch und korrupt) angeführt. Der 
Begriff der Glaubwürdigkeit von Politik 
hat erst in den 80er Jahren eine enorme 
Karriere gemacht. 19 .Eine große Rolle 
spielt auch das Demokratiedefizit, die 
Chancen für demokratische Beteiligung 
werden als gering eingeschätzt.'° Gerade 
politische Beteiligungsmöglichkeiten 
spielen im Verhältnis der Jüngeren zur 
Politik eine wesentliche Rolle. Auch 
haben die traditionellen Formen politi­
schen Alltags in Parteien mit den sozio­
kulturellen Veränderungen nicht Schritt 
gehalten. Insgesamt stellen sich Parteien 
in hohem Maß als relativ ferne Institu­
tionen dar, bieten nur in geringem Maß 
Identifikationsmöglichkeiten, überhaupt 
Bezüge zur Lebenswelt. 

Die wachsende lebensweltliche Di­
stanz zu den Gewerkschaften ist an Mit­
gliedszahlen weniger deutlich abzulesen 
als dies bei den Parteien der Fall ist; zu 
viele Kolleginnen und Kollegen ent­
scheiden sich aufgrund eines rein instru­
mentellen Bezugs zur Gewerkschaft für 
die Mitgliedschaft. Dennoch nehmen ge­
werkschaftliche Bindungen unüberseh­
bar ab. Aus dem sozialen Erfahrungsfeld 
von Jugendlichen sind die Gewerkschaf­
ten weitgehend ausgeblendet. Im Betrieb 
mangelt es ihnen nach einer U ntersu­
chung von Martin Baethge u.a. in hohem 
Maß an konkreten Erfahrungen mit der 
Gewerkschaft. Wo sie jedoch im betrieb­
lichen Alltag mit ihr in Berührung kom­
men, sind diese Kontakte häufig wenig 
motivierend: V.a. rigide Formen der 
Kommunikation werden kritisiert.'1 Hier 
wirkt sich die neue kommunikative Kul­
tur aus, die im Gegensatz zur traditionel­
len Kultur der Arbeiter-Industriegewerk-

schaft steht. V.a. Jugendliebe und Ange­
stellte, gerade auch Frauen, sind Träge­
rinnen und Träger einer ·solchen von tra:.: 
ditionellen gewerkschaftlichen Stan­
dards abweichenden Kultur - Gruppen, 
die die Gewerkschaften bislang nur in re­
lativ geringem Maße organisieren konn­
ten. Im Zuge der Veränderungen in der 
Zusammensetzung der Lohnabhängigen 
wird ihre Bedeutung für die Gewerk­
schaften noch weiter wachsen. 

Die Entfremdung von der Institution 
Partei drückt sich nicht nur im Mitglie­
derrückgang aus, sondern gerade auch 
in einer abnehmenden Wählerbindung. 
So verstärkt sich längerfristig die Ten­
denz zur Wahlenthaltung: Nahmen an 
der Bundestagswahl· 1983 noch 89,l % 
der Wahlberechtigten teil, 1987 noch 
84,4%22, so waren es (jeweils in West­
deutschland) 1990 78,6%23 und 1994 
80,5%24

• Daß bei Jüngeren die Wahlbe­
teiligung besonders niedrig ist, spricht 
dafür, daß der Trend zur Wahlenthal­
t~ng sich fortsetzen wird. 

Eine andere Dimension generations­
spezifisch differenzierten Wahlverhal­
tens kam erstmals bei der Bundestags­
wahl 1969 zum Vorschein: Seither las­
sen sich die Wähleranteile für die CDU 
,,in eine nach Altersgruppen aufsteigen­
de Rangordnung bringen: je jünger, 
umso weniger Neigung zur Wahl der 
CDU"". So konnte in den 70er Jahren 
die Jungwählerschaft zu größeren Teilen 
von der SPD gewonnen werden. Seit 
Ende der 70er/Anfang der 80er Jahre 
sind auch die Grünen in diesem Wähler­
segment besonders erfolgreich." 

Die hohen Grünen-Anteile bei den 
Jüngeren sind dabei alles andere als ein 
vorübergehendes Phänomen. Peter 
Gluchowski gelangt aufgrund einer Ana­
lyse der bundesdeutschen Wählerschaft 
entlang von Lebensstil-Gruppierungen 
zu dem Ergebnis, bei den grünen Wähle­
_rinnen und Wählern handele es sich um 
an „ in Lebensstilen verankertes, sehr 
homogenes, auf neue Wertorientienm­
gen ausgerichtetes Wählerpotential"21• 

In den Grünen-Wahlanteilen wird somit 
die Spitze eines Eisbergs gesellschaftli­
chen Wandels, wie er in der bisherigen 
Darstellung umrissen wurde, sichtbar. 

Direkte Aktionen 
und Neue soziale 

Bewegungen 

Gleichzeitig mit der Erosion traditio­
neller politischer Partizipation (Wählen, 
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Parteipolitik etc.) hat eine andere Form 
der politischen Beteiligung seit Ende 

,': den 70er Jahren sehr an Bedeutung ge-
• wonnen: Die direkte Aktion in der 
· selbstorganisierten Gruppe, die Mitar­
beit _in sozialen Bewegungen erscheint 
geradezu als die Partizipationsform des 
neuen kulturellen Modells. 

Mindestens 40.000 (gleichzeitig be­
stehende) selbstorganisierte Gruppen 
wurden Ende der 80er Jahre für die Bun­
desrepublik geschätzt." ,,Soziale Bewe­
gungen haben kein Programm "29, sie 
sind damit ein Raum, in welchem die 
Akteurinnen und Akteure sich aufgrund 
eher vager Affinitäten einordnen - im 
Zusammenhang mit dem Verlust tradi­
tioneller Sicherheiten entspricht dies 
eher ihren Bedürfnissen als die herge­
brachte Loyalität zu einer Organisation. 
Die Vielfalt demonstrativer Aktionsfor­
men ist offen für unterschiedliche Teil­
nehmerbedürfnisse; generell ist die Ak­
tionsform der Demonstration darauf zu­
geschnitten, sich beliebig spontan zu be­
teiligen. Sie setzt freilich eine insgesamt 
hohe Partizipationsbereitschaft voraus. 

Die gewachsene Partizipationsbereit­
schaft bedeutet auch gewachsene An­
sprüche an Partizipationsmöglichkeiten, 
die sich in den Neuen sozialen Bewe­
gungen in deren innerer Struktu4 mani­
festieren: in Prinzipien der egalitären 
Beteiligung und der Selbstorganisation 
wie auch der dezidierten Ablehnung von 
Stellvertreterpolitik.30 Eine Einheit bil­
det dieser Anspruch mit einer grundsätz­
lich auf einen Konsens durch Diskussion 
zielenden Kultur der Entscheidungsfin­
dung, die auch aus der neuen kommuni­
kativen Lebenspraxis erwächst. Freilich 
bleibt die Forderung nach Basisdemo­
kratie nicht auf die Neuen sozialen Be­
wegungen beschränkt - sie wird auch in 
Parteien, Gewerkschaften, generell in 
traditionellen Organisationen erhoben 
(und stellt diese vor Probleme: s.o.). Sie 
richtet sich auch auf die Entscheidungs­
findung im Staat, für dessen Bereich die 
Etablierung bzw. Erweiterung plebiszi­
tärer Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger eine breit vertretene (Bewe­
gungs-) Forderung ist.31 

Nicht weniger charakteristisch für 
die Neuen sozialen Bewegungen ist die 
Spontanität ihres Aufkommens (und 
Abebbens). Neben der Mobilisierung 
von Emotionen durch ein bestimmtes 
Thema spielt zeitweilige Medien-Auf, 
merksamkeit eine wichtige Rolle beim 
Aufkommen von Bewegungskonjunktu­
ren. 32 Mobilisierung erfolgt dabei „sehr 

stark durch Prozesse der Selbstmobili­
sierung oder infonnellen Rekrutie­
rung "33

• Joachim Raschke konstatiert 
angesichts der Flüssigkeit und Konjunk­
turabhängigkeit der Neuen sozialen Be­
wegungen einen historisch neuen Bewe­
gungstypus - ,, einen schwach struktu­
rierten, fluiden und offenen Typ sozialer 
Bewegung"34• 

Gleichzeitig nutzen die Akteurinnen 
und Akteure ihre insgesamt erhöhte 
Analysekompetenz ( eine solche ist ins­
besondere vor dem Hintergrund der Bil­
dungsexpansion zu registrieren), um ab­
zuwägen, ob Engagement in einer kon­
kreten politischen Situation überhaupt 
lohnt. Thomas Leif spricht in diesem · 
Zusammenhang von einem „aufgeklär­
ten Protesthandeln "35, zu dem auch der 
kalkulierte Einsatz persönlicher Res-

Kontinuierliche Arbeit in 
(mehr oder weniger) sta­
bilen Strukturen scheint 
weiterhin unverzichtbar. 
Umso dringender ist 
deren Öffnung für die 
neue politische Gene­
ration und ihre politische. 
Kultur. 

sourcen gehört. Auch aufgrund erhöhter 
biographischer Mobilität ist politische 
Aktivität heute tendenziell projektbezo­
gen, zeitlich begrenzt. 

Seit Ende der 80er/ Anfang der 90er 
Jahre ist (z.T. im Zusammenhang mii 
den Veränderungen durch die Vereini­
gung von BRD und DDR) vielfach von 
einem Abflauen sozialer Bewegungen 
die Rede. Tatsächlich ist ein Formwan­
del der Neuen sozialen Bewegungen zu 
·verzeichnen, bei dem einige der genann­
ten Bewegungs-Charakteristika sich 
noch zugespitzter ausprägen (man könn­
te in diesem ·zusammenhang von ,,neuen 
Neuen sozialen Bewegungen" spre­
chen). So hat sich die Spontaneität, Dis­
kontinuität und Unberechenbarkeit so­
zialer Bewegungen weiter verstärkt. Zu· 
genommen hat gleichzeitig das Ausmaß 
der Mobilisierung durch einzelne Bewe­
gungen; wie der Protest gegen den Golf­
krieg Anfang 1991 oder die Lichterket­
ten im Winter 1992193 gezeigt haben, ist. 
eine noch gewachsene Zahl von Bürge-

rinnen und Bürgern grundsätzlich zur 
Beteiligung an öffentlichen Aktionen 
bereit - sofern· bzw. sobald ein politi­
sches Thema jene gesellschaftliche Auf­
merksamkeit und emotionale Resonanz 
mobilisiert hat, die Voraussetzung so­
zialer Bewegung ist. Die Mitarbeit in 
Basisinitiativen setzt sich in den 90er 
Jahren fort: Neben der sehr kontinuierli­
chen Arbeit ökologischer Initiativen ist 
v.a. auf die Vielfalt antirassistischer und 
ähnlicher Gruppen hinzuweisen, die 
1992/93 entstanden sind. Daß die Akti­
vität in dem zuletzt genannten Bereich 
inzwischen wieder nachgelassen hat, be­
stätigt nur die gestiegene Mobilität der 
Akteurinnen und Akteure und die zeitli­
che Begrenztheit ihres Handelns. 

Neidhardt und Rocht gelangen auf­
grund einer Analyse struktureller Vor­
aussetzungen für die Stabilisierung so­
zialer Bewegungen zu der Auffassung, 
daß in der Bundesrepublik in den näch­
sten Jahren bzw. Jahrzehnten günstige 
Bedingungen für soziale Bewegungen 
herrschen werden: Durch die Folgen der 
Modernisierung entstehen Spannungen, 
die zu Bewegungen führen können, zu­
gleich existiert ein breites Feld von Be, 
wegungsmilieus und anderen soziaJC11 
Netzwerken (,,micro-mobilisation,~:;: 
texts"), schließlich begünstigen De·'· 
der politischen InteressenvermittJiinj .. 
durch Parteien und Verbände das Auf­
kommen sozialer Basisbewegungen. 36 

Der gegenkulturelle Impetus der 
Neuen sozialen Bewegungen (bzw. von 
Teilen der Bewegungen) erfaßt nicht nur 
die Bewegungsaktiven, sondern ein 
breites gesellschaftliches Umfeld. So 
sind die Jugendlieben heute (auch hier 
sollen besonders Jugendliebe als Träge­
rinnen und Träger des Neuen betrachtet 
werden) ,.eine kritische Generation in 
einem neuen Sinne ... Ihre Kritik ist nicht 
mehr direkt politisch wie in der Studen­
tenbewegung 1968 und danach, es ist 
vielmehr eine Kritik des Alltagsle­
bens. "37 Diese bezieht sich insbesondere 
auf eine Reflexion sozialer Rollen - und 
findet ihre Entsprechung in der Suche 
nach Selbstverwirklichung. 

Resümee 
Der klassische Funktionär und das 

klassische loyale Mitglied mit der Be­
reitschaft zur Unterordnung unter die 
Vorgaben der Organisation sind Aus­
laufmodelle. Im Kommen ist ein Typus 
von politischen Akteurinnen und Akteu­
ren, die über mehr Ressourcen ( materiell 
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und intellektuell) für politische Partizi­
pation verfügen, bei ihrer politischen 
Mitwirkung reale Beteiligungsmöglich­
keiten und befriedigende Kommunikati­
onsstrukturen erwarten und zugleich aus 
höchst subjektiven Motiven sich spon­
tan engagieren oder es wieder lassen. 
Ein weiterer Typus, der 68er, steht mög­
licherweise zwischen den beiden ge­
nannten, die ich grob ·den „Gefolgstreu­
en" und die „Spontane" nennen will. 
Der 68er folgt eher politischen Notwen­
digkeiten als subjektiven Impulsen, er 
beteiligt sich relativ kontinuierlich und 
bezieht sich (wenn auch kritisch) auf Or­
ganisationen. 

In dem Roman „Generation X"33 

zeichnet sich die dort portraitiet;e G~ne­
ration durch eine düstere Weitsicht ins­
besondere hinsichtlich der ökologischen 
Bedrohung und Distanz zum politischen 
und ökonomischen System (und Esta­
blishment) aus; im Buch folgt daraus 
nichts anderes als Sarkasmus (und 
Wahlenthaltung) - eine „postmoderne" 
Attitüde. Das ist aber nur eine mögliche 
Reaktion auf die gleiche Realitätsdeu­
tung - was anhand der auffällig zahlrei­
chen, spontan gegen den Golfkrieg pro- . 
testierenden Schülerinnen und Schüler 
anschaulich wird. So mancher 68er neigt 
(im Dienste der Selbst-Heroisierung?) 
dazu, dies zu übersehen. 

Der Wandel politischer Orientierun­
gen und Praxisformen, in dem sich die 
Konturen einer neuen politischen Kultur 
abzeichnen, ist im Verlauf meiner Aus­
führungen als Resultat langfristiger, 
Qenseits von .vorübergehenden Wirt­
schaftskrisen u.ä.) noch fortschreitender 
Entwicklungen analysiert worden. Da­
mit wird der Druck auf die politischen 
Institutionen weiter zunehmen, sich den 
veränderten Beteiligungsbedürfnissen 
zu öffnen und eine innere Demokratisie­
rung einzuleiten. 

Die Beteiligung jenseits der traditio­
nellen Organisationsstrukturen, deren 
Bedeutung auf längere Sicht wachsen 
wird, ist wegen ihrer Diskontinuität und 
Labilität durchaus nicht als politisch­
partizipatorisches Nonplusultra zu prei­
sen. Es stellt sich die Frage, wie in die­
sem Sektor politische Handlungsfähig­
keit in Phasen ohne Bewegunghöhe­
punkte erreicht werden kann. Oder auch, 
~ie bei wichtigen, aber weniger mobili-

. , sierungsträchtigen Themen Einfluß ge-
---·--- .... nommen _werden . soll. Hier scheint die 

··- __ ~?n~nuierliche Arbeit in (mehr oder we­
"Y,) . : mg~) stabilen .Strukturen weiterhin un: 
"' · .' rv:crzichl\>ar., Umso dringenderist deren 

•. ,, .. ,,.., ........ ,-·f"····' ''"' ·"· "'" • . . . • 

Öffnung für die neue politische Genera­
tion und ihre politische Kultur. -

Inwieweit auch Teile der gewachse­
nen rechtsextremen Szene - etwa Ju­
gendcliquen im Zusammenhang eines 
rechten Milieus, die sich von dem herge­
brachten Typus klar strukturierter, füh­
rerorientierter rechtsradikaler Gruppen 
unterscheiden - als Trägerinnen und 
Träger des beschriebenen politisch-kul­
turellen Wandels angesehen werden 
können, bedarf einer gesonderten Unter­
suchung; Parallelen zu einigen der ge­
schilderten Charakteristika der Neuen 
sozialen Bewegungen{z. B. Spontanität) 
sind nicht von der Hand zu weisen. 39 In 
der rechten Szene lediglich eine Bewe­
gung von Verlierern der hier beschriebe­
nen soziokultufellen Modernisierung zu 
sehen, greift sicherlich zu kurz. Den­
noch darf (bis zum Nachweis des Ge­
genteils) angenommen werden, daß we­
sentliche Momente des beschriebenen 
Wandels (insbesondere z.B. die neue 
kommunikative Kultür mit allen ihren 
Konsequenzen für die politische Praxis) 
in dem neu-rechten Milieu keinen Platz 
haben. 
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POLITISCHE KULTUR UND ORGANISATION 

Von charismatischen Führern 
und sorgenden Müttern 

Schwierigkeiten mit der Demokratie bei Gewerkschaftsfunktionärinnen 
und -funktionären in den neuen Bundesländern 

Vorbemerkung 

I
m Rahmen eines von der Hans-Bäck­
er-Stiftung u.a. geförderten For­
chungsprojektes über Interessen­

lagen, Politisierungsbedingungen, Be­
teiligungschancen und Solidaritätser­
möglichungen in der Gewerkschaft Er­
ziehung und Wissenschaft, das von der 
Projektgruppe fiir kritische Sozialfor­
schung und Bildungsarbeit an der Uni­
versität Hannover durchgeführt wird, 
wurden u.a. auch die Funktionärinnen 
und Funktionäre aus den neuen Bundes­
ländern zu einer Diskussion ihrer prakti­
schen Politikprobleme aufgefordert. Die 
Ergebnisse dieser Gruppendiskussio­
nen1 ergaben ein erschreckendes Bild: 
Egal ob die Betroffenen aus der FDGB­
Tradition oder aus den Bürgerbewegun­
gen kamen, sie artikulierten deutliche 
Schwierigkeiten mit partizipativen und 
demokratischen Handlungsformen, ihre 
Politik ist durchgängig eher autokratisch 
und zentralistisch aufgebaut. Selbst da, 
wo dies explizit dem eigenen Anspruch 
widerspricht, haben sich hierarchische 
Formen eines Von-oben-nach-unten 
durchgesetzt. Wie beschreiben die be­
fragten Funktionärinnen und Funktionä­
re nun ihre eigene Praxis, und wie ist 
diese zu erklären ?2 

1 nnergewerkschaftliche 
Probleme 

Die Probleme; die Funktionärinnen 
und Funktionäre benennen, beziehen 
sich zum einen auf die Mitgliedschaft, 
der attesttiert wird, ,,zunehmend passi­
ver" geworden zu sein. Hinter der wahr­
genommenen Passivität vermuten die 
Vorstände Scheu vor einem Bekenntnis 
zur Gewerkschaft, ,,die Kollegen. scheu-

Dr. habil. Rainer Zach, Leiter der Projektgruppe 
für kritische Sozialforschung und Bildungsarbeit 
an der Universilat Hannover, Dipl. Päd. Christia­
ne Ehses, wiss. Mitarbeiterin der Projektgruppe 
und Doktorandin der Hans-BOckler-Stiftung 

en sich, das kommt dazu", und formulie­
ren ihre „Sorge, daß viele bereits begin­
nen, sich einzurichten". Gemutmaßt 
wird auf Seiten der Funktionärinnen und 

· Funktionäre, daß vielerlei Gründe zu ei­
ner Angst der Mitglieder geführt hätten, 
die sie zu der Haltung bewege, ,,sich 
überhaupt abzuducken, gar nichts mehr 
zu sagen". Die Vorstände sehen sich mit 
einer überwiegend- passiven Erwar­
turigshaltung der Basis an die Organisa­
tion konfrontiert, die sie in der wieder­
kehrenden Frage „Was macht die GEW? 
Was tun die für uns?" identifizieren. Die 
Interessen der Mitglieder · orientierten 
sich ausschließlich an dem persönlichen 
Nutzen, den sie für ihre individuelle Si­
tuation sähen: ,,Was brauch' ich jetzt -
jetzt in dieser Stunde; für meinen Unter­
richt, für mein Ansehen, für mein Fort­
kommen, zur Sicherung meines Arbeits­
platzes?" Ausschließlich „das Materiel­
le" zähle:·,,Da gibt's 'ne Registriernum­
mer, Zertifikat, da kommen sie." 
· Zum anderen problematisieren Funk­
tionärinnen und Funktionäre _aber auch 
einen ausschließlich zweckrationalen 
Umgang miteinander, Der Mangel an in­
formellem Austausch wird vor dem Hin­
tergrund der Erfahrungen in der Grün­
dungszeit der GEW beklagt. Damals 
habe man auch viel Arbeit gehabt, habe 
aber · trotzdem Zeit füreinander gefun­
den, um „miteinander zu quatschen, uns 
zu informieren gegenseitig". Die derzei­
tige Arbeits- und Umgehensweise mit­
einander wird dagegen als „fast schon 
entartet", als „entgleist in irgendwelche 
Zwänge", als ,,funktionärsschulungsmä­
ßig" beschrieben. Hierbei klagen Funk­
tionärinnen und Funktionäre über eine 
mangelnde Arbeitsteilung in ihren Vor­
ständen, Häufig sehen sie sich allein mit 
der Bewältigung einer Flut von Anfor­
derungen konfrontiert, weil die Vorstän­
de „auf ein kleines Häuflein" zusam­
mengeschrumpft seien, und die Anzahl 
derer, die in den Vorständen arbeitetf?D, 
,,verschwindend gering" sei. 

von Christiane Ehses und Rainer Zech* 

Anforderungsstrukturen werden von 
Funktionärinnen und Funktionären oft­
mals nahezu atemlos aneinandergereiht; 
eine Überforderung wird von ihnen 
dann auch als Hintergrund für die Scheu 
gesehen, daß sich Neue auf Vorstandsar­
beit überhaupt noch einlassen: ,,Weil die 
Arbeit jetzt dermaßen viel ist, hat man 
Angst davor." Der Rückgang der Zahl 
der Aktiven wird als Folge einer perma­
nenten Überlastung ·eingestanden, auf­
grund derer sich viele zurückzögen, 
„weil sie's nicht mehr schaffen, Weil 
sie's einfach ehrlicherweise nicht mehr 
schaffen". 

Bisherige Politikkonzepte 
greifen nicht mehr ... , ,, 

.!., ... L, .... 

Ein weiteres Problemfeld, d~i)ffl$J:,_ · 
gentlich in die Diskussionen ." 
bracht, dann aber immer schnell wi~r 
entschärft wird, ist ein drohender Leer­
lauf, die Suche nach neuen Inhalten und 
Themen. Diese Problemartikulation ver­
weist auf einen sich ankündigen!,ien Uin­
bruch gewerkschaftlicher Praxis im 
Osten, der in der Alltagsarbeit schon 
jetzt spürbar ist. Themen sind nicht ein­
fach mehr präsent, sondern „die Diskus.­
sion muß mühsam wachgehalten wer­
den, jetzt muß man die Diskussion im­
mer wieder entfachen", Dies gilt aller­
dings nur für die Mitgliedergruppe der 
Lehrerinnen und Lehrer, die aber auch 
für die Ost-GEW offensichtlich einen 
dominanten Stellenwert hat, gewisser­
maßen ein Trendbarometer für die Aus­
richtung der gewerkschaftlichen Politik 
darstellt. Die Frage nach dem »Quo va­
dis« umgreif! das Selbstverständnis der 
Organisation. Politikkonze~te mü_sse_n 
neu gedacht werden, wenn eme aktiom­
stische Massenpolitik in Form von 
Warnstreiks, Demonstrationen und Ta­
rifauseinandersetzungen - ihre Virulenz 
einbüßt. Daß diese PoHtikforrnen zwar 
kurzfristig Mobilisi~rungs,esetvc.,n frei­
setzen und Aktivitäten, entz.ünden- kön-
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neo, ist unbestritten, aber diese haben 
auch den gegenteiligen Effekt einer Pas­
sivierung durch die Reproduktion einer 
konsumistischen Erwartungshaltung in 
der Mitgliedschaft. Neue Politikformen, 
auch dies wird in den Diskussionen 
deutlich, benötigen neue Arbeitsformen, 
bei denen kreative Methoden nur einen 
Teilaspekt darstellen. 

Wer definiert die Aufgaben und Inter­
essenschwerpunkte? Alle Untersuchun­
gen, auch die große Mitgliederumfrage 
der GEW selbst im Herbst 1994, bestäti­
gen, daß über die Interessen- und Be­
dürfnislage der Mitgliedschaft, vor allem 
über deren zu ·erwartende Veränderung, 
nicht genügend Klarheit bei den Vor­
ständen herrscht. Mitglieder wollen z.B. 
durchaus bildungsreformerische Aktivi­
täten vor Ort, erhoffen sich diese aber 
schon lange nicht mehr von der GEW. 
Dies kann zu einer tiefen Störung der 
Kommunikation ·zwischen Organisation 
und Basis führen, wenn die Vorstände 
den Alleinanspruch auf· Themensetzung 
vertreten, um dann Mitglieder einzubin­
den, um sie "zu beschäftigen". DieSer 
Politikstrukturtypus der Anbieterpartizi­

, pation zielt auf eine Beteiligung der Mit­
glieder an Organisationsaktivitäten, statt 
einen Prozeß der Artikulation von Mit, 
gliederinteressen zu organisieren, an de­
ren Umsetzung sich dann die Funktionä­
rinnen und Funktionäre beteiligten. Pro­
duktiv hingegen ist die damit zugleich an­
gesprochene Perspektive von der Schaf­
fung temporärer Aktivitätsmöglichkei­
ten, bei denen Mitglieder nicht "auf im­
mer und ewig" in Funktionen "verbra­
ten" werden, sondern themengebunden 
Anschlußmöglichkeiten entwickeln kön­
nen, um dann auch wieder die Freiheit 
zur Nichtaktivität zu haben. So steckt in 
einer Aussage zugleich beides:Die Denk­
figur, Mitglieder "zu.beschäftigen", be­
inhaltet das passivierende Behinderungs­
moment; der Aspekt des Temporären 
hingegen verweist auf ungenutzte Mög­
lichkeiten einer Beteiligungsorientie­
rung. Die Vorstellung einer "Betreuung" 
der Mitglieder bleibt in ihrer Formulie­
rung unklar. Mal schimmert ein Verständ­
nis von Fürsorge und Beratung durch, 
mal werden heimatstiftende Aktivitäten 
im Freizeitbereich damit verknüpft. 

Die Funktionäre 
als Avangarde 

Funktionärinnen und Funktionäre 
denken ihr V emältnis zu den Mitgliedern 
bipolar und beurteilen ihre Basis von ei-

ner hohen Warte herab: Den Mitgliedern 
wird eine passive Haltung attestiert, de­
ren Hintergrund als Angst, als Saturiert­
heit, Bequemlichkeit und allgemein als 
eingeschränkter Vorstellungshorizont 
vermutet wird. Letzteres wird damit be­
gründet, daß Mitglieder nicht wüßten, 
was kommen wird und die Augen vor 
den sozialen Folgen gesellschaftlicher 
Umgestaltung verschlössen. Hierbei kon­
kurrieren unterschiedliche Sichtweisen 
auf die Mitglieder miteinander. Eine 
Denkweise läßt diese als unengagiert 
und privatisiert erscheinen. Ihre Ansprü­
che an dieürganisation werden als zweck­
bestimmt und ausschließlich den materi­
ellen Fragen des eigenen Arbeitsplatzes 
dienend gekennzeichnet. Eine andere 
Denkweise versucht, die Haltung der 
Mitglieder nachzuvollziehen. Hier wer­
den .Mitglieder aber nur als Opfer kon-

Die traditionelle Vertre­
terpolitik in ihrer Struktu­
rierung von oben nach 
unten ist - im Gegensatz 
zum Westen - von bei­
den Seiten noch weit­
gehend akzeptiert. 

struiert, deren Ohnmachtserfahrungen 
ihre Resignation und innere Emigration 
nur allzu verständlich erscheinen lassen. 
Diese Sicht legt dann auch eine Entver­
antwortung für die Gestaltung der Ver­
hältnisse nahe. Den Funktionärinnen und 
Funktionären verbleibt die Rolle der Er­
ziehenden, die die Mitglieder an diesen 
unmittelbarkeitsverhafteten Interessen 
abholen, um sie dann schrittweise zu den 
höheren Perspektiven weiterzuführen: 
,,Das ist genau das, was wir versuchen, 
dort ranzugehen, also schon auf die Mit­
glieder irgendwo einzuwirken und ihnen 
ganz klar zu machen, daß, was wir wol­
len, für sie auch gut ist." 

Gemeinsam ist beiden Varianten 
dieses Avantgardebewußtseins ein Plä­
doyer für eine Politik der Mobilisierung 
durch Aufruf und Appell. Die Funktio­
närinnen und Funktionäre als die Wis­
senden sind dazu berufen, den Mitglie­
dern "klaren Wein" einzuschenken und 
an ihre kollektive Handlungsmacht zu 
appellieren. In dieser Denkfiguration 
tauchen die Mitglieder als namenlose 
Masse auf, die nur als Zahlengröße in­
teressant erscheint. Der Appell an die 

Mitglieder resigniert dann auch auf ihre 
Prlisenzpflicht bei Großveranstaltungen; 
ihre Erfahrungen und ihr Engagetnent-in­
der Gestaltung gewerkschaftlicher Poli­
tik werden gar nicht erst abgefragt. Poli­
tik wird hier nur als eine durch Funktio­
närinnen und Funktionäre erzeugte Be­
wegung der Massen denkbar. 

Das Selbstverständnis des männli­
chen Funktionärs wird dabei vereinsei­
tigt nur in der Figur des »opinion-lea­
ders«, Häuptlings und Revolutionärs mit 
Fahne in der Hand entschlüsselt, als Mul­
tifunktionär, der "auf allen Hochzeiten 
tanzt", dem die Massen zujubeln, ,,und 
die Mitglieder klatschen alle, und die be­
stätigen dir alles, was du willst". Die 
Selbstinszenierung als »charismatischer 
Anführer« muß für viele überfordernd 
wirken, wenn sie Maßstab für die Wahr­
nehmung von Vorsitzendenfunktionen 
sein soll. Dies wird deutlich an der auch 
in den Vorständen formulierten Angst 
vor diesen Funktionen. Frauen in Funk­
tionärsposten bilden ihre Praxis in einer 
Weise ab, in der eher »mütterliche Quali­
täten« des Versorgens und Behütens 
durchschimmern. Im Gegensatz zur 
männlichen Abgrenzung nach unten hat 
das empathisch identifizierte Verhalten 
der Frauen aber auch etwas Überbehü­
tendes. Beide Varianten haben einen be­
vormundenden Kontrollaspekt, worin 
sich auch gewisse Entmündigungsten­
denzen gegenüber den Mitgliedern zei­
gen. Der Unterschied zwischen den Ge­
schlechtern besteht allerdings darin, daß 
Männer für ihre Heroisierungen deutli­
che Bilder entwerfen, wogegen Frauen 
ihre Praxis zwar beschreiben, aber keine 
Bilder für diese verwenden. 

Der überlastete 
,,große Vorsitzende" 

Die Selbstpositionierung der Vorsit­
zenden ist noch einmal besonders expo­
niert, denn sie setzen sich auch in Ab­
grenzung gegenüber den anderen Vor­
standsmitgliedern. So wird im Diskurs 
aus dem» Wir« öfter ein »ich und die an­
deren«. Die Vorsitzenden bilden sich 
dann als allein ab, als Herumkreisende, 
Herumwienernde, Schulmeisternde, in 
Aufgabenfelder Einweisende. Dies pro­
duziert ein Leiden an der Überverant­
wortung, das noch zudem in vielen Fäl­
len durch Doppelfunktionen - Gewerk­
schaftsarbeit und Personalratstätigkeit -

· potenziert wird. Während das Problem 
der Verantwortungsaufteilung die Ein­
sicht in die Planung und Professionali-
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\rung von Vorstandsarbeit nach sich 
'ieht; wird das Multifunktionärsdasein 

\ß Diskurs zu einem persönlichen Pro­
blem umartikuliert, das individualisiert 
·gelöst .werden müsse. 

Bei der Suche nach entlastenden Ak­
tiven werden zwei strukturell an die Ge­
werkschaft gebundene Personengruppen 
ausgemacht: Die Vertrauensleute und 
die Personalräte. Letztere dienen im Dis­
kurs als diejenigen, die jetzt schon greif­
bar sind für einen gewerkschaftlichen 
Einsatz, wohingegen das Vertrauensleu­
tesystem erst aufgebaut werden muß. 
Das ist Pech für die Personalräte, denn 
sie werden jetzt als Feuerwehr .gesehen, 
die.für alle möglichen Einsatzfelder ver­
antwortlich gemacht wird. Dabei sind 
Personalräte noch nicht einmal eine ge­
werkschaftliche Institution, sondern ha­
ben, analog zu den Betriebsräten, einen 
autonomen Funktionsbereich. Wir inter­
pretieren hier einen instrumentalisieren­
den Zugriff. Personalräte sollen für eine 
Entlastung der gewerkschaftlich Verant­
wortlichen sorgen, gleichzeitig nehmen 
sie die Funktion von »Sündenböcken« 
ein, an die Probleme delegiert werden 
und die bei der Nichtbewältigung dieser 
Probleme die Schuld zugeschoben be­
kommen. Viele interviewte Funktionä­
rinnen und Funktionäre schießen sich 
regelrecht auf diese Gruppe ein und füh­
ren hierbei einen moralisierenden Dis­
kurs. Die Sichtweise scheidet zwischen 
"richtigen" und "falschen" Leuten, rich­
tet sich auf "trübe Tassen" und tituliert 
sie als "faul". Da wird sanktoniert, kon­
trolliert, Einsätze werden vergeben, 
"kleine Aufgaben", die darin bestehen, 
wiederum andere Personalräte oder Ba­
sisgruppen zu kontrollieren. Weiterge­
dacht könnte so ein richtiges Schnee~ 
ballsystem von Zwangsaktivierungen 
entstehen - die ideale bärenstarke 
Macht-(gefälligst)-mit-Gewerkschaft! 

Herrschaftsförmige 
Politikstruktur 

Dieses hier gemeinschaftlich ge­
strickte Politikmuster ist mit seiner klar 
von oben nach unten abgebildeten Kon­
troll- und Anweisungsstruktur herr­
schaftlich durchzogen.' Der Soziologe 
Max Weber erkennt in der Ausübung 
von Herrschaft eine Sonderform der 
Macht, denn jene sei in Abgrenzung zu 
Herrschaft gekennzeichnet durch eine 
Befehlsstruktur, die Gehorsam suche 
(vgl. Weber 1972). Die von uns gesich­
tete Herrschaftsförmigkeit der Gewerk-

schaftspolitik wird erkennbar in: 
• einer Ausübung von Kontrolle, die 
ausgeht von den Funktionärinnen und 
Funktionären, und mittels derer schließ­
lich die Kontrollierten selbst als Kon­
trolleure herangezogen werden; 
• einer Instrumentalisierung anderer, 
die schließlich auch als Selbstinstrumen­
talisierung praktiziert wird; 
• Drohungen mit Negativ-Sanktionen 
gegenüber unwilligen, »ungehorsamen« 
Personalräten; 
• einer manipulative Denkhaltung, wie 
sie in der Sprachform vorfindlich ist, 
Leute zu "beschäftigen" mit Aufgaben, 
die von den Funktionärinnen und Funk­
tionären definiert werden; 
• der Vorstellung von dem Funktionär 
als »charismatischer Anführer(<, dem 
kraft seines Heldentums etwas Außerall­
tägliches anhaftet und dem die Massen 
vertrauen4

; 

der Vorstellung der Funktionärin als 
»überbehütende Mutter(<, die besser 
weiß, was für ihre Mitglieder gut ist, als 
diese es selbst wissen. 

Der Reproduktionskreis 
traditioneller Gewerk­

schaftspolitik funktioniert -
noch 

Ergebnisse einer Mitgliederbefra­
gung des GEW-Landesverbandes Sach­
sen über die Interessenlage von östli­
chen Gewerkschaftsmitgliedern bestäti­
gen das Bild einer instrumentell orien­
tierten Versorgungsmentalität.5 Die - a_l-

lerdings nur unter Lehrerinnen und Leh­
rern durchgeführte - Untersuchung zeigt 
Mitglieder, die Schwierigkeiten haben, 
sich in ihren Einrichtungen zur Gewerk­
schaft zu bekennen. die kaum voneinan­
der wissen, schon gar nicht über ihre je­
weilige Einrichtung hinaus, die - und 
dieser Punkt ist noch problematischer -
auch nur wenig Interesse an weiteren 
Kontakten zu anderen Gewerkschafts­
mitgliedern haben. Es gibt kaum Treffen 
in den Schulen, und über Arbeitsproble­
me wird so gut wie nicht diskutiert. Das 
Verhältnis der Mitglieder zu ihrer Orga­
nisation ist durch Papier-Versorgung im 

· »top-down-Verfahren« geprägt. Drei­
viertel der Befragten haben noch keinen 
Kontakt zu ihrem Kreisvorstand gehabt. 
Die Gründe für eine Gewerkschaftsmit­
gliedschaft sind überwiegend instru­
mentell oder traditionell; nur wenige 
nennen auch bildungspolitische Motive. 
Interesse an berufspraktischen Fortbil­
dungen durch die GEW gibt es erst in 
Ansätzen. Vereinzelt findet man in der 
Gewerkschaft so etwas wie eine politi­
sche Heimat, aber Motivation zum eige­
nen politischen Engagement gibt es 
praktisch nicht. Zur Organisation hat 
man ein abwartendes Verhältnis; man 
erwartet, daß für einen etwas getan wi!'/;. 
nicht daß man etwas tun kann. , , '-;1:);- ·_" 

Auch erste eigene Forschungser~' 
nisse aus dem Bereich der sozialpäda:BQ, 
gischen Berufe kommen zu vergleichba­
ren Ergebnissen bezüglich einer instru­
mentellen und serviceorientierten Er­
wariungshaltung. Oft stellen Mitglieder 
erst im Zusammenhang mit Kündigun-

49 



POLITISCHE KULTUR UND ORGANISATION---------------

gen oder Einrichtungsschließungen den 
Kontakt zu ihrer .Gewerkschaft her. Es 
wird aber darüber hinaus auch deutlich, 
daß Mitglieder ihrer Gewerkschaft mit 
großer Distanz gegenüberstehen. Sie 
sind desinteressiert und häufig uninfor­
miert, nehmen Gewerkschaftsinfor­
mationen vielfach nur sehr einge­
schränkt zur Kenntnis. Frü~ere Gewerk­
schaftserfahrungen aus Zeiten der DDR 
werden deutlich in ihren Zwangsseiten 
beschrieben. Allerdings wird positiv 
vermerkt, daß die Veranstaltungen mei­
stens in der Arbeitszeit gelegen hätten; 
heute müsse man Freizeit opfern, und 
hierzu besteht nur sehr geringe Bereit­
schaft. Gewerkschaftsarbeit wird als zu­
sätzliche Belastung angesehen und wird 
in ihrem Erfolg und in ihrer Durchset­
zungskraft angezweifelt. Verlorene 
Kämpfe gegen Einrichtungsschließun­
gen haben bereits ihre resignativen Spu­
ren hinterlassen. 

Der kulturelle Wandel, der Interes­
senlage und Alltagsverhalten von Ge­
werkschaftsmitgliedern im Westen der 
Republik in Richtung auf Selbstbestim­
mung und Partizipation verändert (vgl. 
Zech, Hrsg„ 1992), hat im Osten noch 
nicht durchgeschlagen. Hier ist die De­
legation der Handlungsinitiative ver: 
breitet, nicht das Selber-Handeln-Wol­
len. Die damit verbundene Subalternität 
wird akzeptiert. Man richtet instrumen­
telle Erwartungen an die Aktionen der 
Gewerkschaft, ist auch bereit, zu De­
monstrationen zu gehen - letzteres aller­
dings mit abnehmender Tendenz. Streik­
bereitschaft gibt es so gut wie keine. 
Noch allerdings ist die von der Organi­
sation erwartete Folgebereitschaft für 
konventionelle Massenaktionen durch­
aus vorhanden. Dies alles drückt eine 
Korrespondenz von Führungsanspruch 
der Funktionärinnen/Funktionäre und 
Vertretungswünschen mit Folgebereit­
schaft in der Mitgliedschaft aus. Die 
eher tradition.elle Vertreterpolitik in ih­
rer Strukturierung von oben nach unten 
ist - im Gegensatz zum Westen - von 
beiden Seiten noch weitgehend akzep­
tiert; sie entspricht also durchaus der 
derzeitigen sozialen Lage traditioneller 
und teilmodernisierter Milieus in den 
neuen Bundesländern (vgl. Vester u.a. 
1993). Daher wünscht die Masse der 
Funktionärinnen und Funktionäre auch 
nur eine Effektivierung ihrer Apparate­
!'Oli_tik - keine Modernisierung, denn 
noch funktioniert sie, und man fühlt sich 
dadurch in- der Richtigkeit der eigenen 
Weltsicht bestätigt. 

' 

Diese wird verfestigt durch die reale 
gesellschaftspolitische Situation in den 
neuen Bundesländern, wo der »Klassen­
kampf von oben« mit härteren und un­
verhüllteren Mitteln ausgetragen wird 
als es im Westen der Republik (noch?) 
üblich ist. Die Funktionärinnen und 
Funktionäre liefern eine Fülle von Ein­
drücken und Beispielen, um die Un­
rechtserfahrungen mit dem neuen Sy­
stem zu skandalisieren: Da wird auf die 
Erfolglosigkeit einer Einflußnahme in 
den Gremien· der Kommunalpolitik ver­
wiesen, innerhalb derer schon vorher al­
les abgesprochen sei; da werden die Dis­
kussionen um den Entwurf eines Schul­
gesetzes benannt, die allesamt in dieses 
keinen Eingang gefunden hätten, weil 
das Konzept letztlich schon vorab fest­
gestanden habe und vom Westen abge­
schrieben worden sei; schließlich wer-

Die Funktionärlnnen 
sehen sich in der Rolle 
der Erziehenden, die die 
Mitglieder an ihren un­
m itte I ba rke itsve rh afte­
ten Interessen abholen, 
um sie zu höheren 
Perspektiven zu führen. 

den auch Westbeamte als Kolonisatoren 
identifiziert, die mit "Brachialgewalt" 
auf dem Terrain der ehemaligen DDR 
durchgriffen. 

Ein Realitätsgehalt des Bildes, das · 
die Beteiligten von den gesellschaftli­
chen Bedingungen zeichnen, soll nicht 
in Abrede gestellt werden. Die hermeti­
sche Konstruktion der gesellschaftlichen 
Bedingungen aber, die hier vereindeu­
tigt und widerspruchsfrei hergestellt 
wird, könnte darüber hinaus aber auch 
für die Beteiligten eine subjektive Funk­
tionalität haben: Im Kontext der zuvor 
ernüchternden und deshalb abgewehrten 
Einsicht, daß keine Ideen und Gestal­
tungsmomente in der gewerkschafrli­
chen Politik erkannt und wahrgenom­
men werden konnten, birgt diese Wahr­
nehmung ein Entlastungsmoment, denn 
sie nimmt die Funktionärinnen und 
Funktionäre aus der Verantwortung: Wo 
kein Raum für Gestaltung gegeben wird, 
muß auch der gute Wille zu verändern 
scheitern. Hier kann dann auch in höhe­
rem Maße als zuvor eine Übereinstim­
mung mit den Mitgliedern gesehen wer-

den, denn schließlich sehen sich alle den 
fremdverfügten Bedingungen unterwor­
fen. 

Der Reproduktionskreis traditionel­
ler Gewerkschaftspolitik ist also noch 
geschlossen: Die Mitgliedschaft hat ta­
rif- und beschäftigungspolitische Sorgen 
und richtet diese als instrumentelle Ver­
sorgungsbedürfnisse an die Organisati­
on. Hier warten die Vertreter, stilisieren 
sich zum Teil als »charismatische Füh­
rer« oder »sorgende Mütter«, fordern, 
appellieren, rufen auf und mobilisieren 
zu Großaktionen. Die Mitgliedschaft er­
scheint in durchaus nennenswerten Ma­
ßen, demonstriert Stärke und verleiht 
den Forderungen der Organisation 
Nachdruck. Erste Erfolge haben moti­
viert und diese Vertreterpolitik bestätigt. 
Doch nun werden Risse im Reprodukti­
onskreis deutlich, wenn er auch noch 
hält. 

Risse nicht kitten, sondern 
Entwicklungstendenzen 

gestalten 

Als Motiv für den Beginn ihres ge­
werkschaftlichen Engagements erinnern 
die Funktionärinnen urid Funktionäre, 
"was anders zu machen". Die Darstel­
lung der undemokratischen gesellschaft­
lichen Verhältnisse verweist auf die not­
wendige Aufgabe. der Gewerkschaft, 
sich als demokratische Gegenmacht zu 
profilieren. Hier werden immens wichti­
ge Felder gewerkschaftlicher Gestaltung 
deutlich, wie sie Oskar Negt (1989) als 
Herausforderungen für die Gewerk­
schaften benannt hat: Die Realisierung 
der gesamtgesellschaftlichen politischen 
Demokratie, die ein größeres Maß an 
Selbstbestimmung und Fähigkeit zur 
Mitbestimmung der Menschen bei ge­
samtgesellschaftlichen Entscheidungen 
ermöglichen soll, und - _damit zusam­
menhängend - die Verknüpfung der kol­
lektiven Kämpfe mit der individuellen 
Emanzipation. Die Demokratisierungs­
aufgabe erscheint gerade vor dem Hin­
tergrund der Ohnmachtserfahrungen 
und drohenden Apathie dringlich gebo­
ten. Die Ausweitung demokratischer 
Spielräume kann aber nicht im konkur­
rierenden Gegeneinander erfolgen. Be­
findlichkeiten der Betroffenen müssen 
dabei mitbedacht werden. Eine subjekt­
negierende politische Kultur birgt die 
Gefahr von subjektnegierenden Verhal­
ten der in sie eingelassenen Individuen 
in sich. Die Kritik an demokratisie-
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... rongsbedürftigen Zuständen müßte den 
•· Versuch miteinschließen, eine Gegen­

kultur zu entwickeln. 
Zur bestehenden Vertretungspolitik 

gibt es im Grundsatz in den neuen Bun­
desländern noch keine Alternative. Aber 
es wäre schon viel gewonnen, wenn sie 
nicht auch noch überhöht als »richtige 
gewerkschaftliche Politik« gegenüber 
den » Verweichlichungstendenzen« im 
Westen ideologisiert würde. Anstatt He­
roisierungen der eigenen Überverant­
wortung zu produzieren, könnte Ein­
sicht in die sich entwickelnden Verände­
rungen Gestaltungsspielräume eröffnen. 

Die Mitglieder fühlen sich durch das 
Mobilisiert-Werden mittlerweile mehr 
und mehr belästigt. Es gibt erste Ansät­
ze, zwar noch nicht selbst zu handeln, 
doch aber wenigsten gefragt werden zu 
wollen. Der Mobilisierungsaufwand für 
qie Funktionärinnen und Funktionäre zu 
Massenveranstaltungen wächst und er­
höht die Arbeitsüberlastungen. Nach­
wuchssorgen für weitere Funktionärsk3.­
der vergrößern das Problem. In dem 
Maße, wie sich die unmittelbaren Be­
schäftigungssorgen langsam verringern, 
wachsen in der Mitgliedschaft Bedürf­
nisse nach Hilfe bei der Gestaltung ihrer 
Arbeit in den Einrichtungen. Die Not­
wendigkeit für Weiterbildungen wird 
deutlicher. Es artikulieren sich Kontakt­
bedürfnisse und der Wunsch nach ar­
beitsplatzbezogenen Gesprächskreisen. 
Von der Organisation erwartet man 
nicht mehr nur Papier, sondern auch Be­
treuung in »face-to-face-Kontakten«. 
Darüber hinaus könneil die im Osten 
verbreiteten Wünsche nach kultureller 
Versorgung in Richtung soziokultureller 
Gemeinschaftserfahrungen gestaltet 
werden, die sich wiederum solidaritäts­
fördernd und in verstärkter Organisati­
onsloyalität auswirken würden. 

Reform der Politikformen 
und -inhalte 

Es kann nicht darum gehen, bewährte 
Politikstrukturen zugunsten unsicheren 
Terrains aufzugeben, aber langsam 
müßten traditionelle Politikformen er­
gänzt werden durch den Aufbau autono­
mer Handlungsräume, in denen die Mit­
gliedschaft sich und ihre Interessen arti­
kulieren könnte. Mehr unzensierte In­
formationen - auch über die Probleme 
der Organisation - könnten Beteili­
gungsnotwendigkeit erkennbar machen, 
anstatt Handlungsfähigkeit dort vorzu­
spielen, wo sie längst brüchig geworden 

ist. Nicht zuletzt ist die Vorstandsarbeit 
zu reformieren in Richtung kollektiver 
Verantwortungsteilung. Hier.könnte das 
Erlernen von modernen Konferenz- und 
Managementtechniken die Arbeit der 
Funktionärinnen und Funktionäre er­
leichtern und effektivieren. Eine Umar­
tikulation der Politik bedeutet, die Vor­
stände auf dem Weg zu einer anderen 
basisorientierten Politik zu begleiten. 
Hierbei müßten in der Qualifizierung 
und Unterstützung der Beteiligten u.E. 
zwei Zielsetzungen im Mittelpunkt ste­
hen: Zum einen die Entwicklung und 
Verbesserung von Kompetenzen zur 
Prioritätensetzung, damit eine kritierien­
geleitete, nicht-überfordende Politik ge­
staltet werden kann, und zum anderen 
die Entwicklung von Kompetenzen, die 
ein basisbezogenes, nicht-instrumentali­
sierendes und mithin auch nicht länger 
selbst-instrumentalisierendes Selbstver­
ständnis der Funktionärinnen und Funk­
tionäre ermöglichen. Der hier skizzierte 
Bildungsbedarf wurde von uns schon an 
anderer Stelle als Entwicklungsnotwen­
digkeit in der gewerkschaftlichen Praxis 
von Funktionärinnen _und Funktionären 
beschrieben (vgl. Ehses 1993). Eine 
kontinuierliche Unterstützung ihrer Re­
formbemühungen würde den Funktionä­
ririnen und Funktionären der östlichen 
Landesverbände große Chancen bieten, 
sich neue erweiterte Handlungsmöglich­
keiten zu erschließen. 

Arbeitskämpfe sind zu führen, dort 
wo es darum geht, Verschlechterungen 
abzuwehren'. aber vor allem sind die Ar­
beitsbedingungen vor Ort. zu gestalten. 
Durch die Erweiterung der pädagogi­
schen Handlungsfähigkeit der Kollegin­
nen und Kollegen wären basisnahe Re­
formen in den Einrichtungen zu fördern, 
die spürbare Arbeitserleichterungen 
schaffen. Vor allem in Zeiten finanziel-. 
ler Engpässe sind praxisnahe Gestal­
tungsmöglichkeiten zu suchen. Die Be- . 
lastung durch die wöchentliche Arbeits­
zeit rangiert in Befragungen zwischen 
sieben und zehn Prozent, deutlich hinter 
anderen Faktoren, wie den veränderten 
Kindern und Jugendlichen, mit deren 
zunehmender Gewaltbereitschaft, gegen 
die Konzepte und Handlungsmöglich­
keiten noch weitgehend fehlen. Hier 
wird die Gewerkschaft in der Zukunft 
immer mehr gefragt sein. Darauf sollte 
sie sich vorbereiten, sonst geht der ge­
sellschaftliche Wandel über sie hinweg. 
Herrschaftsförmigkeit - mag sie ·im Au­
genblick auch funktional erscheinen -
zerstört das Fundament einer demokrati-

sehen und beteiligungsorientierten Ge­
werkschaftspolitik. 

Literatur 
Bedürfnisse und Interessen in der Mitgliedschaft der 

GEW-Sachsen. Zwischenauswertung einer Fra­
gebogenerhebung, Stand 1.9.94, unveröffent­
lichter Bericht des Projektes Q Mitgliederbetreu­
ung« der GEW-Sachsen 

Ehses, Christiane (1993): Im Osten was Neues?I 
Aufbauarbeit, Praxisprobleme und Bildungsbe· 
darf von Funktionärinnen und Funktionären in 
den neuen Bundesländern, in: Zech (Hrsg.) 
1993 

Nagt, Oskar (1989): Die Herausforderung der Ge· 
werkschalten. Plädoyer für die Erweiterung ih· 
res politischen unq kulturellen Mandats, Frank­
furt/Main, New York 1989 

Vester, Michael; von Oertzen, Peter; Geiling, Heiko; 
Hermann, Thomas; Müller, Dagmar (1993): So· 
ziale Milieus im gesellschaftlichen Srukturwan­
del. Zwischen Integration und Ausgrenzung, 
Köln 1993 

Weber, Max (1972): Wirtschaft und Gesellschaft. 
Grundriß der verstehenden Soziologie, Tübin· 
gen 1972 

Zach, Rainer (Hrsg.) (1990): Individuum und Organ­
siation. Probleme gewerkschaftlicher Politik 1, 
Hannover 1990 

Zecti, Rainer (1990a): Aktivierung von oben ist_Pas­
sivierung. Strukturprobleme gewerkschaftlicher 
Funktionärspolitik, in: ders. (Hrsg.) 1990 

Zach, Rainer (1990b): Zur Methode der Analyse von 
Gruppendiskussionen, in: ders. (Hrsg.) 1990 

Zech, Rainer (Hrsg.) (1992): Kultureller Wandel, ver­
ändertes Mitgliederverhalten, gewerkschaftliche 
Perspektiven. Probleme gewerkschaftllche_r Po· 
lilik 2, Hannover 1992, 2.Auflage 

Zech, Rainer {Hrsg.) {1993): Professionalisie~ 
gewerkschaftlicher Politik und Bildung.-.·~.·.···· • .... -::.· 
me gewerkschaftlicher Politik 3, Hannov.,\_.~,, .' 

:'_;.,--)'r"'••'· 
1 Zur verwendeten Forschungsmethode vgl/jjj, 

1990b. - .:.:~;:;·,,. 

2 Die Textpassagen in ~Anführungszeichen• sind 
Originalaussagen der interviewten Funktionlrin-
nen und Funktionäre. · 

3 Wenn hier von einem herrschaftlichen Polltlk­
strukturtyp die Rede ist, dann handelt es sich 
keinesfalls um eine Chrakterisierung von Perso­
nen, sondern um die Analyse typischer Struktu­
ren situationaler Handlungsmöglichkeiten. Das 
heißt, es wird der stattgefundene kollektive Pro­
zeß entschlüsselt. Die Piaxisformen von Politik 
werden dabei von objektiven gesellschaftlichen 
Bedingungen und gewerkschaftlichen Organisa­
tionsstrukturen bestimmt, bergen aber in sich 
auch immer die Option von anderem Handeln. 
{Vgl. ausführlich Zach 1990b, S. 40ft. u. S. 
214ff.) 

4 Vgl. zur Herausarbeitung des charismatischen 
Herrschaftstyps Weber 1972, S. 654ft. 

5 Vgl. Bedürfnisse und Interessen in der Mitglied­
schaft der GE\.\1-Sachsen 

51 



PERSPEKTIVEN DER LINKEN-----------------,_,__..: 

What's left? 
Elemente eines modernen Oung-) sozialistischen Reformismus -

Konsequenzen der Erfahrungen mit linker Theorie und Praxis 

„ Wenn ich mich an dem Spiel 'Was 
ist links' beteiligen wollte, wäre ich viel 
verzweifelter, als ich es bin. Das weiß 
doch jeder, was links ist. Sagen Sie mir 
doch mal, warum Sie das nicht mehr 
wissen?" (Jürgen Habermas 1980, im 
Interview mit vier Redakteuren der taz) 

„Links ist, wo der Daumen rechts 
ist!" (Alte Spruchweisheit) 

W:rd das Schwein vom Bauern 
oder vom Strick um den 
Schw,einehals zu Markte gezo­

gen? Derlei ernste und letztlich unlösba­
re Fragen waren der mittelalterlichen 
Scholastik gar manchen haarspalteri­
schen Disput wert. Weltbilder konnten 
qua päpstlicher Bulle dogmatisch ver­
ordnet oder mit trefflichen Argumenten 

Exkommunizierung, Morgenstern, 
Hellebarde oder Streckbank - im mittel­
alterlichen ,J)iskurs" verteidigt werden. 
Trotz der recht hohen Überzeugungs­
kraft der erwähnten ,,Argumente" bilde­
ten sich Sekten und Fraktionen sonder 
Zahl. Jede Gruppe verfügte über be­
trächtliche Heils- respektive Unheilsge­
wißheit und die einzig wahre Interpreta­
tion eines Kanons sakraler Texte und so 
war für das weitere rege ,,Argumentie­
ren" in dieser Zeit bestens gesorgt. 

Reformismusstreit 
bei den Jusos 

Auf dem Wiesbadener Juso-Bundes­
kongreß 1975 \j/Urde mit Pathos um die 
Entscheidung der Frage gefochten, ob 
denn der Staat „ideeller Gesamtkapita­
list" sei, ob also die Vorstellung, man 
könne durch einfache Nutzung der be­
stehenden Institutionen und durch eine 
schrittweise Reformpolitik den Kapita­
lismus überwinden, sich an einer „Sy­
stemgrenze"" blamieren müsse, weil der 
Staat und seine Institutionen mehr oder 
~~der ein Herrschaftsorgan des kapita­
listtschen Systems seien. Die kritische 

Position, die bestritt, daß der Staat ein für 
Reformpolitik geeignetes Instrument sei, 
gewann in der Diskussion auf dem Kon­
greß zunächst eine knappe Mehrheit. Sie 
wurde von den beiden „marxistischen" 
Fraktionen der Jusos vertreten, der be­
rüchtigten Stamokap-Fraktion (oder auch 
Hann.overaner Kreis, Anhänger der Theo­
rie des staatsmonopolistischen Kapitalis­
mus) und den ,,Antirevisionisten" (oder 
„Göttingern", die den Stamokaps eine 
falsche Marx-Interpretation vorwarfen 
und der dritten Fraktion, den Reformso­
zialisten, gerade das Fehlen eines ausrei­
chenden Marx-Bezuges). Die Gruppe der 
Jusos, di.e die Bundesvorstandsmehrheit 
stellte, die Reformsozialisten (oder ,,Ma­
lenter. Kreis") hielt an ihrer Auffassung 
fest, daß die politischen Institutionen für 
eine systemüberwindende Reformpolitik 
nutzbar seien und setzte sich schließlich 
doch, nachdem sich die Jusos fast gespal­
ten .hätten, mit Hilfe von Rückttittsdro­
hungen ein enisprechendes Positionspa­
pier durch. 

So fremd die verwendeten Begriffe 
heute scheinen und so fern die 20 Jahre 
alte Debatte liegen möge, in ihr manife­
stierte sich die Zerrüttung aer Jusos und 
ihre Aufspaltung in feindliche Lager. 
Was sich an Konfliktpotential bis heute 
davon erhalten hat, ist manchmal nur 
noch mit psychologischen und gruppen­
dynamischen Ansätzen nachvollziehbar. 
Die heutigen Probleme der Jusos sind 
aber nicht grundverschieden von damals 
(wahrscheinlich aber schwieriger, weil 
der Verband stark an Bedeutung verloren 
hat und starke Konkurrenz von außen 
vorhanden ist), sie drehen sich um die 
Definition der eigenen politischen Identi­
tät, kurz um die Frage, wie ihr inhaltli­
ches Profil als explizit linke Richtungsor­
ganisation und zugleich Jugendverband 
der SPD aussehen soll. 

Die großen historischen Fragen der 
Linken bzw. Arbeiterbewegung spiegel­
ten sich 1975 in den Wortgefechten des 
sechs Jahre zuvor linksgewendeten SPD­
Jugendverbandes wider. Kaum eine theo­
retische Position aus dem reichhaltigen 
Arsenal der linken Traditionsgeschichte, 
die nicht in irgendeiner Form bei den Ju-

von Frank Wilhelmy• · 

sos diskutiert worden wäre. Beim The­
ma „Staat und Reform" bündelten sich 
alle Angelpunkte von Theorie und Pra­
xis linker Politik: Reform/Revolution 
Staatstheorie, Kapitalismusanalyse, po'. 
litische Strategie und schließlich die 
Einschätzung der Aufgabe und Rolle der 
Sozialdemokratie. 

Wollte man nun, sechs Jahre nach 
dem Umbruchjahr 1989; bewerten, wel­
che Seite wohl mehr recht hatte, müßte 
man wohl sagen: die reformistische Li­
nie der Debatte hat sich, was die Kern­
gedanken anbetrifft, durchgesetzt. Frei­
lich weniger durch eigene intellektuelle · 
Brillianz, sondern durch den spätestens 
nach 1989 folgenden Zusammenbruch 
systematisch ausdifferenzierter „marxi­
stischer" Großtheorien. Das ganze tra­
dierte linke Spektrum ist gehörig verwir­
belt worden. Die konsequentesten und 
radikalsten Reformisten findet man ird­
nischerweise heute eher bei den linken 
Jusos - ausgerechnet die Nachfolger der 
einstigen Stamokap-Fraktion sind die 
besten Erbwalter des Reformsozialis­
mus. Und um sich die „Spektralver­
schiebung" sinnfällig zu machen: die 
Reforrnsozialisten der Jusos von einst 
würden rhetorisch problemlos die heuti­
ge „Kommunistische Plattform" der 
PDS links einholen und müßten sich 
vom Bayrischen Verfassungsschutz we­
gen systemverändernder Umtriebe über­
wachen lassen. 

Der Reformismus als ursozialdemo­
kratischer Politikansatz ist derart domi­
nant geworden, daß man, wenn man 
Programme und bisherige Praxis bewer­
tet, sagen kann: In der Bundesrepublik 
Deutschland gibt es drei sozialdemokra­
tische Parteien - die SPD als klassische 
sozialdemokratische Massenpartei (de­
ren hasenherziger Reformismus kaum 
noch sichtbar ist), Bündnis '90/Die Grü­
nen als radikaldemokratische und den 
ökologischen Umbau betonende Varian­
te und schließlich die PDS, die geschickt 
(zugleich aber auch notgedrungen) ver­
sucht, den Namen "Demokratischer So­
zialismus" zu okkupieren. 

Freilich ist damit über die genauere 
Qualität dieser reformistischen „Sozi_al-
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'.!.,mokratien" noch wenig gesagt. Und 
1Wßerdem ist zwar nur noch dieser An­
!i&IZ ernstlich übriggeblieben, aber die 

, '.ptobleme, um die es beim Theorienstreit 
·immer ·auch ging (Krisen; Kriege, ge­

.' sellschaftliche Probleme aller Art) sind 
·· weiterhin ungelöst. Obwohl die Linke 
· ·von der theoretischen wie praktischen 

Hypothek von dogmatischem Maxis­
mus-Leninismus und autoritärem „Real­
sozialismus" befreit ist, ist sie nicht stär­
ker, sondern anscheinend schwächer ge­
worden. Opportunistische, pragmati­
sche, resignative, trotzige und reflexive 
Haltungen bestimmen das neblige und 

· schwache linke Kraftfeld. Auf die Frage 
'Was ist links?' vermag man nicht mehr 
spontan zu antworten und die postmo­
derne Behauptung, die Begriffe 
„Rechts" und „Links" (,,Lechts und 
Rinks") seien überflüssig und nichtssa­
gend geworden, gehört zum guten Ton 
mittelmäßiger Feuilletons und entspre­
chender Intellektuellen- und Politiker­
sermone. 

Sozialistische Politik 
und Marxismus 

Die englische Frageform -.Vhat's 
left?' besitzt eine interessante Doppel­
deutigkeit: Was ist links? und Was bleibt 
übrig? Gen~u um diese zweifache Fra­
gestellung dreht sich jeder Versuch, die 
Elemente eines modernen Verständnis­
ses linker Politik zu destillieren. Was 
kann von der linken Tradition aufgeho­
ben werden (im dreifachen Hegelschen 
Sinne: aufbewahrt, revidiert und auf ein 
neues Niveau gehoben werden) und was 
sind die unverwechselbaren Merkmale 
linker Identität? 

Sozialistische Politik kannte zahlrei­
che Motive und Begründungszusam­
menhänge, der unbestreitbar wirkmäch­
tigste Diskussionsstrang war der marxi­
stische Diskurs. Nur er konnte Weltbild­
charakter annehmen und nur er hatte in 
Gestalt,seiner mafxistisch-leninistischen 
Abart die Kraft, in über 70 Jahren in etli­
chen Ländern weltweit viele Experi­
mente zu legitimieren, eine neue ,,real­
sozialistische" Gesellschaft aufzubauen 
( ob etwas an den realsozialistischen 
Staaten real sozialistisch war, sei hier 
dahingestellt). Seit ihrem Erfurter Pro­
gramm (1891) und spätestens bis zum 
Godesberger Programm ( 1959) berief 
sich auch die deutsche Sozialdemokratie 
vorzugsweise auf den Marxismus. So­
wjetischer Marxismus-Leninismus und 
der Marxismus der Sozialdemokratie 

(und viele andere Spielarten) hatten im­
merhin soviel gemeinsame Aspekte, daß 
es sich durchaus lohnt, sich der Struktur­
eigentümlichkeiten marxistischen Den­
kens zu vergewissern. Denn diese gaben 
noch vor nicht langer Zeit das Gerüst für 
die anspruchsvollsten Sozialismus-Mo­
delle. Aus den Trümmern dieser Model­
le wäre zu retten, was der Rettung wert 
ist. 

Karl Marx galt die Abschaffung des 
Privateigentums (an Produktionsmit­
teln) als das „aufgelöste Rätsel" der Ge­
schichte. Generationen von Marxisten 
planten die ,,Expropriation der Expro­
priateure" (Enteignung der Ausbeuter), 
die sie sich nur als revolutionären Akt 
vorstellen konnten, bei dem die zu er­
wartende Gegenwehr der Kapitalisten 
notfalls mit Gewalt gebrochen werden 
müßte. Die kapitalistischen Produkti­
onsverhältnisse entwickelten zunächst 
die Produktivkräfte in nie gekannter 
Form, würden aber alsbald (zyklische 
Krisen schienen das zu beweisen) zur 
Fessel der weiteren Entwicklung von 
Ökonomie und Gesellschaft. Das Prole­
tariat, angewachsen zur Mehrheit der 
Gesellschaft, war der Träger einer histo­
rischen Mission: die.endgültige Befrei­
ung der Menschheit von den Zwängen, 
Leiden, Ideologien, Krisen und Kriegen 
der Vorgeschichte - kurz von aller Ent­
fremdung. Der (weltweit gedachte) Auf­
bau von Sozialismus und Kommunis­
mus (wo das Prinzip ,,Jeder nach seinen 
Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürf­
nissen" herrschen würde) war das Ziel 
der menschlichen Geschichte in einer 
Philosophie, die die Weltgeschichte als 

notwendig ablaufende - durch Klassen­
kämpfe vermittelte - Folge von Gesell­
schaftsformationen (von der antiken 
Sklavenhaltergesellschaft über den Feu­
dalismus, Kapitalismus hin zum Sozia­
lismus/Kommunismus) interpretierte. 
Die Anarchie des kapitalistischen 
Marktgeschehens sollte der Politik un­
terworfen werden, der Planung und,'l!'!l!"s 
teilung einer Produktion vont;[]!j~­
brauchswerten. Die Diktatur des ~c 
tariats war dazu als erste, notwCndige 
Durchgangsstufe angestrebt , übrigens 
als wahre „Demokratie" (Volks-Herr­
schaft) gedacht, denn in ihr sollte ja ge­
rade die Mehrheit des Volkes über die 
Minderheit (der Ausbeuter) herrschen, 
während später im Kommunismus über­
haupt keine Herrschaft (und kein Staat) 
mehr nötig sein sollte, also auch keine 
Demokratie. 

Eduard Bernsteins ,,Revisionismus" 
formulierte um die Jahrhundertwende 
bereits eine Abkehr vom ,,revolutionä­
ren Attentismus" (Abwarten des nahen 
Zusammenbruchs des Kapitalismus) der 
II. Internationale unter dem Sozialdemo­
kraten Kautsky. Die Zusammenbruchs­
erwartungen hatten sich nicht bestätigt, 
der Aufbau des Sozialismus sei deswe­
gen ein dmch langfristige Reformschrit­
te und politische Demokratie anzustre­
bendes Fernziel. Nicht das Ziel als sol­
ches, sondern die Bewegung dahin sei 
ausschlaggebend. 
' Das direkte Gegenstück zum Bern­

steinschen Revisionismus war (außer 
der schleichenden Aufgabe sozialisti­
scher Positionen und der Vernachlässi­
gung vielversprechender Ansätze - z.B. 
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Rosa Luxemburgs) der (voluntaristi­
sche) Versuch der Kommunisten vor al­
lem unter dem Chefdenker· Lenin, mit 
revolutionärer Gewalt die alte Gesell­
schaft abzuschaffen und die neue, er­
sehnte, aufzubauen. Freilich hofften, ja 
erwarteten die Protagonisten der russi­
schen Oktoberrevolution, daß, nachdem 
die kapitaliStische Kette an ihrem 
schwächsten und rückständigsten Glied, 
Rußland, aufgebrochen war, Deutsch­
land und dann die übrige entwickelte 
Welt folgen würden und man die soziali­
stische Weltrepublik autbauen könnte. 
In diesem Sozialismus im Weltmaßstab 
hätte es eine fulminante ökonomische 
Entwicklung ohne Krisen und mit Wohl­
stand für AHe geben sollen und vor al­
lem ewigen Frieden, da ja mit der Ab­
schaffung der Klassenwidersprüche im 
Inneren der Nationen/Staaten auch die 
Feindschaft der Völker untereinander 
aufgehoben wäre. 

Erschütterungen 
des sozialistischen 

Fortschrittsoptimis!Tlus 
Spätestens mit dem Ersten Weltkrieg 

begann aber eine Folge von Erschütte­
rungen der marxistischen/sozialistischen 
Zukunftsprojektionen, die für die Ele­
mente linker Selbstverständigung bis 
heute Konsequenzen haben: 
• Der Ausbruch des Ersten Weltkrie­
ges, der allgemeine, auch die Arbeiter­
klasse erfassende Hurrapatriotismus, das 
Massensterben in den „Stahlgewittern" 
offenbarte das Versagen gerade der 
deutschen Sozialdemokratie (Zustim­
mung zu den Kriegskrediten), das Mas­
senmorden und·der Nationalismus trüb­
ten das geschichtsoptimistische Men­
schenbild, die Vernichtungskraft moder­
ner, maschineller Waffentechnik zeigte 
erstmals besonders grausam das Janus­
gesicht der Technikentwicklung. Der 
optimistische linke Fortschrittsbegriff, 
der von immer besserer Technik, pro­
sperierender Wirtschaft und immer bes­
seren Menschen ausging, erfuhr· seine 
erste massive Kränkung. 
• Das Ausbleiben der Revolution im 
Westen enttäuschte zusätzlich alle hoch­
fliegenden Nachkriegserwartungen auf 
Besserung und gesellschaftlichen Fort­
schritt; die Arbeiterbewegung spalteie 
sich endgültig in Kdmmunisten und ver­
schiedene Arten von Sozialdemokratien; 
der schwierige, von Aufbruchsstim­
mung, Bürgerkrieg und Terror zugleich 

begleitete und gegen die theoretische Er­
wartung durchgeführte Aufbau des „So, 
zialismus in.einem Lande" in Stalins So­
wjetunion trübte allmählich das Bild von 
eben diesem sozialistischen Aufbau; der 
Sowjetkommunismus entartete zur bü­
rokratischen Gewaltherrschaft, der (So, 
wjet-)Marxismus wurde zum marxi­
stisch-leninistischen Dogmensystem de­
formiert, sein Emanzipationsv~rspre­
chen unterdrückt und zur Legitimierung 
autoritärer Herrschaft mißbraucht. 
• Die bloße Tatsache des Faschismus, 
dem auch viele Arbeiter zujubelten (die 
Tatsache der Massenmanipulation und 
der kulturellen Regression, d.h. Rück­
entwicklung); das Unvermögen· der Flü­
gel der Arbeiterbewegung, den Sieg des 
Nazisystems zu verhindern; der vom 
deutschen Faschismus geführte furcht­
barste Krieg der Menschheitsgeschichte 
und die Gaskammern in· deh KZ~s ver­
düsterten endgültig jede Hoffnung auf 
automatischen Fortschritt in der 
Menschheitsentwickl~ng - zu tiefgrei­
fend war diese einzigartige zivilisatori­
sche Rückwärtsentwicklung gewesen·. 
• Die Entwicklung der Atom- und 
Wasserstoftbombe samt der raketenge­
stützten Trägersysteme und der Autbau 
eines nuklearen Abschreckungssystems 
im Ost-West-Konflikt erzeugte allmäh­
lich ein Bewußtsein von der Möglichkeit 
eine Endes der Menschheit (an heutige 
Plutoniumtransporte und Giftgasan­
schläge sei in diesem Zusammenhang 
leise erinnert). 
• Die durch eine Welle nationaler Un­
abhängigkeit von Ländern der „Drillen 
Welt" und machtvoller Befreiungsbewe­
gungen (Blockfreiheit) hervorgerufene 
Erwartung von Entwicklung im Welt­
maßstab versandete· allmählich nach 
dem Höhepunkt der 60nOer Jahre; Krie­
ge und Unterentwicklung in der „Dritten 
Welt" erwiesen sich als zäh - weder ge­
lang die Durchsetzung einer gerechten 
Weltwirtschaftsordnung noch verbesser­
te sich die Lage nach Ende des Ost­
West-Konflikts (Ausbleiben der Frie­
densdividende); überall nehmen Natio­
nalismus, Rassismus und Fundament­
alismus zu - sie sind gleichzeitig Zer­
fallsprodukt des untergegangenen So­
wjetsystems und Reaktion auf die Kri­
sen, die das kapitalistische Weltsystem 
ökonomisch und soziokulturell hervor­
ruft. 
• Die ökologische Frage und die Auf­
gabe der Frauenenianzipation z.B. er­
wiesen sich (u.a.) als zu den klassen­
und systemtheoretischen Auffassungen 

der Linken querliegende Problemkom­
plexe. 
• Die Entwicklung der Wissenschaf-:·-···· · 
ten, die Pluralität des Meinungsstreits 
und des Wissens ließen die blinden Flek­
ken und Fehler linker Theoriebildung 
hervonreten - der Anspruch auf das pri­
vilegierte Wissen um die Gesetze der· 
Geschichte und Gesellschaft wurde im­
mer mehr zur Farce, gleichzeitig entwiks 
kelten sich in der westlichen Linken 
zahlreiche theoretische Revisionen, 
Theorie-Kombinationen und Weiterent­
wicklungen, die es nicht zulassen, von 
dem Marxismus oder der linken Theorie 
zu reden. 
• Neuartige Problemlagen (Gentech­
nologie, Computerisierung von Technik, 
Wirtschaft und Gesellschaft, elektroni­
sche Medienmacht) werfen neue 
ethisch-moralische und strategische Fra­
gen auf und offenbaren eine tiefe Ratlo­
sigkeit. 
• Der historisch große Erfolg des Re­
formismus - Aufbau einer liberalen De­
mokratie und des Sozialstaates in den 
hochentwickelten westlichen Ländern -
schwächte die verbliebenen revolutionä­
ren Ambitionen in der Linken. Zugleich 
zeigen aber die Defensive in der Vertei­
digung (ganz zu schweigen vom Aus­
bau) der sozialen und demokratischen 
Erfolge und die ökonomischen Proble.­
me (Massenarbeitslosigkeit und fortdau­
ernde Krisenzyklen) des „gebändigten" 
Kapitalismus eine ernste Krise des „so­
zialdemokratischen Modells". 

Der Zusammenbruch des sowjeti­
schen Sozialismusmodells als nichtkapi­
talistischem Gegenmodell führte zur un­
umschränkten Herrschaft des kapitalisti­
schen Profilkalküls vermittelt über den 
globalen Weltmarkt und dient bis heute 
legitimatorisch zur Abwehr jedweder 
Versuche·, in die krisenerzeugende An­
archie des Marktes rational steuernd ein­
zugreifen. Die ausgelöste Verunsiche­
rung über die Möglichkeit, die mensch­
liche Gesellschaft nach humanen und ra­
tionalen Kriterien politisch zu steuern, 
reicht äußerst tief in die Reihen der Lin­
ken. 

Schlußfolgerungen 
für ein modernes Projekt 

der Linken 

Meines Erachtens sind die nachfol­
genden Konsequenzen aus den beschrie­
benen, z. T. bitteren Erfahrungen zu zie­
hen. Die Elemente eines modernen, ge-
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baltvollen Begriffs von ,.Links" ergeben 
sich aus der Bereitschaft, aus der ,,Auf­
arbeitung der.Verga~genheit" zu lernen. 
Dabei geht es hier zunächst nicht um die 
Diskussion konkreter politischer Pro­
grammpunkte oder operativer bzw. stra­
tegischer Fragen, sondern um die For­
mulierung zugegebenermaßen recht all­
gemeiner Leitlinien, die weder vollstän­
dig noch unproblematisch sind: 

1. Die radikale „Ungewißheit" (Du­
biel) des Wohins der menschlichen poli­
tischen und gesellschaftlichen Entwick­
lung ist. die Grundbedingung allen Re­
flektierens und Handelns. Mit Fehlbar­
keit und Regressionen. ja Katastrophen 
ist stets zu rechnen. Dennoch ist es so. 
daß ohne ein wie immer auch vorsichti­
ges und zurückhaltendes Fortschrittsver­
ständnis politisch nicht auszukommen 
ist und utopisches Denken für die Moti­
vation des Handelns unentbehrlich 
bleibt. 

2. Der planende Zugriff menschli­
chen Handelns auf die Einrichtung der 
Gesellschaft ist nicht grenzenlos und 
umfassend möglich. Zahlreiche Mo­
mente des Unverfügbaren entziehen sich 
rationaler Einwirkung. Mehr noch: die 
Ausdifferenzierung von relativ autono­
men Subsystemen der menschlichen Ge­
sellschaft (Wirtschaft, Kultur, Wissen­
schaft etc.) ist nicht mehr rückgängig zu 
machen, der zu weitreichende Eingriff 
in die Eigenlogik dieser Teilbereiche 
von Gesellschaft zerstört gerade die 
Voraussetzungen modernen Fortschritts. 
So scheint z.B. die im Medium Geld ver­
mittelte Institution des Marktes für eine 
moderne Ökonomie unverzichtbar urid 
nicht durch direkte bürokratische oder 
demokratisch-politische Planung ersetz­
bar. 

3. Es fehlt auf unabsehbare Zeit die 
Konstruktion einer systematisch ausfor­
mulierten, zur kapitalistischen Gewinns­
teuerung alternativen ökonomischen 
Logik. Unabhängig davon, ob eine sol­
che Logik denkbar und praktikabel ist, 
hat linke Politik unabsehbar lange inner­
halb des Weltkapitalismus zu funktio­
nieren. Eine revolutionäre Durchsetzung 
einer Systemalternative, gar unter In­
kaufnahme von Gewalt scheint völlig 
ausgeschlossen. 

4. Die Flexibilität des Kapitalismus 
und die historischen Erfolge des Refor­
mismus zeugen aber dafür, daß zunächst 
ein enräglicher „Olaf-Palme-Kapitalis­
mus" herbeireformiert werden könnte. 
Dieser Versuch ist im Kern die aktuelle 
Aufgabe der Linken. Über radikale, ant-

agonistische Systemalternativen wäre 
ernsthaft dann zu reden, wenn praktisch 
ausgelotet wird, was in und mit Gesell­
schaften überhaupt machbar ist, deren 
Ökonomie marktvermittelt und gewinn­
gesteuert ist (und was nicht), und wenn 
theoretisch plausibel ein effektives öko­
nomisches Steuerungskriterium und -in­
strumentarium entwickelt werden kann, 
das nicht mehr auf dem Profit als Stachel 
der Produktion beruhte. 

5. Reformismus als methodischer 
und inhaltlicher Horizont linker Politik 
muß sich ~von bloßem Pragmatismus 
oder Opportunismus unterschei_den: in 
der Bewußtheit, daß die gegenwärtige 
Welt nicht das letzte Wort gewesen, daß 
„soziale Marktwirtschafr· also nicht das 
Ende der Geschichte bedeutet, daß re­
formerische Erfolge durch die Funkti­
onsgesetze des kapitalistischen Marktes 
und die Interessen profitierender sozia­
ler Gruppen stets gefährdet sind, daß tat­
sächlich kein einziges Menschheitspro­
blem gelöst ist und daß es zur Durchset­
zung von Fortschritten einer gehörigen 
Radikalität und Unbestechlichkeit be­
darf. 

6. Die sozialistische bzw. linke Be­
wegung ist radikal demokratisch oder 
sie ist nicht. Die. Verbreiterung politi­
scher Demokratie ist die Voraussetzung 
der Macht der Linken, die nicht mehr 
auf privi.legiertem Wissen oder dogmati­
schen Uberzeugungen beruhen kann, 
sondern nur auf der gemeinschaftlichen 
Verabredung politischer Ziele. Volks­
souveränität, Demokratie zeigt sich 
nicht nur in einzelnen inhaltlichen Fest­
legungen, sondern auch in den diskursi­
ven Verfahren der gemeinschaftlichen 
Willensbildung. 

7. Eine Begründung des linken Pro­
jekts aus Vernunftgründen oder durch 
wissenschaftliche·Erkenntnisse allein ist 
weder möglich noch hinreichend. Das 
grundlegende Motiv linken Handelns ist 
ein (wie verleugnet auch immer) 
ethisch-moralisches: die Empörung über 
Ungerechtigkeit, Ungleichheit und von 
Menschen verschuldetes bzw. erzeugtes 
Leid und die Weigerung, sich damit ab­
finden zu wollen. Oder, man könnte es 
auch so formulieren: Vernunft umfaßt 
als Konzept der Aufklärung immer auch 
die Vorstellung eines gelingenden gu­
ten, authentischen Lebens. Ethik und 
Ästhetik sind wie wissenschaftliche Ra­
tionalität (klassisch: das Wahre, Schöne, 
Gute) sich ergänzende Teile eines Be­
gründungs- und Motivationsfundarnen­
tes linker Politik Die Betonung von Ge-
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rechtigkeit, Gemeinschaftlichkeit und 
Gleichheit (der.ChanCen) unterscheidet 
die Linke dabei erkennbar deutlich von 
allen anderen politischen Bewegungen. 
Sie ergänzt damit unverzichtbar die poli­
tische Praxis eines sozial blinden Libe­
ralismus und beansprucht insofern, den 
Anspruch der ,,Ideen von 1789": Frei­
heit, Gleichheit und Brüderlichkeit (bes­
ser Geschwisterlichkeit bzw. Solidarität) 
ernsthaft einzulösen. 

8. Gründe für Alleinvertretungsan­
sprüche, Avantgardismus oder Sektie­
rertum innerhalb der Linken gibt es 
(wenn es sie denn gegeben hat) rational 
nicht mehr. Subjekte einer sozialisti­
schen Politik sind keine einzelne Klasse 
oder Partei mehr (auch wenn bestimmte 
soziale Positionen für linke Politik prä­
destinieren und deren organisierter poli­
tischer Ausdruck eine notwendige, aber 
nicht hinreichende Bedingung für linke 
Politik ist), sondern potentiell jeder ver­
nünftige, nicht-korrumpierte einzelne 
Mensch. Der Verlust in sich geschlosse­
ner Modelle und Konzepte eines Sozia­
lismus als Systembegriff beinhaltet die 
Chance eines solidarischen, verständi­
gungsorientierten Diskurses einer breit 
verstandenen, pluralen linken Bew~-

~q * 
Umwerfendes hat eine linke s.~,lt:: .-

vergewisserung m.E. zur Zeit ni~ffü 
bieten. Aber auch bescheidene Pe~­
tiven sind angesichts der Lage uriVCr­
zichtbar. Wem das alles viel zu wenig 
und überhaupt kritikwürdig vorkommt, 
der soll selbstverständlich Überbietung 
versuchen. 
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SPANIENS LINKE 

Spanische Linke - im Aufbruch 
oder Untergang? 

1. Politische Situation -
heute 

Spanien befindet sich in einer in 
nenpolitischen Krise - sogar in ei­
ner institutionellen Staatskrise, da­

für sind die seit 1991 ununterbrochenen 
Korruptionsskandale in höchsten Regie­
rungskreisen verantwortlich. Der Herbst 
letzten Jahres markiert jedoch eine „hö­
here" Dimension hinsichtlich des Miß­
managements in der Regierungspolitik: 
Zu den vielen wirtschaftlichen Skanda­
len kommen nun auch die Anschuldi­
gungen des Staatsterrorismus. 

Ein kurzer Ausflug in die nahe Ver­
gangenheit kann für Klärung sorgen: In 
den 80er Jahren spürten die baskischen 
ETA-Terroristen blutigen Gegendruck 
der „Grupos Antiterr0ristas de Libera­
ci6n" - die Abkürzung GAL wurde zum 
öffentlichen Symbol der spanischen Rä­
cher für den ETA-Terror, dem bislang 
867 Menschen zum Opfer gefallen sind; 
letztes Opfer war Gregorio Ordonez, 
stellvertretender Bürgermeister der bas­
kischen Stadt San Sebastian und Mit­
glied der nationalkonservativen Partido 
Popular (PP), der am 28. Mai dieses Jah­
res durch einen Genickschuß getötet 
wurde. Die GAL brachte während der 
Jahre 1983 bis 1987 über zwanzig Men­
schen um - darunter neun völlig unbetei­
ligte. Der Inspekteur Jose Amedo .und 
sein Kommissar Michel Domfnguez, 
zwei schillernde Figuren der baskischen 
Polizei, wurden 1991 wegen sechsfacher 
Anstiftung zum Mord im Kampf gegen 
die ETA zu jeweils 108 Jahren Gefäng­
nis verurteilt. Nun dringt an die spani­
sche Öffentlichkeit, daß Amedo und 
Domfnguez Schweigegeld in Millionen­
höhe und Strafaussetzung angeboten be­
kommen haben und zwar von dem zu 
GAL-Zeiten amtierenden Ministerialdi­
rektor der Staatssicherheit im Innenmi­
nisterium, Julian S.ancrist6bal. Sancri­
st6bal, nun selbst im Gefängnis, gibt aus 
der Haftanstalt heraus im Nadelstreifen­
anzug und mit Seidenkrawatte zweifel­
hafte Interviews, in denen er den Ermitt­
lungsrichter Baltasar Garz6n einer groß­
angelegten Konspiration gegen Felipe 

Gonzalez beschuldigt. Der spanische 
Regierungschef wird nun von den Medi­
en, insbesondere der einflußreichen ra­
dikaloppositionellen Tageszeitung EI 
Mundo angeklagt, der mysteriöse „Seii­
or X" zu sein - der Gründer und Organi­
sator der GAL-Kampftruppe. Ließe sich 
das nachweisen, dann ginge es nicht 
mehr „nur" um Polizeiterror, sondern 
um Staatsterrorismus - und um das Ende 
der Regierung. 

In der traditionellen Parlamentssit­
zung zur „Lage der spanischen Nation" 
Anfang Februar, konnte sich Gonzalez 
vieler Angriffe der Opposition erweh­
ren. ,,Für einen Politiker, der im Todes­
kampf liegt", urteilt die regierungstreue 
Tageszeitung EI Pais, ,.zeigt sich Gon­
zalez außergewöhnlich lebendig". Das 
wichtigste Ereignis der Debatte war die 
Bekräftigung des Koalitionspartners 
Convergencia i Uni6 (CiU), der nationa­
listischen katalanischen Volkspartei, die 
Regierungsbank vor Anfang 1996 nicht 
zu verlassen - damit konnte Gonzalez' 
Partido . Socialista Obrero Espaiiol 
(PSOE) Neuwahlen zumindest für 1995 
verbindern. Der katalanische Minister­
präsident und CiU-Vorsitzende, Jordi 
Pujol, könnte seine Position ändern, 
wenn bei den bevorstehenden Regional­
und Gemeindewahlen am 28. Mai 1995 
die Unterstützung der in Bedrängnis ge­
ratenen Regierung zu einem Rückgang 
seiner Wählerschaft führt. 

Die allerjüngste Affäre (bei all den 
Vorfällen ist es wirklich schwierig, stets 
up-to-date zu bleiben) hat die Regierung 
Gonzalez wiederrum diskreditiert. Der 
wegen schwerster Korruption beschul­
digte oberste Ex-Polizeichef Luis 
Roldan konnte zehn Monate nach seiner 
Flucht, die keinen Kontinent ausließ, an­
geblich von spanischen Spezialeinheiten 
in Laos gefaßt werden. Doch die Regie­
rung von Laos bestreitet hartnäckig, 
Roldan je beherbergt zu haben, und da­
mit werde.n die Auslieferungsdokumen­
te, die zwischen den Regierungen Spani­
ens und Laos angeblich ausgehandelt 
wurden, hinfällig. Roldan muß demnach 
von dritter Seite ausgeliefert worden 
sein - aber die Verantwortlichen im In­
nenminsterium schweigell sich aus. Jetzt 
tut sich in der spanischen Öffentlichkeit 

von Rainer Zugehör* 

der Verdacht auf, die „Übergabe" 
Roldans sei paktiert - Hafterleichterun­
gen gegen Verschweigen von geheimen 
Informationen, die der spanischen Re­
gierung schaden könnten. Gonzalez ver­
sprach vor und nach seinem Wahlsieg 
1993, mit der Aufklärung der Korrupti­
on- ernst zu machen, doch dies scheint 
wenige Monate später in Vergessenheit 
geraten zu sein. 

II. PSOE -
auf der Anklagebank 

Um die PSOE ist es seit geraumer 
Zeit nicht mehr gut bestellt. 1989 verlor 
sie erstmals die absolute Mehrheit im 
Parlament und rutschte auf 39,56% der 
Wählerinnenstimmen ab; dieser Trend 
wurde bei den nationalen Wahlen 1993 
bestätigt. Die Europawahl 1994, bei der 
die PSOE lediglich 31,03% Zu­
stimmullg fand. verbreitete bei den 
sogenannten Sozialistinnen eine tief­
sitzende Krisenstimmung. Die PP 
hingegen konnte sich bei den nationalen 
Parlamentswahlen von 25,84% 1989 auf 
34,82% -1993 verbessern. Bei der 
Europawahl erzielte die PP sensationelle 
40,68% und überflügelte mit diesem 
Ergebnis zum ersten Mal die Sozialist­
innen. Die Europawahlen, so muß 
angeführt werden, stehen in Spanien 
unter anderen psychologischen 
Vorzeichen: Die PSOE kann bei den 
Europawahlen nicht die Ängste vor 
einer wiederkehrenden Franco-Diktatur 
wecken - diese tiefsitzenden Ängste 
treiben viele Wählerinnen immer wieder 
in die Anne der PSOE. Das Links­
bündnis Izquierda Unida (!U), auf 
das unten ausführlicher eingegangen 
wird, erzielte bei den Europawahlen 
mit 13,62% mehr als einen Achtungs­
erfolg. 

Einstige Reformpartei 
am Ende? 

Welches sind nun die programmati­
schen Inhalte, die die PSOE neben ihren 
Skandalen kennzeichnen? 

Die Beschäftigungspolitik gehört zu 
den prioritären Politikfeldern - ange­
sichts einer Arbeitslosenquote von 22% 
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(europäischer „Spitzenreiter") ist dies 
nicht verwunderlich. Angestrebt wird 
eine aktive Beschäftigungspolitik bei 
gleichzeitiger Stärkung der Wettbe­
werbsfähigkeit. Die Senkung der Lohn­
nebenkosten gilt in den Augen der 
PSOE als unabdingbar, um die spani­
schen Unternehmen zu entlasten. Die 
Arbeitsbeziehungen werden immer wei­
ter zuungunsten der Arbeitnehmerschaft 
modifiziert. Modelle hinsichtlich einer 
Beteiligung der Arbeitnehmerinnen in 
betrieblichen Entscheidungsprozessen 
stehen nicht zur Debatte. Das Wort „co­
gesti6n" (Mitbestimmung) wird selbst 
von ausgewiesenen Linkssozialistinnen 
gemieden. · 

Desweiteren wird eine ökologische 
Sensibilisierung auch von seiten der 
PSOE wissentlich verhindert - der Ge­
danke einer Energiesteuer wird bisher 
strikt abgelehnt; darüber hinaus rangiert 
die Erweiterung des öffentlichen Stra­
ßennetzes eindeutig vor einem mögli­
chen Ausbau des Schienensystems oder 
der Förderung des Personennahver­
kehrs. 

In puncto Außenpolitik unterstützt 
die PSOE eine Erweiterung der Kompe­
tenzen des Europäischen Parlaments. 
Wegen der ,,Nordverschiebung" der EU 
plädiert die PSOE für eine .Sperrminori­
tät der Mittelmeerländer bei Mehrbeits­
entscheidungen im Europarat. Die 
PSOE unterstützt Out-of-area-Einsätze 
der NATO, solange keine UN-Resolu­
tionen verletzt werden. Außenpolitik, so 
muß gesagt werden, spielt in der breiten 
spanischen Öffentlichkeit keine große 
Rolle. Trotzdem versucht die Regie­
rung, eine Führungsrolle im (Friedens­
)Prozeß des Mittleren und Nahen Ostens 
sowie in den Ländern des nordafrikani­
schen ·Maghreb in Anspruch zu nehmen. 
Desweiteren versteht sich Spanien auf­
grund seiner kolonialen Vergangenheit 
als Scharnier zwischen den lateinameri­
kanischen Ländern und der EU - der 
Verdaoht des Paternalismus der spani­
schen Lateinamerika-Politik aber lastet 
schwer. 

Abschied vom Marxismus 
. Das spanische „Godesberg" vollzog 

sich auf dem extra dafür einberufenen 
Parteitag im Mai 1979. Felipe Gonzalez 
1st es durch ein taktisches Manöver ge­
)un~en, die seit der von Pablo Iglesias 

~'rutnerten Parteigründung bestehende 
marxistische Gesellschaftsdefinition aus 

dem Grundsatzprogramm zu tilgen. Die-

'., I·, 

se bürgerliche Tendenz wurde von Gon­
zillez bis heute immer weiter forciert. 

Nicht nur aufgrund dieser Entwick­
lungen bestehen zwischen der PSOE 
und der SPD traditionell gute Kontakte. 
Die SPD hatte die sozialistische Partei 
Spaniens auch im ,,historischen" Wahl­
kampf 1982 u. a. finanziell stark unter­
stützt, um - so damals die SPD - den de­
mokratischen Prozeß zu konsolidieren. 
Der in dieser Zeit bekannt gewordene 
Flick-Skandal ist der spanischen sowie 
der deutschen Bevölkerung noch ein Be­
griff. Peter Struck dachte sich 1984 
nichts B·öses dabei, als er bei einem 
Pressegespräch mit Journalistinnen den 
Geldfluß von deutscher an spanische 
Seite erwähnte. Eckhardt Spoo von der 
Frankfurter Rundschau schrieb darauf­
hin am 1. November, daß vier Millionen 
Mark von Flick über die SPD an die 
PSOE gelangt seien und daß dieses Geld 
,,von Hans-Jürgen Wischnewski in ei­
nem Koffer direkt an den spanischen So­
zialistlnnenführer, Felipe Gonzalez, 
weitergegeben wurde, der damit seinen 
Wahlkampf finanzierte". Peter Struck 
wirbelte die spanische Innenpolitik 
durcheinander und bescherte Gonzalez 
die ersten Korruptionsvorwürfe, denen 
sich aber - wie oben bereits erwähnt - im 
Laufe der Zeit weitere anschlossen. Die 
Tageszeitung Diario 16 faßte das neue 
Verhältnis zur deutschen Sozialdemo­
kratie in der Schlagzeile „Koniecki, go 
home ... " zus.ammen. Dieter Koniecki, 
damals (ülirigens heute noch) Leiter der 
Friedrich-Ebert-Stiftung in Madrid, 
konnte die Wogen wieder glätten. Er 
und alle SPD-Mitglieder, zuletzt Rudolf 
Scharping in Barcelona, waren und sind 
trotz aller Vorwürfe stets gern gesehene 
Partnerinnen der PSOE. 

Der XXXIII. Kongreß der 
PSOE - Stärkung der 

Renovadores 
Unternehmen wir eine kurze Reise in 

das Innenleben der PSOE. Der XXXIII. 
Parteikongreß vom 18. bis 20. März vo­
rigen Jahres hinterläßt bis heute seine 
Spuren. Der Kongreß wurde gemäß der 
blumigen Mediterranität im Vorfeld als 
historisch bahnbrechend etikettiert, und 
in diesem Fall hätte der eher nüchtemde 
Betrachter aus Deutschland nicht anders 
gewertet. Die Gladiatoren Felipe Gon­
zalez und Alfonso Guerra waren die bei­
den Hauptkontrahenten, um die sich alles 
drehte. Auf diesem Kongreß sollte sich 
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entladen, was sich seit Anfang 1992 auf­
gestaut hatte. Damals nämlich trat Al­
fonso Guerra, von Korruptionsskandalen 
gebeutelt, von seinem Amt als Vizepre­
mier zurück. Dies war dann der Zeit­
punkt, als die verschiedenen Auffassun­
gen zwischen Gonzalez und Guerra von 
Partei- und Regierungsarbeit offen aus­
brachen. Guerra benutze im März 1993 
seinen Einfluß in der mehrheitlich von 
seinen Anhängerinnen besetzten PSOE­
Parlamentsfraktion, um hinter dem Rük­
ken von Gonzalez ein mit den Gewerk­
schaften ausgehandeltes Streikgesetz im 
Parlament durchzudrücken. Gonzalez, 
der in die Rolle des neutralen Beobach­
ters gedrängt wurde, nahm Ende des 
gleichen Monats die Zügel wieder in die 
Hand und entschloß sich zur Flucht nach 
vom: Er löste umgehend das Parlament 
auf und rief Neuwahlen aus. 

Die Polarisierung in der 
Bevölkerung in der 
Auseinandersetzung um 
Austritt oder Verbleib in 
der NATO 1986 war die 
Geburtsstunde 
Konföderation 
Kräfte zur 
Unida. 

lir, 
lzquie 

rl, 

Dadurch diktierte Gonzalez wieder 
das politische Geschehen, da u.a. die im 
Aufwärtstrend befindlichen Rechts- und 
Linksparteien überrascht wurden und 
unvorbereitet in die Wahlen gehen muß­
ten. Bei den Wahlen am 6. Juni 1993 
blieb die PSOE unter der absoluten 
Mehrheit, aber unter diesen schwierigen 
Umständen kann das Ergebnis als Erfolg 
Gonzalez' gewertet werden. Seitdem 
greift er in alle Bereiche des Partei- und 
Parlamentslebens aktiv ein. Bei der Neu­
bildung der Parlamtsfraktion übernahm 
Carlos Solchaga, · ein ausgewiesener 
Gegner Guerras, den Vorsitz und bei der 
Besetzung des neuen Regierungskabi­
netts verschwanden plötzlich alle ehe­
maligen Anhänger Guerras. Die Anhän­
gerschaft Alfonso Guerras wurde fortan 
verstärkt als „tradicionalistas" bez.eich­
net, die Gefolgschaft Felipe Gonzalez 
als ,,,refonnistas" bzw. ,,renovadores". 

Beidem XXXIlI. Kongreß der PSOE 
standen, im Gegensatz zu entsprechen­
den Behauptungen in der deutschen 

57. 
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Presse, keine Auseinandersetzungen 
zwischen Sozialistlnnen und Sozialde­
mokratinnen im Vordergrund; die ca. 
6.500 Leit-, Zusatz- und Änderungsan­
träge bezogen sich fast ausschließlich 
auf sehr konkrete Problematiken, die, 
von wenigen Ausnahmen abgesehen, 
nicht ideologisch begründet wurden. 

. Die 888 Delegierten repräsentierten ver-
schiedene Anhängerschaften. Etwa 600 
gehörten den Reformistas an, 240 den 
Guerristas und eine kleine Gruppe von 9 
Delegierten der Izquierda Socialista 
(,.institutionalisierte" kritische Strö­
mung), die übrigens oft aus taktischen 
Gründen mit ihren Stimmen die Guer­
ristas unterstützen. Die. in die Bedeu­
tungslosigkeit abgeglittene Izquierda 
Socialista, die „organisiert" nur noch in 
Madrid zu finden ist, wird von deren 
Sprecher Antonia Garcfa-Santesmases 
verzweifelt zusammengehalten. 

In den gegründeten Ausschüssen 
wurden praktisch alle Resolutionen mit 
mehr als 90%iger Mehrheit angenom­
men. Dies spricht schon eindeutig gegen 
zwei Fronten der „Rechten" und ,,Lin­
ken" innerhalb der PSOE. Den Guer­
ristas ging es bei den Auseinanderset­
zungen nicht um inhaltliche, sondern um 
Machtfragen. Alfonso Guerra konnte 
Gonzalez zu einigen Zugeständnissen 
zwingen: Ca. 35% der Guerristas beset­
zen nun den Vorstand der Partei (weni­
ger als vorher, aber mehr als erhofft) und 
in einer neu eingerichteten „Comisi6n 
Permanente", die die täglich anfallenden 
Entscheidungen trifft, stellen die Guer­
ristas fünf von elf Mitgliedern. 

Die Quintessenz bleibt aber, daß sich 
Felipe Gonzalez, im Gegensatz zur frü­
heren Exekutive, aufgrund klarer Mehr­
heitsverhältnisse beruhigt zurücklehnen 
kann. 

Frauenpolitik hat versagt 
Das Thema Frauenpolitik ist in der 

PSOE ein sehr unangenehmes Thema. 
Die meisten Männer haben das Gefühl, 
in eine ZWangsheirat mit dieser „un­
dankbaren" gesellschaftspolitischen Pro-

, blematik hineinmanöveriert geworden 
zu sein - erst von nordeuropäischer Seite 
aufgedrückt, machen jetzt die eigenen 
Frauen innerhalb der Partei mächtig 
Druck. Wie sich aber herausstellt - ohne 
Erfolg. Betrachtet man die Anzahl weib­
licher Parteimitglieder, so ist immerhin 
ein Anwachsen von 10% auf 23% im 
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geht, dann verfällt man (besonders frau) 
in Apathie. 1982 waren 6% der PSOE­
Fraktionsabgeordneten im nationalen 
Parlament Frauen. 1986 war der Anteil 
gleich, erst 1989 betrug der Anteil 17%, 
obwohl die 25%-Quote anderes forderte. 
1993 aber sank der Anteil der Frauen in 
der Fraktion auf sage und schreibe 8% 
zurück. Dieser Skandal ist auf die Ab­
schiebung vieler Frauen auf aussichtslo­
se Listenplätze zurückzuführen. 

Felipe Gonzalez wird keine lange 
Zukunft mehr in der PSOE bescheinigt. 
Vielleicht hätte er frühzeitig den unter­
gehenden Kahn verlassen sollen. Nicht 
ganz aussichtslos wären seine Chancen 
bei einer möglichen Kandidatur um die 
EU-Kommissionspräsidentschaft gewe­
sen. Aus informierten Kreisen ist aber zu 
hören, daß er _nun mit einem Auge auf 
den Posten des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen schielt, falls die 
nächsten Wahlen verloren gehen. 

III. IU - linke Alternative 
zur PSOE 

Die spanische Bevölkerung wird bei 
den höchstwahrscheinlich vorgezogen 
Wahlen im Frühjahr 1996 die (national-) 
konservative Partido Popular (PP) in die 
Regierungsverantwortung nehmen. Jose 
Maria Aznar würde damit zum nächsten 
Präsidenten d.er „Parlamentarischen 
Monarchie". 

Hinsichtlich einer progressiven Al­
ternative zur PSOE kommt" allerdings 
nur das Linksbündnis Izquierda Unida 
(IU) in Frage - gegenwärtig und in Zu­
kunft. Ihre Wurzeln hat die IU in der 
Partido Comunista de Espafia (PCE). 
Die PCE hatte ihre historische Stern­
stunde bei den nationalen Wahlen 1979, 
denn sie zog mit I0,8% (23 Abgeordne­
te) in das Hohe Haus ein. 1982 schon er­
litt die Partei einen schweren Rück­
schlag, als die PSOE mit ihrer sogenann­
ten „ voto universal söcialista" der PCE 
nur 3,9% der Wählerinnenstimmen üb­
rig ließ. Die Kommunistinnen wendeten 
sich von der ersten „sozialistischen" Re­
gierung ab. Ihr Vorsitzender Santiago 
Carillo lehnte anfangs jeden Dialog mit 
dem erfolgreichen und charismatischen 
Gonzalez ab. Ob Taktik oder lediglich 
Neid die Ursache für den Rückzug der 
Kommunistinnen war, läßt sich heute 
schwer sagen. 1983 wurde Carillo abge­
wählt und von Gerardo Iglesias ersetzt. 
Der neue Generalsekretär ebnete den 
Weg für einen Dialog und für Formen 
der Kooperation mit der prosowjeti-

sehen Partido de los Trabajadores de Es­
pafia - Unidad Comunista (PTE-UC), die 
sich aber ironischerweise einige Jahre 
später in den Fangarmen der PSOE auf­
gelöst hat. 

Die orthodoxen Kommunistinnen 
ließen sich nicht entmutigen und schlos­
sen darauf Bündnisse mit linken Split­
tergruppen (Vergleichbar den K-Grup­
pen in der Bundesrepublik in den 70er 
Jahren), der Izquierda Repub!icana so­
wie mit linken „Persönlichkeiten" wie z. 
B. Ex-Kommunistinnen Christa Almai­
da und Rarn6n Tamarnes. 

1986 erlitt die PCE mit kläglichen 
4, 7% wiederum ein enttäuschendes 
Wahlergebnis bei den Parlamentswah­
len, und da weder 5% noch 15 Direkt­
mandate errungen werden konnten, 
blieb ihnen die Gründung einer „grupo 
parlamentario" verwehrt, d. h. ihnen 
wurden einige Rechte im Gegensatz zu 
den etablierten Parteien enthalten. 

Aus der 1986 in Spanien leiden­
schaftlich geführten Diskussion um ei­
nen möglichen NATO-Austritt, die die 
Bevölkerung spaltete, konnten die linken 
Kräften, die sich vehement für den Aus­
tritt engagierten, gestärkt hervorgehen -
obwohl sie die Abstimmung verloren. 
Diese Polarisierung in der Bevölkerung 
in der NATO-Frage war die Geburts­
stunde der Konföderation linker Kräfte 
zur Izquierda Unida. Der damalige ange­
sehene kommunistische B ürgenneister 
von C6rdoba, Julio Anguita, wurde 1987 

. mit großer Mehrheit zum PCE-Chef und 
zum Koordinator der IU gewählt. 

Der Fall der sogenannten kommuni­
stischen Ostblockländer war ein derber 
Schlag für die IU - das kommunistische 
Programm, geprägt von dem Einfluß der 
PCE, wurde zunehmend in Frage ge­
stellt. Innerhalb des Linksbündnisses 
wuchs seitdem die Strömung der Reno­
vadores, die sich vorerst unter Nicol::is 
Sartorius in der Nueva Izquierda, der IU 
zugehörig, zusammenfand. Der durch 
die Renovadores forcierte Umdenkungs­
prozeß bei weiten Teilen der IU war si­
cherlich für die (gemäßigten) Erfolge 
bei den Wahlen 1989 (9.2%) und 1993 
(9,6%) verantwortlich. 

Über die Mitgliederzahlen ist nur 
schwer eine Aussage zu treffen, da alle 
Gruppierungen stets astronomische Zah­
len angeben, um Ansprüche bei der Ver­
gabe von Posten stellen zu können. 
Trotzdem kann nach unterschiedlichen 
Schätzungen davon ausgegangen wer­
den, daß die IU heute etwa 60.000 erfaß­
te Mitglieder aufzuweisen hat. 
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Zukunft der IU 
Aufgrund der Unfähigkeit sowie der 

vielen Korruptionsfälle innerhalb Regie­
rung und PSOE, könnten erhebliche Tei­
le der unzufriedenen traditionellen lin­
ken Wählerschaft zur IU überwechseln. 
Bisher erzielte die IU wesentliche Erfol­
ge in der Einbindung der „movimientos 
sociales". Viele kleine ökologische, pa­
zifistische oder feministische Gruppen 
fühlen sich dem Linksbündnis zugehö­
rig. In der spw-Ausgabe 1/95 wurde die 
erfolgreiche Aktion der „0,7%-Platt­
form" dargestellt. Der IU ist es im Ge­
gensatz zur PSOE gelungen, sich mit 
dieser Bewegung zu solidarisieren. 

Da sich aber Zeitgeist und kommuni­
stische Ideologien weiter voneinander 
entfernt haben, ist ebenso absehbar, daß 
wenn sich die Renovadores der IU nicht 
behaupten, der politische Erfolg be­
grenzt bleiben wird - sogar eine Margi­
nalisierung drohen könnte. Die positive 
Bilanz bei den Europawahlen (13,62%) 
könnte sich bei den Regional- und Kom­
munalwahlen am 28. Mai dieses Jahres 
wiederholen, doch ist dies nicht nur der 
derzeitigen Stärke der IU, sondern eher 
der oben beschriebenen politischen 
Konstellation und Situation insgesamt 
zuzurechnen. 

Die Jugendorganisation der IU, Area 
de Juventud de Izquierda Unida, ist ein 
„Produkt" neuester Zeit. Aniceto Setien 
ist designierter Bundesvorsitzender, bis 
der erste Jugendkongreß einen Bundes­
vorstand in die Pflicht nehmen wird. Die 
.. bunte Truppe" der IU spiegelt sich wei­
testgehend auch in der Jugendorganisa­
tion wider. Die Jugend ist es, die ver­
stärkte Kontakte zu den sozialen Bewe­
gungen unterhält, die ja selbst von Ju­
gendlieben dominiert werden. Für die 
Parteispitze ist es schon deshalb wichtig, 
den Jugendsektor auszubauen und zu 
unterstützen. Die Area de Juventud un­
terhält Kontakte zu einigen kommunisti­
schen und sozialistischen Gruppierun­
gen und Parteien in Europa, so u. a. mit 
der PDS-Jugendorganisation Junge Ge­
nosslnnen. Darin sollte seitens der JU­
SOS allerdings keine allzu große Hürde 
gesehen werden, ebenfalls Kontakte mit 
der Area de Juventud aufzunehmen, die 
darüber hinaus starkes Interesse hin­
sichtlich einer engeren Zusammenarbeit 
mit IUSY (die der Sozialistischen Inter­
nationale verbundene International Uni­
on of Socialist Youth) und ECOSY (der 
europäischen Regionalorganisation der 
IUSY) geäußert haben. Die internationa-

len sozialistischen Verbände könnten 
für die Area de Juventud und die Juven­
tudes de Socialistas de Espaiia (JSE) ein 
geeignetes Dialogsforum darstellen, da 
auf nationaler Ebene die Kommunikati­
on beider Verbände abzubrechen droht. 

Aufgrund der traditionell engen Kon­
takte zwischen der SPD und der PSOE 
bereitet eine ( offizielle) Kontaktaufnah­
me zur Zeit noch erhebliche Schwierig­
keiten. Dies wurde deutlich, als sogar 
Scharping seinen ,.Auftritt" beim JUSO­
Bundeskongreß in Gera absagen wollte, 
falls die Area de Juventud ebenfalls an­
wesend sei. Da die IU-Juventud nun 
nicht nach Gera kommen wird, mußte 
Scharping nach einem neuen Grund des 
,,Schwänzens" suchen und wurde fün­
dig: keine Zeit... 

Linke gespalten - Rechte 
ist lachender Dritter 

Die PSOE und die IU sind sich weni­
ge Wochen vor den Regional- und Kom­
munalwahlen spinnefeind. Die PSOE 
schert die IU und die konservative PP 
mit dem Vorwurf, die einzige linke Re­
gierung in der Geschichte Spaniens zu 
bekämpfen über einen Kamm. Jedem in­
nerhalb der PSOE ist allzu klar, daß 
wenn sich die PSOE und die IU gegen­
seitig der Stimmen berauben, die PP als 
lachender Dritter die nächste Regierung 
bilden wird. Auf diesen Sachverhalt wird 
von vielen Linken vehement hingewie­
sen und ein Bündnis eingefordert - ein 
Bündnis ohne den Renovador Felipe 
Gonzalez natürlich, doch ohne ihn ist die 
Rechnung nicht zu machen. Julio Angui­
ta appelliert öffentlich an die Tradiciona­
listas der PSOE, Felipe den Rücken zu 
kehren und in Zukunft für die IU zu strei­
ten, aber bisher ohne großen Erfolg. 

Die ewige Leidensgeschichte der lin­
ken Bewegung, gespalten, verfeindet 
und somit erfolglos in die Wahlen zu ge­
hen und den Rechten, die von ideologi­
schen Keilen verschont geblieben sind, 
an die Regierung zu katapultieren, wie­
derholt sich abermals jetzt in Spanien. 
Jede/r ist sich dieser Tatsache bewußt, 
doch scheinen alle wie gelähmt. Ob sich 
die spanische Linke nun im Aufbruch 
oder im Untergang befindet, wird sich in 
den nächsten Monaten nach den Regio­
nalwahlen deutlicher abzeichnen; eben­
so welchen Weg die Linke gehen wird, 
ob miteinander oder gegeneinander und 
damit erfolgreich und erfolglos. 
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einsprüche 

die kritische 
Auseinandersetzung 
mit vorherrschenden 
Disskussionen 

in Vorbereitung: 

Band 5: 
Basso-Sekretariat Berlin (Hrsg.) 
Festung Europa auf der 
Anklagebank. 
Dokumentation des Basso~ 
Tribunals zum Asylrecht in Europa. 
1995 - ca. 250 S. 
DM 19,80 -ÖS 155 -SFR 21,00 
ISBN 3-929586-57-6 

Band 4: 

Veit Bader 
Rassismus, Ethnizität, Bür­
gerschaft. 
Soziologische und philosophische 
Überlegungen 
1995 - ca. 160 S. 
ca. DM 25,00 - ÖS 195 - SFR 26,30 
ISBN 3-929586-4 7-9 

bereits erschienen: 

Band 3: 
Alain Lipietz 
Berlin, Bagdad, Rio 
1993- 130 s . 
DM 25,00 - ÖS 195 - SFR 26,30 
ISBN 3-924550-90-5 

Band 2: 

Ivan Glaser! Ernst Köhler 

Für das kleinere Ganze 
Zu einem anderen Verständnis vom 
Ende Jugoslawiens 
1993 -150 s. 
DM 25,00 - ÖS 195 - SFR 26,30 
ISBN 3-924550-80-8 

Band 1: 

Dieter R. Knoell 
Kritik der deutschen 
Wendeköpfe 
Frontberichte vom publizistischen 
Feldzug zur Herbeiführung desEndsiegs 
über die zersetzende Gesellschaftskritik 
1992 -222 s. 
DM 25,00 - ÖS 195 - SFR 26,30 
ISBN 3-924550-71-9 

WESTFÄLISCHES~ 
DAMPFBOOT. 

Dorotheenstr. 26. 48145 Münster· Tel. 02 51 /6 08 60 80 
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Zwei Bücher für ein spw-Abo: 

Elmar Altvater 
Der Preis des Wohlstands 

Umweltplünderung und neue Welt(un)ordnung 
Ladenpreis : DM 29,80 

FRAUENARBEIT 
FRAUENPOLITIK 

A 

Die -

Brigitte Hasenjürgen/Sabine Preuß 
Frauenarbeit - Frauenpolitik 
Eine provokante Analyse der internationalen Diskussion 
Ladenpreis: DM 29,80 

Alain Lipietz 
Berlin, Bagdad, Rio 

Neue Sichtweisen für Umbrüche in der Entwicklung 
von Ökonomie, Politik und Ökologie 

Ladenpreis: DM 25,-

D C 
unvollendete 
Republik Lutz Hoffmann 

Die unvollendete Republik 
Zwischen Einwanderungsland und deutschem Nationalstaat 
Ladenpreis: DM 24,-

und 

Wirtschaft 
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Jürgen Kuczynski 
Probleme der Selbstkritik 

Von flacher Landschaft und vom Zickzack der Geschichte 
Ladenpreis: DM 24,- II 

F E 
K.-H. Heinemann/W. Schubarth (Hg.) 

::=-~. Der antifaschistische Staat entläßt seine Kinder 
Der antlfaschlstis<he Staat 
,n11äB1se1neKlncte, Jugend und Rechtsextremismus in Ostdeutschland 
NU Ladenpreis : DM 14,80 

Sigrid Jacobeit/Wolfgang Jacobeit 
Illustrierte Alltags- und Sozialgeschichte Deutschlands 1900-1945. 

Geschichte aus der Sicht „von unten" anhand der Problematik der Arbeit 
(ca. 600 S.) Ladenpreis: DM 98,-
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